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236. Sitzung 

Bonn, Freitag, den 8. Mai 1998 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, ich eröffne die Sitzung und bitte Sie, sich zu 
erheben, weil ich unserer Toten gedenken möchte. 

In dieser Woche sind zwei ehemalige Mitglieder des 
Deutschen Bundestages verstorben, die beide der 
Kriegsgeneration angehörten und den zweiten Welt-
krieg mit seinen furchtbaren Schrecken, Vernichtun-
gen und Verlusten als Soldaten erlebt haben. Sie wa-
ren beide nach dem Krieg in herausgehobenen politi-
schen Positionen aktiv und haben auf unterschiedli-
che Weise einen jeweils eigenständigen Beitrag zum 
Aufbau der Bundesrepublik Deutschland geleistet. 

Am Montag dieser Woche ist der ehemalige Bundes-
minister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge-
schädigte, Theodor Oberländer, im Alter von 93 Jahren 
gestorben. Er stammte aus Meiningen in Thüringen. 
Theodor Oberländer war von 1953 bis 1965 Mitglied 
des Deutschen Bundestages, zunächst als Vertreter des 
Bundes der Heimatvertriebenen und Entrechteten, 
später als Abgeordneter der CDU. Theodor Oberländer 
hat sich jahrzehntelang für die Eingliederung von Mil-
lionen Heimatvertriebenen und Umsiedlern eingesetzt 
und so wichtige Integrationsarbeit geleistet. 1960 trat 
er wegen des Vorwurfs, Kriegsverbrechen begangen 
zu haben, zurück. Gegen diesen Vorwurf hat er sich in 
vielen Gerichtsverfahren zur Wehr gesetzt und erfolg-
reich um seine Rehabilitation gekämpft. 

Der Deutsche Bundestag gedenkt eines Parlamen-
tariers, der in der schwierigen Phase des Neubeginns 
einen weithin geachteten politischen Beitrag gelei-
stet hat. 

In der Nacht zum Donnerstag verstarb unerwartet 
das langjährige Mitglied des Deutschen Bundesta-
ges, der ehemalige Bundesminister und Vizekanzler 
Dr. Erich Mende, im Alter von 81 Jahren. 

Er wurde 1916 in Großstrelitz in Oberschlesien ge-
boren. Nach seiner Rückkehr aus dem zweiten Welt-
krieg und aus Kriegsgefangenschaft, nach Abschluß 
des Studiums der Rechtswissenschaft und der Politi-
schen Wissenschaft trat er bereits 1946 der F.D.P. bei. 
1949 wurde Dr. Erich Mende für die F.D.P. in den 
Deutschen Bundestag gewählt, dem er ununterbro-
chen bis 1980 angehörte. Sein enormes organisatori-
sches Talent und seine rheto rischen Fähigkeiten 

brachten ihn in rascher Abfolge in die Ämter des Ge-
schäftsführers, des zweiten stellvertretenden Vorsit-
zenden und des Fraktionsvorsitzenden. 1960 wurde 
er Bundesvorsitzender der Partei. 

Bundeskanzler Ludwig Erhard berief E rich Mende 
im Jahr 1963 als Bundesminister für Gesamtdeutsche 
Fragen und Vizekanzler in sein Kabinett. E rich 
Mende war ein einfallsreicher Deutschlandpolitiker, 
ein Kämpfer für die deutsche Einheit, die er mit sei-
nem Konzept der „kleinen und mittleren Schritte" 
voranzubringen suchte. 1965 sagte er in einem Inter-
view: Des Deutschen Vaterland ist das ganze 
Deutschland. Europa wird entstehen in der Vielfalt 
seiner Landschaften, seiner geschichtlichen Werte, 
seiner Lebensart. 

Nach der Bildung der sozialliberalen Koalition 
1969 wechselte der konservative Liberale 1970 zur 
CDU, für die er bis 1980 im Deutschen Bundestag ar-
beitete. 

Erich Mende steht für eine Generation von Politi-
kern, die nach den bitteren und leidvollen Kriegsjah-
ren mit ungebrochenem Elan an den politischen und 
staatlichen Wiederaufbau unseres Gemeinwesens 
ging. Er war ein leidenschaftlicher und streitbarer Li-
beraler und hat entscheidenden Anteil am Aufbau 
der F.D.P. Sein Einsatz im Bundestag galt insbeson-
dere den Kriegsgefangenen und der Rehabilitierung 
der Soldaten. 

Der Deutsche Bundestag wird beiden Verstorbe-
nen ein würdiges Gedächtnis bewahren. Ich spreche 
den Angehörigen beider Fami lien unsere tiefe An-
teilnahme aus. 

Meine Damen und Herren, Sie haben sich aus An-
laß des Todes der beiden Verstorbenen erhoben. Ich 
danke Ihnen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7 a bis 7 c auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des 
Wehrsoldgesetzes 
- Drucksache 13/9960 - 

(Erste Beratung 224. Sitzung) 
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aa) Beschlußempfehlung und Be richt des Ver-
teidigungsausschusses (12. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10544 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Jürgen Augustinowitz 
Dieter Heistermann 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

- Drucksache 13/10583 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Diet rich Austermann 
Jürgen Koppelin 
Ernst Kastning 
Oswald Metzger 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Verteidigungsausschusses 
(12. Ausschuß) zu dem Antrag der Fraktion 
der SPD 

Wehrsolderhöhung 
- Drucksachen 13/10191, 13/10544 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Jürgen Augustinowitz 
Dieter Heistermann 

c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Verteidigungsausschusses 
(12. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Winfried Nachtwei, Angelika Beer, Christi-
an Sterzing, Antje Hermenau und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Beseitigung von Ausbildungshindernissen 
und Benachteiligungen im Rahmen der Wehr-
pflicht 
- Drucksachen 13/8706, 13/9727 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Jürgen Augustinowitz 
Walter Kolbow 

Zum Gesetzentwurf liegen ein Entschließungsan-
trag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. sowie 
ein Entschließungsantrag und ein Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD vor. Die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen hat ebenfalls einen Entschließungsan-
trag eingebracht. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Dazu sehe 
ich keinen Widerspruch. Wir verfahren so. 

Ich eröffne die Aussprache. Es beginnt der Kollege 
Paul Breuer. 

Paul Breuer (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Eigentlich wollten wir in dieser 
Debatte allein über die Themen Wehrsolderhöhung 
und Weiterentwicklung der Wehrpflicht sprechen. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Wir auch!) 

Aber am vergangenen Mittwoch mußten wir mit völ-
ligem Unverständnis - ich betone: völligem Unver-
ständnis - zur Kenntnis nehmen, daß der Hauptaus-
schuß der Stadt Frankfurt (Oder) mit der Mehrheit 
der Stimmen von SPD, PDS und Bündnisgrünen den 

Antrag der Bundeswehr abgelehnt hat, ein öffentli-
ches Gelöbnis in Frankfurt (Oder) im Oderbruch am 
15. August 1998 abzuhalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ein Skan

-

dal!)  

Die Menschen in unserem Land mußten gestern in 
der auflagenstärksten deutschen Tageszeitung 

(Rolf Kutzmutz [PDS]: Sie können ruhig 
sagen, welche das ist!) 

in großen Lettern die Schlagzeile lesen: „Undank" . 
Was wird den Menschen in unserem Land angesichts 
dieser Schlagzeile durch den Kopf gegangen sein? 

Vor kaum neun Monaten hat die ganze Nation - 
ich betone: die ganze Nation - mit den Menschen im 
Oderbruch mitgefiebert. 

(Gerhard Jüttemann [PDS]: Was hat das 
eine mit dem anderen zu tun?) 

Die Soldaten der Bundeswehr, junge Leute aus allen 
Bundesländern, vom anderen Ende Deutschlands, 
aus dem Saarland, aus Baden-Württemberg, aus Nie-
dersachsen, aus dem hohen Norden - alle haben mit 
angepackt, um die Menschen vor den Fluten zu ret-
ten. 

Die Bundeswehrsoldaten waren in aller Munde. 
Sie hatten mit ihrem Einsatz Wesentliches für das 
Empfinden der inneren Einheit unseres Landes ge-
tan. Das war beispielhaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

' Sie haben ein Gefühl der inneren Einheit ausgelöst, 
das sich auf vieles andere auswirkte. 

(Zuruf des Abg. Gerhard Jüttemann [PDS]) 

- Ich bin fest davon überzeugt, daß Sie von der inne-
ren Einheit nichts verstehen. Das wissen wir. Sie tra-
gen nicht zur inneren Einheit bei, sondern eher zur 
Spaltung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Diese innere Einheit, dieses Gefühl hat sich auf 
viele Menschen in ganz Deutschland übertragen. Ich 
bin davon überzeugt, daß die große Spendenbereit-
schaft etwas mit dem Empfinden der Solidarität, die 
dieser Einsatz der Bundeswehrsoldaten im Oder-
bruch zeigte, zu tun hatte. Die Dankbarkeit der Men-
schen im Oderbruch äußerte sich in vielen spontanen 
Reaktionen. Heute ist das alles bei den Repräsentan-
ten der SPD, der PDS und der Grünen vor Ort verges-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der 
CDU/CSU: Schweinerei!) 

Mit Hilfe von fadenscheinigen Argumenten wer-
den altbekannte ideologische Gräben wieder aufge-
worfen. Das feierliche öffentliche Gelöbnis wird als 
überkommenes, antiquiertes und sogar als martiali-
sches Zeremoniell gebrandmarkt. Dabei verkennen 
diese angesprochenen - ich sage - unverantwortli-
chen Politiker von SPD, PDS und den Bündnisgrünen 
eines: Sie sollten sehen, daß zum einen das feierliche 
öffentliche Gelöbnis, dieses Zeremoniell, der jungen 
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Soldaten aus dem Oderbruch und anderen Regionen 
ein Ausdruck der Verbundenheit der Bevölkerung in 
der Region mit den Soldaten ist und daß es sich zum 
anderen um ein Gelöbnis handelt, das die Soldaten 
auf die freiheitlichste und f riedlichste Grundordnung 
und Verfassung ablegen, die dieses Land jemals ge-
habt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 

Sauber herausgearbeitet!) 

Diese markante Mehrheit - ich sage das ganz be-
wußt; darüber sollte sich insbesondere die SPD ein-
mal Gedanken machen - aus SPD, PDS 

(Rolf Kutzmutz [PDS]: Und Bündnisgrünen!) 

und Bündnisgrünen nimmt nicht zur Kenntnis, was 
der Einsatz im Oderbruch an Gefühlen in bezug auf 
die Einheit und Solidarität in diesem Lande ausgelöst 
hat. Damit legen diese Unverantwortlichen vor Ort, 
die Sie noch in Schutz zu nehmen versuchen, die Axt 
an das Gefühl der inneren Einheit in unserem Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dankenswerterweise haben mehrere Gemeinden 
aus dem Oderbruch, darunter die Gemeinden Wrie-
zen, wo das Gelöbnis auch stattfinden wird, Neutreb-
bin und Eisenhüttenstadt, die Bundeswehrsoldaten 
spontan dazu eingeladen, das öffentliche feierliche 
Gelöbnis bei ihnen abzuhalten. Ich bedanke mich 
ausdrücklich bei diesen Gemeinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie zeigen damit ihre tiefe Verbundenheit gegenüber 
unserer Bundeswehr, die mit ihrem Einsatz unter Lei-
tung von General von Kirchbach zur Zeit der Flutka-
tastrophe für das Überleben einen entscheidenden 
Beitrag geleistet hat. 

Bei einigen unverantwortlichen Politikern in 
Frankfurt (Oder) dagegen scheint die ideologische 
Prägung im Vordergrund dessen zu stehen, was sie 
zur Leitlinie ihrer politischen Entscheidung machen. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: So ist es! 
Genau, das ist es! - Katrin Fuchs [Verl] 
[SPD]: Und wann sagt der jetzt etwas zum 

Wehrsold?) 

- Frau Kollegin, mir ist schon klar, warum Sie da ner-
vös werden. - Es ist hochinteressant zu sehen, wer 
daran beteiligt ist. Der Fraktionsvorsitzende der SPD 
ist ein DGB-Funktionär, der nicht etwa aus der Re-
gion stammt, sondern aus dem Westen kommt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unglaublich!  - 
So  ist es immer!) 

Ich erinnere mich an andere Auseinandersetzun-
gen in meinem Wahlkreis, in dem Gewerkschafts-
funktionäre eines Bet riebes, der mit einem Bet rieb im 
Osten hätte kooperieren können, im Westen Forde-
rungen stellten, die sich gegen die im Osten richte-
ten. Und im Osten wurden Forderungen gestellt, die 
sich gegen die Menschen im Westen richteten. Das 
ist keine Einheit, sondern das ist eine tiefe Spaltung  

und ein Teil der Politik, die Sie leider immer noch be-
treiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wahlkampf!) 

Einmal mehr klaffen die öffentlichen Bekenntnisse 
zur Bundeswehr von Teilen der SPD und die tatsäch-
liche Politik vor Ort weit auseinander. Wissen Sie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, wenn 
ich Ihren Entschließungsantrag lese, stelle ich fest: 
Einerseits schämen Sie sich - dafür haben Sie allen 
Grund -, aber andererseits gehen Sie auf die faden-
scheinigen Argumente, die vor Ort - ob das in Ham-
burg, in Bremen oder in Berlin war - vorgebracht 
werden, immer noch ein. Wann und wo kann denn 
eigentlich ein feierliches öffentliches Gelöbnis statt-
finden? 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: In Berlin nicht!) 

Ihre Argumente lauten: Im Sommer ist es zu heiß, 
im Winter zu kalt und im Frühjahr zu naß. Aber daß 
das Gelöbnis als Selbstverständlichkeit überall auf 
öffentlichen Plätzen stattfinden kann, weil sich die 
jungen Soldaten der Bundeswehr zu unserer Grund-
ordnung bekennen und weil sich die Bevölkerung - 
dazu kann ich Ihnen etwas aus meinem eigenen 
Wahlkreis erzählen - dazu bekennen möchte, ist Ih-
nen nicht klar. Sie bleiben in den alten ideologischen 
Prägungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wahlkampf auf dem Rücken der 
Rekruten, toll!) 

- Frau Beer, bei Ihnen wundert mich gar nichts. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das will ich auch hoffen!) 

Wer die Bundeswehr abschaffen will, wer die Zerstö-
rung der NATO betreiben will, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Sie trauen mir aber viel zu!) 

der muß notwendigerweise auch gegen feierliche öf-
fentliche Gelöbnisse sein. Das ist mehr als konse-
quent. 

Ich fordere die SPD dringend auf, sich mehr um 
ihre Parteibasis zu kümmern. 

(Lachen bei der SPD - Dr. Dagmar Enkel

-

mann [PDS]: Ein interessantes Demokratie

-

verständnis haben Sie!) 

Ich stelle immer mehr fest, daß Ihre tollen Bekundun-
gen hier im Deutschen Bundestag mit dem tatsächli-
chen Handeln eines Teils der von Ihren geführten 
Landesregierungen und der SPD-Politiker vor Ort in 
den Kommunen wenig oder gar nichts zu tun haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Bei der Gelöbnisfeier in meinem Wahlkreis in Sie-
gen am 24. April 1998, also vor wenigen Wochen, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hatten wir eine gute Gegendemo!) 

konnte ich feststellen, daß die Honoratioren der SPD 
beim öffentlichen Gelöbnis und beim offiziellen Emp-
fang ganz stark vertreten waren. Unter den Tausen-
den von Menschen waren im übrigen auch Sozialde-
mokraten, aber die vor Ort ansässigen SPD-Partei-
funktionäre, im Hintergrund als Drahtzieher bei ei-
nem Aktionsbündnis gegen das Gelöbnis, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das waren Grüne!) 

und die Jusos mit den Trillerpfeifen marschierten mit 
den 200 Demonstranten. Das war im übrigen aller-
dings ein klägliches Völkchen gegenüber den Tau-
senden von Menschen, die mitfeierten. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben uns vergessen, wir waren 

auch da!) 

Diese Doppelstrategie, die Sie an den Tag legen, 
ist höchst fragwürdig. Beschäftigen Sie sich damit, 
sonst ist Ihre Entschließung hier nicht glaubwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In das Bild der Scheinheiligkeit passen auch die 
Äußerungen Ihres Fraktionsvorsitzenden Scharping 
aus den letzten Tagen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Ach, der 
auch!) 

Er hat im Prinzip die Katze aus dem Sack gelassen: 
Immer offener spricht er von einer mittel- und langfri-
stigen Personalverringerung und von Standortverän-
derungen bei der Bundeswehr. Er forde rt  eine Wehr-
strukturkommission. Er kann sich das Aussetzen der 
Wehrpflicht vorstellen. 

Wer sich das Aussetzen der Wehrpflicht vorstellen 
kann, der schafft die Wehrpflicht ab. Schauen Sie in 
unser Nachbarland Belgien und fragen Sie do rt  den 
Verteidigungsminister Poncelet. Er sagt heute: In 
Belgien hätte man darüber eine tiefgreifendere Dis-
kussion führen müssen; diejenigen, die damals dafür 
plädiert haben, die Wehrpflicht auszusetzen, haben 
etwas getan, was nie wieder - zumindest unter die-
sen Umständen - rückholbar ist. 

Was Sie hier betreiben, ist nicht nur ein Drahtseil-
akt, sondern das ist ein gefährliches Tun, das die Axt 
an die Wurzeln nicht nur des Traditionsverständnis-
ses, sondern auch des Grundverständnisses von un-
serer Bundeswehr als voll integrierten Teil unserer 
Gesellschaft legt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Da Sie schon an die Aussetzung der Wehrpflicht 
denken, frage ich mich, ob Ihr Antrag auf Wehrsold-

erhöhung um 2 DM täglich wirklich ernst gemeint 
ist. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Natürlich! - Ing rid Matthäus-Maier 
[SPD]: Meinen Sie unernst?) 

Oder dient er nur dem vermeintlichen Stimmenfang? 
Im Bundestag entdecken Sie Ihr Herz für die Wehr-
pflichtigen, und draußen in den Städten und Dörfern 
sorgen Sie dafür, daß sie sich auf öffentlichen Plätzen 
nicht zur freiheitlichen Grundordnung bekennen 
dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie begründen den Antrag damit, daß sich die Ko-
alition nicht genügend um die Wehrpflichtigen ge-
kümmert habe, was das Finanzielle angeht. 

(Zurufe von der SPD: Richtig! - Wohl wahr!) 

Die Koalition hat die Wehrpflicht belastungsgerecht 
weiterentwickelt und in den letzten vier Jahren er-
hebliche finanzielle Verbesserungen für die Wehr-
pflichtigen von bis zu 63 Prozent erreicht, die im übri-
gen von den sachkundigen Mitgliedern Ihrer Frak-
tion gar nicht bestritten werden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Breuer, den-
ken Sie an das Ende Ihrer Rede? 

Paul Breuer (CDU/CSU): Frau Präsidentin, ich bin, 
was die Rede angeht, gleich am Ende - ansonsten 
nicht. 

(Lachen bei der SPD) 

Rund 85 Prozent der Grundwehrdienstleistenden 
haben durch das von der Koalition geschnürte Maß-
nahmenpaket Soldsteigerungen von 4,10 DM bis 
9,10 DM täglich. Dagegen muten die 2 DM, die Sie 
vorschlagen, lächerlich an. 

Nehmen Sie die Realitäten, auch was diese Frage 
angeht, zur Kenntnis! Dann werden Sie feststellen: 
Wir haben über die Wehrpflicht nicht nur pathetische 
Reden gehalten. Wir haben sie weiterentwickelt und 
etwas für die Wehrpflichtigen getan. Das wird deut-
lich, wenn Sie sich mit der Politik der Koalition in die-
sem Teil, aber auch in anderen Teilen der Sicher-
heitspolitik substantiell beschäftigen. 

Ihr Antrag zur Wehrsolderhöhung trifft den Ke rn 
 dessen, was belastungsgerecht ist, nicht, und Ihr An-

trag im Hinblick auf das Gelöbnis in Frankfu rt  ist der 
Versuch der Ablenkung, weil Sie sich schämen und 
betroffen fühlen. Aber er löst die Probleme in der 
Struktur der SPD vor Ort leider nicht. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zu einer Kurzinter-
vention hat jetzt die Abgeordnete Enkelmann das 
Wort . 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): Die Koalition mußte 
ja schon einige Verrenkungen machen, um mit dieser 
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Debatte über die Erhöhung des Wehrsolds, über die 
wir uns ja im wesentlichen einig sind, eine Debatte 
über öffentliche Gelöbnisse und insbesondere über 
eine mögliche Entscheidung in Frankfu rt  (Oder) zu 
verbinden. Dies ist eindeutig ein Mißbrauch dieser 
Debatte, ein Mißbrauch des Parlaments. 

(Beifall bei der PDS - Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Man muß dazu sagen: Es ist schon ein ungeheuer-
licher Vorgang, wie sich dieses Parlament in eine 
kommunalpolitische Entscheidung einmischt. 

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Kommu-
nalpolitiker mischen sich in Bundespolitik 

ein! Sie verdrehen die Dinge!) 

Es lag keine Beschlußvorlage im Hauptausschuß der 
Stadt Frankfurt (Oder) vor. Es lag lediglich ein B rief 
von Kirchbach an  den Oberbürgermeister vor, über 
den beraten worden ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es gibt keine Entscheidung. Hier soll Druck auf eine 
Stadt ausgeübt werden. 

Nun ist es - ich denke, auch hier im Parlament - 
kein Geheimnis, daß über öffentliche Gelöbnisse, un-
ter anderem über Fahnenweihe, über Zapfenstreich - 
ich kann mich zum Beispiel an eine Diskussion Bonn 
betreffend erinnern -, 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Verwechseln Sie das nicht mit der Jugend-

weihe!) 

in der Öffentlichkeit diskutiert wird, und zwar nicht 
nur in Frankfurt  (Oder), sondern auch in Hamburg, 
in Bremen und Berlin. Es gibt Diskussionen darüber, 
ob das noch zeitgemäß ist, ob das nicht Relikte aus 
der Vergangenheit sind. 

Das will  ich Ihnen ganz ernsthaft sagen: In Frank-
furt  spielte auch eine Rolle, ob dies nicht Relikte aus 
der DDR-Vergangenheit sind. Vielleicht setzen Sie 
sich auch damit einmal auseinander. 

(Beifall bei der PDS) 

Das Ganze hat aber mit dem Hochwasser über-
haupt nichts zu tun. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Sie haben ja auch mit der SED nichts zu 

tun!)  

Die PDS hat in der Debatte im August des vergange-
nen Jahres und im übrigen immer wieder deutlich 
gesagt, daß sie Achtung vor der Leistung der Solda-
ten, der Angehörigen der Bundeswehr und des Tech-
nischen Hilfswerkes sowie anderer Einrichtungen 
hat. Das ist deutlich gesagt worden, und daran ma-
chen wir bis heute keine Abstriche. Es waren Mit-
glieder der PDS, die neben den Soldaten gestanden 

haben, die sich gegenseitig die Sandsäcke zuge-
reicht haben. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Leere 
Bekenntnisse waren das! - Kurt 
J. Rossmanith [CDU/CSU]: Das behaupten 
sie jetzt! - Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

- Darüber können Sie sich lustig machen; das sind 
aber Tatsachen. 

(Beifall bei der PDS - Kurt J. Rossmanith 
[CDU/CSU]: Das behaupten Sie jetzt!) 

Aber heißt das gleichzeitig, daß damit Kritik an der 
Bundeswehr tabu ist, daß man deswegen über Mili-
tärspektakel und beispielsweise über eine weitere 
Nutzung von Truppenübungsplätzen wie der Col-
bitz-Letzlinger Heide oder der Heide bei Wittstock 
nicht mehr reden darf? Heißt das gleichzeitig, daß 
man keine Kritik mehr an Auslandseinsätzen der 
Bundeswehr üben darf? Ich denke, das hat nichts 
miteinander zu tun. Die Absicht ist ziemlich durch-
sichtig: Sie führen einen miesen Wahlkampf, und das 
Schlimme daran ist, daß Sie diesen Wahlkampf auf 
dem Rücken von Bundeswehrangehörigen führen. 

(Ulrich Junghanns [CDU/CSU]: Den führen 
Sie! Sie verunsichern die Bundeswehrsolda

-

ten!)  

Ich denke, wir haben im Bundestag Wichtigeres zu 
tun. 

Auch eines will  ich Ihnen ganz deutlich sagen. Die 
Bürgerinnen und Bürger, auch in Frankfurt(Oder), 
haben ein anderes, ein wesentlich gravierenderes, 
existentielles Problem, und das ist das Problem der 
Arbeitslosigkeit. Daß Sie versuchen, mit dieser De-
batte von diesem Problem abzulenken, ist, denke ich, 
sehr durchschaubar. Das wird Ihnen letzten Endes 
am 27. September die Quittung bringen. 

(Beifall bei der PDS und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Ulrich Junghanns [CDU/ 
CSU]: Wir stehen trotzdem zur Bundes

-

wehr!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Möchten Sie ant-
worten, Herr Breuer? - Nein. 

Als nächster spricht Kollege Kurt Palis. 

Kurt Palis (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Ursprünglich sollte diese Debatte einem 
wichtigen Thema dienen, nämlich der Frage, ob wir 
mehr als sechs Jahre warten wollen, um den Wehr-
sold der Wehrpflichtigen zu erhöhen oder nicht. 
Diese Frage steht nach wie vor im Mittelpunkt mei-
nes Redebeitrags. Aber gestern ist nun über das Me-
dium der „Bild"-Zeitung mit Macht eine kommunal-
politische Problematik in diesen Bundestag einge-
brochen. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Das ist 
keine kommunalpolitische! - Jörg van 

Essen [F.D.P.]: Das geht uns alle an!) 
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- Das ist eine zunächst kommunalpolitische Proble-
matik. Zu dieser Frage ist auch von unserer Seite ei-
niges zu sagen. Herr Kollege, das ist wahr. Das wird 
mein Kollege Peter Zumkley tun. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Sie haben dazu 
nichts zu sagen?) 

Ich konzentriere mich auf den vereinbarten Gegen-
stand: Wehrsolderhöhung und in welcher Weise. 

Ich will nur einen Satz zu meiner persönlichen Ein-
stellung zu dem ganzen, neu aufgetauchten Komplex 
sagen. Ich habe wie viele meiner Kolleginnen und 
Kollegen als Sicherheitspolitiker Gelegenheit ge-
habt, bei Gelöbnissen zu sprechen. Ich habe dies 
gerne getan und habe solche Gelegenheiten gerne 
genutzt. Ich bin auch stolz darauf und freue mich dar-
über, daß man in dieser Weise den jungen Soldaten 
für ihren Einsatz danken kann. 

(Beifall bei der SPD und der F.D.P. sowie bei. 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich hätte mir ge-
wünscht, daß wir in den Beratungen im Verteidi-
gungsausschuß doch noch parteiübergreifend zu ei-
ner gerechten Anpassung des Wehrsoldes an die ge-
stiegenen Lebenshaltungskosten gekommen wären. 
Diese Chance wurde von Ihnen, meine Kolleginnen 
und Kollegen der Regierungskoalition, vertan. Dabei 
hätten Sie aus der Not, in die Sie geraten waren, weil 
der Haushaltsausschuß unseren Antrag auf Wehr-
solderhöhung um 2 DM zum 1. Januar 1998 ange-
nommen hatte, durchaus eine Tugend machen kön-
nen. Es wäre für die Wehrpflichtigen und die Zivil-
dienstleistenden ein wichtiges Zeichen gewesen, 
wenn den hehren Worten auch entsprechende Taten 
gefolgt wären. Hier hätten wir uns von der SPD auf 
seiten der Koalitionsfraktionen viel mehr Mut ge-
wünscht. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn die letzte Wehrsolderhöhung um 2 DM wird 
bei Inkrafttreten Ihrer Gesetzesvorlage mehr als 
sechs Jahre zurückliegen; das ist Fakt. Seitdem ist 
die Preisentwicklung nicht stehengeblieben. In allen 
übrigen Bereichen wurde zumindest eine Anpassung 
der Einkommen an die gestiegenen Lebenshaltungs-
kosten erreicht. Auch bei den Berufs- und Zeitsolda-
ten ist dies geschehen, auch beim Bundesverteidi-
gungsminister, selbst bei den Abgeordneten ist dies 
passiert. Nur den Grundwehrdienstleistenden, die 
einen Ehrendienst für unser Land leisten, einen 
Dienst, der auch dadurch gekennzeichnet ist, daß er 
nicht mit einem vollen Lohn besoldet wird, ist durch 
die Mehrheitsfraktionen in diesem Hause eine ge-
rechte Wehrsolderhöhung immer wieder verweigert 
worden. Die SPD hat in dieser Wahlperiode bereits 
mehrfach den Antrag auf Erhöhung des Wehrsoldes 
gestellt, zuletzt in den Beratungen zum Bundeshaus-
halt 1998. Diese Anträge scheiterten immer wieder 
am Widerstand der Regierungsfraktionen. 

(Peter Zumkley [SPD]: Leider!) 

Dieser Umgang mit berechtigten Interessen der 
Wehrpflichtigen ist aus der Sicht der SPD-Fraktion 
unzumutbar. 

Nun kommt der Vorschlag von Ihnen, eine Erhö-
hung um 1 DM, und dann nicht einmal zum nächst-
möglichen Termin, sondern erst zum 1. Januar 1999. 
Ein Schelm, wer im Wahljahr Böses dabei denkt. 

(Andreas Krautscheid [CDU/CSU]: Das geht 
nach hinten los!) 

Diese Anpassung ist zu niedrig. So forde rt  der Bun-
deswehrverband sogar eine sofortige Erhöhung um 
mindestens 3,50 DM. Im übrigen kommt Ihre Anpas-
sung auch zu spät. Eine angemessene materielle 
Grundsicherung ist für die Akzeptanz der Wehr-
pflicht, die eine Mehrheit in diesem Hause über Par-
teigrenzen hinweg befürwortet, aber unerläßlich; 
denn es handelt sich - dies hat mein Kollege Heister-
mann in der ersten Lesung dieses Gesetzentwurfes 
bereits betont - beim Wehrsold für Grundwehrdienst-
leistende eben nicht um einen Lohn, sondern um ein 
hinreichendes Taschengeld für die p rivate Lebens-
führung als Anerkennung und Entschädigung für 
staatsbürgerliche Pflichterfüllung. 

Wer die Wehrpflicht in unserem Lande wirklich er-
halten will, der muß für Akzeptanz in der Bevölke-
rung sorgen. Eine wesentliche Rolle spielen dabei 
die sozialen und finanziellen Rahmenbedingungen 
für Grundwehrdienstleistende, für Reservisten und 
deren Familien. Hier hat die Koalition ihre Chance 
verpaßt. 

Wenn von seiten der Koalition darauf verwiesen 
wird - Herr Breuer hat das am Schluß seines Rede-
beitrages wieder getan -, daß die Summe der seit 
1995 ergriffenen Maßnahmen zur Steigerung der fi-
nanziellen Attraktivität des Wehrdienstes die Forde-
rungen der SPD doch bei weitem übertreffe und gar 
zu Verbesserungen um bis zu 63 Prozent geführt 
habe, 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: So ist es!) 

so ist das, Herr Breuer, noch nicht einmal die halbe 
Wahrheit. Die ganze Wahrheit lautet: Trau keiner 
Statistik, die du nicht selber gefälscht hast! 

(Widerspruch des Abg. Paul Breuer [CDU/ 
CSU]) 

Warum beginnen Sie bei Ihren statistischen Über-
legungen immer mit dem Jahr 1995 und nicht bei-
spielsweise mit dem Jahr 1992, dem letzten Jahr ei-
ner linearen Wehrsolderhöhung? 

(Zuruf von er SPD: Sehr wahr!) 

Ich sage Ihnen, warum Sie das tun: Sie müßten dann 
einräumen, Herr Breuer, daß zum Beispiel durch das 
Gesetz zum föderalen Konsolidierungsprogramm 
1993 unsere Wehrpflichtigen zunächst erhebliche 
Einbußen hinnehmen mußten. So wurde das Entlas-
sungsgeld von 2500 DM auf 1800 DM reduziert. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Ja, weil die Wehr

-

dienstzeit verkürzt wurde!) 
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- Nein, Sie irren sich, Herr Breuer. Als die Reduzie-
rung der Wehrdienstzeit einsetzte, wurde das Entlas-
sungsgeld erneut verringert, und zwar auf 1500 DM. 

(Beifall bei der SPD - Paul Breuer [CDU/ 
CSU]: Ja, weil die Dauer vorher auf 18 

Monate geplant war!)  

Seit der zehnmonatigen Wehrdienstzeit liegt es eben 
bei 1 500 DM. Darüber hinaus wurde das doppelte 
Verpflegungsgeld, das 1989 eingeführt worden war, 
ab Juni 1993 nur noch für die Zeit des Erholungs-
urlaubs gezahlt. Erst ab Oktober 1995 - seltsamer-
weise beginnt Ihre Statistik immer erst da -, wurde 
die alte Regelung wieder auf Wochenenden und 
dienstfreie Tage ausgedehnt. 

Ihre Masche, die Rücknahme von vorher erfolgten 
Kürzungen als Wohltat der Regierung darzustellen, 
wird nach den Erfahrungen von 16 Jahren konserva-
tiv-liberaler Regierung in der Bevölkerung und von 
den Soldaten voll durchschaut. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Haltung der Regierungskoalition macht deut-
lich, daß die Interessen der Wehrpflichtigen in Ihren 
Reihen schlecht aufgehoben sind. 

Daran ändert auch die im Gesetzentwurf vorgese-
hene weitere Differenzierung des 1996 eingeführten 
Mobilitätszuschlags nichts. Hierdurch wird das 
Grundproblem nicht gelöst, und es ist auch kein Er-
satz für eine angemessene Wehrsolderhöhung. Die 
Staffelung des Mobilitätszuschlags führt in letzter 
Konsequenz dazu, daß nicht der Wehrdienst, sondern 
die Entfernung vom Heimat- zum Dienstort vergütet 
wird. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Belastungsge-
recht!) 

Grundwehrdienstleistende, die in relativer Heimat-
nähe stationiert sind, gehen dabei leer aus. 

Wir werden diesen Vorschlag der Regierung trotz-
dem nicht ablehnen; denn er ist letztlich besser als 
nichts. Das geben wir zu. Aber wir bleiben dabei: 
Der Mobilitätszuschlag ist kein Ersatz für die von uns 
geforderte Wehrsolderhöhung. Diese ist uns wichti-
ger als eine weitere Differenzierung beim „Mobzu-
schlag" . 

Der im gesamten Gesetzentwurf deutlich gewor-
dene Kurs der Regierungsparteien geht an den tat-
sächlichen Erfordernissen vorbei. Wir bleiben daher 
bei unserer Forderung nach einer Anhebung des 
Wehrsoldes in allen Wehrsoldgruppen um 2 DM täg-
lich ab dem 1. Januar 1998 und werben um Zustim-
mung für unseren Änderungsantrag. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Hein-
rich Graf von Einsiedel [PDS]) 

Zum Abschluß ein kurzes Wo rt  zum Antrag der 
Bündnisgrünen: Bei der Abstimmung über diesen 
Antrag wird sich meine Fraktion der Stimme enthal-
ten. Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
Oktober 1997 hat im Verhältnis der Wehrpflicht zur 
Berufsausbildung eine Konkretisierung der Zurück-
stellungsmöglichkeiten gebracht, die - so die Zusage  

des BMVg - auch in den Entscheidungen der Wehr-
ersatzbehörden berücksichtigt wird. Durch diese 
Entscheidung sowie durch weitere bereits erfolgte 
administrative Maßnahmen zur Verbesserung der 
Einberufungspraxis scheinen aus Sicht der SPD un-
lösbare Ausbildungshindernisse nicht mehr zu be-
stehen. 

Es bleibt allerdings dabei - ich komme zum Schluß 
-, daß in Konfliktsituationen zwischen Wehrpflicht 
und Erhalt des Ausbildungsplatzes der vorhandene 
Entscheidungsspielraum vor Ort jeweils zugunsten 
des Erhalts des Ausbildungsplatzes genutzt werden 
muß. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine persönlichen Erfahrungen der letzten Monate 
mit der Arbeit des für meine Heimatregion zuständi-
gen Kreiswehrersatzamtes in Lüneburg zeigen mir in 
einer ganzen Reihe von Fällen sehr deutlich, daß dies 
vor Ort auch schon seit längerem umgesetzt wird. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt der 
Kollege Winfried Nachtwei. 

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Im Ko-
sovo brennt die Lunte. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Sie wurde in Frankfurt angesteckt!) 

Dieses brennende Thema mußte hier in der letzten 
Nacht behandelt werden. Das Randthema eines Ge-
löbnisstreites 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Aha!) 

wird hier zu bester Zeit behandelt. Ich denke, daß 
das schon die völlig verkehrten und verrückten Maß-
stäbe der Mehrheit dieses Hauses deutlich macht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 
der SPD - Joachim Hörster [CDU/CSU]: Das 

zeigt, welchen Geistes Kind Sie sind!) 

Niemand bestreitet, daß die Bundeswehr zusam-
men mit Feuerwehr, Polizei, Bundesgrenzschutz und 
einer Unzahl freiwilliger Helfer beim Kampf gegen 
die Oderflut Großartiges geleistet hat. Dafür wurde 
den Soldaten mehrfach und wiederholt von der ge-
samten Bevölkerung gedankt, in Frankfurt/Oder 
zum Beispiel durch ein Stadtfest im letzten Septem-
ber. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Und jetzt werden sie abgestraft!) 

Es ist doch aber absurd, aus der unverändert weiter

-

bestehenden Dankbarkeit eine Zustimmungspflicht 
zu allen Bundeswehraktivitäten, ja, einen regelrech- 
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ten Bekenntniszwang zur Bundeswehr allgemein ab-
leiten zu wollen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS - Widerspruch bei der 

CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mit der Gelöbniszeremonie werden Wehrdienst-
leistende feierlich an ihre Grundpflichten gemäß Sol-
datengesetz erinnert. Das geschieht nie versteckt 
hinter Kasernenmauern, sondern immer öffentlich, in 
Anwesenheit von Verwandten und Repräsentanten 
des öffentlichen Lebens. Da die wesentlichen 
Zwecke eines feierlichen Gelöbnisses offenbar auch 
in Kasernen erreichbar sind, stellt die Zentrale 
Dienstvorschrift 10/8 ganz nüchtern fest: 

Vereidigungen und feierliche Gelöbnisse sind im 
Regelfall innerhalb militärischer Anlagen durch-
zuführen. 

Wenn der Regelfall inzwischen mehr und mehr zur 
Ausnahme gemacht wird, wenn die Bundeswehr in-
zwischen kampagneartig auf die zentralen Plätze der 
Städte zieht, so steht dem selbstverständlich vom Ge-
setz her nichts entgegen. Es muß aber erlaubt sein 
festzustellen, daß damit weitere Botschaften und An-
sprüche in die allgemeine Öffentlichkeit transportiert 
werden. Demonstriert  wird damit nämlich, daß das 
Militärische etwas Besonderes und Einmaliges ist, 
daß der Wehrdienst der Gemeinschafts- und Frie-
densdienst überhaupt sei. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Ist ja auch der erste Dienst im Grund-

gesetz!) 

Polizisten und Feuerwehrleute setzen sich mit er-
heblichem persönlichen Risiko für die Gemeinschaft 
ein. 

(Zuruf von der SPD: Allerdings beruflich!) 

In der Kranken- und Altenpflege und in der Be-
treuung von Schwerbehinderten wird physisch und 
psychisch Enormes geleistet. Kein anderer Dienst 
aber und keine andere Institution praktizieren diese 
Selbstdarstellung und bekommen diese öffentliche 
Zuwendung. Demonstriert  wird mit diesen Gelöbnis-
veranstaltungen der Vorrang des Militärischen in der 
Friedens- und Sicherheitspolitik, obwohl doch alle 
inzwischen wissen, wie elementar gerade die nicht-
militärische Dimension von Friedens- und Sicher-
heitspolitik ist. Wer solches in der Öffentlichkeit de-
monstrieren will, muß Widerworte, Kritik und gewalt-
freien Protest in Kauf nehmen. 

Wenn Sie von der Koalition Protestierende pau-
schal als „Pöbel" bezeichnen oder wenn die Mehr-
heitsentscheidung des Hauptausschusses der Stadt 
Frankfurt/Oder von Herrn Breuer als „Kampfansage 
an eine sich zu freiheitlich-demokratischen Grund-
werten bekennende Gesellschaft" diffamiert wird, 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Recht hat er!) 

dann ist Ihnen im laufenden Heiligsprechungsver-
fahren für die Bundeswehr offenbar jedes Verständ-

nis von Pluralismus und demokratischer Streitkultur 
abhanden gekommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Daß Sie dafür die Soldaten der Bundeswehr instru-
mentalisieren, sehen inzwischen auch viele Bundes-
wehrangehörige mit großem Unwillen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Nun aber endlich zum eigentlichen und wichtige-
ren Thema, Stichwort: Wehrsolderhöhung. Ich kann 
es nur wiederholen: Die angebliche Wehrsolderhö-
hung ist in Wirklichkeit nur eine Verlangsamung der 
realen Wehrsoldabsenkung. Wehrpflichtige sind 
eben keine Rüstungsgüter, bei denen Preissteigerun-
gen ganz selbstverständlich eingeplant und gezahlt 
werden. 

Stichwort: Ausbildungshindernisse. Der Mangel 
an Berufsausbildungsplätzen ist ein brennendes 
Problem, von allen verbal beschworen. Aber daß 
die Koalition unseren Antrag ablehnt, die durch die 
Einberufungspraxis verursachten Ausbildungshin-
dernisse zu beseitigen, ist ein Skandal. Es bleibt 
nach Ihrem Willen also dabei, daß zirka 5000 drin-
gend benötigte Ausbildungsplätze nicht besetzt 
werden können, weil es der Bundesregierung nicht 
gelingt, die Wehrpflichtigen vor Beginn der Ausbil-
dung einzuberufen. 

Ein letztes Stichwort: die Benachteiligung im Rah-
men der Wehrpflicht. Nach § 14 b des Zivildienstge-
setzes können anerkannte Kriegsdienstverweigerer 
auch einen mindestens 15 Monate dauernden Dienst 
im Ausland leisten, der dem f riedlichen Zusammen-
leben der Völker dienen soll. Wer solchen jungen 
Männern im Auslandsdienst begegnet ist, weiß, was 
hier von einzelnen, die oft auf sich allein gestellt 
sind, geleistet wird. Es sind wahrhaftig Vorbilder an 
sozialem Engagement und Pioniere der Völkerver-
ständigung. 

Daß die Koalition zum wiederholten Male den An-
trag ablehnt, die sogenannten anderen Dienste im 
Ausland, die bisher keinerlei Unterstützung und Ab-
sicherung erhalten, den freiwillig längerdienenden 
Grundwehrdienstleistenden gleichzustellen, ist un-
begreiflich und vor allem ignorant. 

Ich fasse zusammen. Die Versäumnisse Ihrer realen 
Politik gegenüber den Wehrpflichtigen machen deut-
lich, warum Sie so sehr in die symbolische Politik 
ausweichen. Tarnen und Täuschen ist beim Militär 
eine übliche Taktik. Diese Taktik in der Politik fortzu-
setzen bedeutet allerdings, die Glaubwürdigkeit von 
Politik weiterhin zu beschädigen. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: In der Debatte 
spricht jetzt der Abgeordnete Günther Nolting. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt kommt wieder Wahlkampf!) 

Günther Friedrich Nolting (F.D.P.): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Die Soldaten der 
Bundeswehr und hier insbesondere die Grundwehr-
dienstleistenden verdienen unsere Anerkennung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Die heutige Bundeswehr ist ohne Grundwehrdienst-
leistende nicht denkbar. Sie leisten Pflichtdienst für 
unseren Staat. Es ist unser aller Aufgabe, ihre Lei-
stungen anzuerkennen und auch angemessen zu ho-
norieren. Dies hat in finanzieller Sicht, aber auch in 
ideeller Weise zu geschehen. Anerkennung von Lei-
stung ist nicht nur eine Frage des Geldes; Dank ist 
auch eine Sache des Herzens. Ich werde darauf spä-
ter noch einmal zurückkommen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wenn heute die Verbesserung des Mobilitätszu-
schlages zum 1. Juli 1998 und die Anhebung des 
Wehrsoldes zum 1. Januar 1999 beschlossen werden 
sollen, so trägt dies sowohl den gesamtwirtschaftli-
chen Verhältnissen als auch der Verbesserung der 
Wehrgerechtigkeit Rechnung. Unser Entwurf ist - 
wie sollte es auch anders sein? - sinnvoll und in 
finanzieller Hinsicht solide begründet, ganz im Ge-
gensatz zum SPD-Entwurf. SPD-Kanzlerkandidat 
Schröder stellt bekanntlich ohnehin alles unter finan-
ziellen Vorbehalt, ganz nach dem Motto: alles ver-
sprechen, nichts halten. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Widerspruch bei der SPD) 

Herr Kollege Palis, wir haben den differenzie rten 
Mobilitätszuschlag ganz bewußt eingeführt. Wir wol-
len eine individuelle Regelung, die den Grundwehr-
dienstleistenden gerecht wird. Dazu werden wir 
auch in Zukunft stehen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Die Wehrpflichtigen haben ihre Schuldigkeit ge-
tan. An der Oder, bei der Hochwasserkatastrophe im 
Juli und August des letzten Jahres, haben sie aufop-
ferungsvoll und häufig unter Lebensgefahr bis zur 
Erschöpfung für die Rettung des Oderbruchs und der 
Stadt Frankfurt  gekämpft. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Wohl wahr!) 

Die Wehrpflichtigen haben zwar ihre Schuldigkeit 
getan; aber jetzt können sie gehen. Ihr feierliches 
Gelöbnis des treuen Dienens - auch des Dienens in 
Katastrophenfällen - will die Mehrheit der Stadtver-
ordneten im Hauptausschuß der Stadt Frankfu rt  an 
der Oder aus SPD, PDS und Bündnisgrünen ganz im 
Gegensatz zur Bevölkerung nicht hören. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Eine tolle 
Koalition!) 

Frau Kollegin von der PDS, Ihr Redebeitrag dazu war 
in dem Sinne bemerkenswert, 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Danke 
schön!) 

daß man ihn als Aufheulen bezeichnen konnte, weil 
wir mit der heutigen Debatte genau diesen Punkt ge-
troffen haben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Dr.  Dagmar Enkelmann [PDS]: Aufgeheult 

haben Sie!) 

Die sozialdemokratischen Kommunalfunktionäre 
haben offensichtlich das gleiche Verhältnis zu den 
Bürgern wie der SPD-Kanzlerkandidat zu seiner 
Bundestagsfraktion. Die Botschaft dieser interessant 
zusammengesetzten Mehrheit - wie gesagt, es sind 
Stadtverordnete aus SPD, PDS und Bündnisgrünen - 
lautet: Wehrpflichtige, geht, kommt nicht nach 
Frankfurt  an der Oder, geht am besten in eure Ka-
serne. - Da frage ich: Wo bleibt der Dank? Es bleibt 
nur herzlose Kälte. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Paul  Breuer [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Das ist also die Botschaft auch der SPD. Dazu sage 
ich Ihnen: Sie wird nicht ungehört verhallen. Wo 
bleibt der Widerspruch des Shooting-Stars der SPD 
Brandenburgs, des Umweltministers Platzeck? Wäh-
rend der Hochwasserkatastrophe bemühte er sich 
vor laufenden Kameras stets um die Nähe von Gene-
ral von Kirchbach. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was sagt Schrö

-

der dazu?) 

Wo ist er jetzt? Offensichtlich in Deckung. Dazu ist 
festzustellen: Courage ade, Zivilcourage eh, Oppor-
tunismus pur! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist schon seltsam: 
Auf der einen Seite forde rt  die SPD-Fraktion im Bun-
destag eine unfinanzierbare Wehrsolderhöhung; auf 
der anderen Seite aber sind bei der SPD feierliche 
Gelöbnisse in der Öffentlichkeit offensichtlich uner-
wünscht. Dies betrifft ja nicht nur Frankfu rt  an der 
Oder. Dies betrifft genauso Ber lin, Bremen, Hamburg 
und viele andere Städte. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Leider wahr! - 
Zuruf des Abg. Peter Zumkley [SPD]) 

- Dazu können Sie, Herr Kollege Zumkley, gleich et-
was sagen. 

Zuerst lud Bürgermeister Scherf die Bundeswehr 
zum feierlichen Gelöbnis für den 9. Juni dieses Jah-
res auf den Bremer Marktplatz ein. Jetzt folgte die 
Ausladung. Ist das etwa Zufall, Herr Kollege Zum-
kley? 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Nein!) 

Oder passen etwa die öffentlichen Gelöbnisse nicht 
mehr in die Terminplanung der SPD-Wahlkampfzen

-

trale? Wann sagt Herr Scharping seine Gelöbnisrede 
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in Höxter ab? Wann sagt Herr Voigt seine in Neu-
münster ab? 

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Das ist ja 
wirklich  unverschämt!)  

Ich nenne dieses Verhalten der SPD doppelbödig. 
Einerseits wird der Bundeswehr hier in Bonn der Hof 
gemacht. Generale und Admirale in Bonn werden 
am letzten Mittwoch zu einem pompösen Essen ein-
geladen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Und Trin-
ken!)  

- Ich komme darauf zurück. - Wehrpflichtige erhal-
ten die Versprechung einer Wehrsolderhöhung um 
60 DM im Monat. Das ist wahlkampfgeprägt und un-
finanzierbar. 

(Walter Kolbow [SPD]: Neider! - Ing rid Mat-
thäus-Maier [SPD]: Nächstes Mal laden wir 

Sie mit ein!) 

Andererseits will Herr Scharping die Wehrpflicht 
aussetzen, also abschaffen, und die Bundeswehr dra-
stisch reduzieren. Wir sagen dazu: zu durchsichtig, 
Herr Scharping. Erst Henkersmahlzeit, dann Scha-
fott! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Lachen bei der SPD und der PDS) 

Die „Süddeutsche Zeitung" hat zweifelsfrei recht 
mit ihrer Aussage, daß die SPD-Sozialpolitiker von 
gestern sind und der Arbeitsministeranwärter Riester 
gar von vorgestern. Diese Beurteilung sollte sie kon-
sequenterweise auch auf die Finanz- und Verteidi-
gungspolitiker der SPD übertragen. Sie läge damit 
goldrichtig. Wie schrieb doch die „Frankfurter Allge-
meine Zeitung" in bezug auf Riester: „Sechs, set-
zen! ". Gleiches gilt heute für die SPD: Sechs, setzen! 
Die SPD gerät durch ihr Verhalten gegenüber der 
Bundeswehr mehr und mehr in das Fahrwasser der 
Bündnisgrünen und in Ostdeutschland - siehe Mag-
deburg und jetzt Frankfurt an der Oder - auch in das 
Fahrwasser der PDS. 

(Zurufe von der SPD) 

- Ich weiß ja, daß Sie das nicht gerne hören. Aber 
darauf muß doch hier in aller Öffentlichkeit einmal 
hingewiesen werden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie denken, es bleibt immer etwas 

hängen!) 

Ich habe mich bei meinen Ausführungen - dies auf 
Ihren Zwischenruf, Herr Kollege Nachtwei -, bewußt 
nicht mit den Vorstellungen der Bündnisgrünen be-
schäftigt. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: In Ihrer Büt-
tenrede! ) 

Während ich der SPD, Frau Kollegin, noch immer die 
Fähigkeit zur Umkehr zugute halte, vermag ich sie 
bei den Grünen nicht mehr zu erkennen. Ihre abstru-
sen Forderungen - die Benzinpreiserhöhung auf 
5 DM, die Beschränkung auf zwei Flugreisen in zehn 

Jahren, die Ablehnung der NATO-Öffnung, die Be-
endigung des Friedenseinsatzes in Bosnien, die Auf-
lösung bzw. Ablösung der NATO und die Abschaf-
fung der Bundeswehr - sprechen für sich. 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie sprechen für sich!) 

Die Bündnisgrünen sind international nicht hand-
lungsfähig; sie sind national nicht regierungsfähig. 
Ich sage dazu: Sie sind national auch nicht wählbar. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

So sieht der gewünschte Koalitionspartner der SPD 
aus. Das Gebälk ist brüchig. Der Lack blättert; bis 
zum Herbst ist er ab. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

So ein Gespann darf nicht ins Geschirr genommen 
werden. Die Achsenbrüche sind vorprogrammiert. 

Geradezu wohltuend steht dem die Koalition aus 
CDU/CSU und F.D.P. gegenüber. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Lachen bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Dr. Dagmar Enkel-
mann [PDS]: Sie sind schon eine Wohltat!) 

- Nein, hören Sie gut zu. - Wir Liberale stehen ein für 
die Wehrpflicht, für die Wehrgerechtigkeit, für einen 
finanzierbaren Wehrsold und für die Durchführung 
feierlicher Gelöbnisse an allen Orten und auf allen 
Plätzen dieser Republik. Kurz gesagt: Wir Liberale 
stehen zu unseren Soldaten und unserer Parlaments-
armee, der Bundeswehr. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Amen!)  

Herr Kollege Palis, als ehemaliger Kommunalpoliti-
ker sage ich Ihnen: Die Entscheidungen, die in 
Frankfurt an der Oder und in anderen Städten wie 
Berlin, Hamburg und Bremen getroffen wurden - ich 
habe schon darauf hingewiesen -, sind eben nicht 
ausschließlich kommunalpolitische Entscheidungen. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Das ist entlar

-

vend!)  

Herr Kollege Nachtwei, es ist auch kein Randthema, 
wie Sie gesagt haben. 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: ein aufgeblasenes Randthema! - 
Walter  Hirche [F.D.P.]: Das geht an den 

Kern des Demokratieverständnisses!) 

Herr Palis und liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD, es reicht eben nicht, sich in Sonntagsreden 
pro Bundeswehr und pro Soldaten der Bundeswehr 
zu äußern. Hier geht es um Grundsatzfragen. Ich er-
warte von Ihnen, daß Sie sich zu diesen Grundsatz-
fragen auch in diesem Parlament äußern. Der Kollege 
Zumkley wird dazu noch Gelegenheit haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich erteile jetzt das 
Wort dem Abgeordneten Heinrich Graf von Ein-
siedel. 

Heinrich Graf von Einsiedel (PDS): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Man hat ja volles Verständnis dafür, daß Sie ange-
sichts der katastrophalen Umfrageergebnisse und 
des Wahlergebnisses der Koalitionsparteien in Sach-
sen-Anhalt - es sind ja präterpropter seit der Bundes-
tagswahl 300 000 Stimmen verlorengegangen - aus 
einer solchen Naturkatastrophe - der Jahrestag liegt 
ja für Sie glücklicherweise sechs Wochen vor der 
kommenden Bundestagswahl - einen großen Wahl-
schlager machen wollen. Ich habe dafür volles Ver-
ständnis. 

(Zuruf von der SPD: Ich nicht! - Dr. Dagmar 
Enkelmann [PDS]: Das wird ihnen aber 
auch nicht helfen! - Zuruf von der F.D.P.: 

Unverschämt!) 

Wenn Sie aus dem Jahrestag der Oder-Hochwas-
serkatastrophe mit einem öffentlichen Gelöbnis und 
Zapfenstreich einen Wahlschlager machen wollen, 
dann sage ich Ihnen: Ich glaube, Sie irren sich. Sie 
halten den Wähler für zu dämlich. Naturkatastro-
phen gibt es in allen Staaten: in demokratischen, in 
undemokratischen, in kommunistischen und in fa-
schistischen. Überall in der Welt ist es eine Selbstver-
ständlichkeit, daß die Armeen, die mit riesigen Mit-
teln unterhalten werden, in diesen Fä llen helfend 
eingreifen. Das ist die normalste und selbstverständ-
lichste Angelegenheit. Das wird hier aber so hochge-
spielt, als ob es sich um eine Entscheidungsschlacht 
im Zweiten Weltkrieg handeln würde. Das ist ja ab-
solut lächerlich. 

Ich schlage Ihnen vor, diesen peinlichen Vorgang 
und dieses entwürdigende Schauspiel - Sie instru-
mentalisieren die Opfer der Naturkatastrophe und 
die Helfer, als ob es das Verdienst Ihrer Regierung 
sei, daß dort  geholfen wurde - zu beenden. Ich 
schlage Ihnen für das feierliche Gelöbnis einen ande-
ren Tag vor - er liegt ebenfalls kurz vor der Wahl -: 
Nehmen Sie den 2. September, den Sedan-Feiertag! 
Das wäre doch ein schönes Traditionsverständnis. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: So einen Blödsinn habe ich schon 

lange nicht mehr gehört!) 

Damit umgehen Sie all die Probleme, die Sie mit der 
Tradition und mit Traditionszimmern haben. Feiern 
Sie Moltke, Bismarck und Napoleon III.! Dann kann 
sich Kohl zusammen mit Jospin und Chirac auf eine 
Bank setzen und die neue Verbrüderung feiern. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Graf Einsiedel, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Pflüger? 

Heinrich Graf von Einsiedel (PDS): Immer gerne. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Graf Einsiedel, 
ich möchte Sie gerne fragen, ob Sie es eigentlich an-
gemessen finden, den Einsatz der Bundeswehr hier  

auch nur ansatzweise mit dem pflichtgemäßen Ein-
satz - wie Sie es gesagt haben - von Armeen in aller 
Welt, auch in faschistischen und kommunistischen 
Diktaturen, zu vergleichen. Ist das wirklich Ihre Auf-
fassung, daß dort nichts anderes gemacht worden ist 
als Pflichterfüllung? Oder finden Sie nicht auch, daß 
da unzählige Leute und gerade auch die Soldaten 
der Bundeswehr weit mehr als ihre Pflicht getan ha-
ben und daß wir ihnen dankbar sein sollten, anstatt 
ihnen an dieser Stelle zu sagen, es sei alles selbstver-
ständlich, die Faschisten und die Kommunisten hät-
ten das auch gemacht? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Heinrich Graf von Einsiedel (PDS): Lieber Herr 
Dr. Pflüger, Sie sind ein geschickter Polemiker. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Daß ich es für eine Selbstverständlichkeit überall in 
der Welt halte, heißt ja nicht, daß ich den Soldaten 
Dank abspreche. Ich finde es vielmehr würdelos ge-
genüber den Opfern der Katastrophe und gegenüber 
denen, die unter Einsatz ihres Lebens rettend und 
helfend eingegriffen haben, daß Sie das sechs Wo-
chen vor der Wahl zu einem Wahlkampfschlager für 
Ihre Regierung machen wollen. Das ist würdelos. 
Wenn ich in Ihrer Partei wäre, würde ich das ableh-
nen, weil ich finde, daß es eine Beleidigung der Sol-
daten ist, sie im Wahlkampf zu instrumentalisieren. 
Sie sind ja auch nicht auf die Idee gekommen, den 
Einsatz der Bundeswehr bei der Hochwasserflut am 
Rhein dermaßen hochzuspielen. Ihr Verhalten ist lä-
cherlich, würdelos und beschämend. 

Meine Ausführungen in der ersten Lesung zur Än-
derung des Wehrsoldgesetzes kann ich nur bekräfti-
gen: Die Wehrpflichtigen erwarten zu Recht einen 
angemessenen Ausgleich der gestiegenen Lebens-
haltungskosten. Fundamentale Pazifisten mögen das 
für überflüssig halten. Wir sind aber der Auffassung, 
daß sich eine linke Opposition mit nicht weniger 
Nachdruck als dem, mit dem sie die Vision einer Welt 
ohne Armeen anstrebt, für die berechtigten Anliegen 
von Wehrpflichtigen, von Soldaten der Bundeswehr 
einsetzen muß. 

Neben der Erhöhung des Wehrsolds stehen heute 
Probleme im Zusammenhang mit der schwierigen 
Ausbildungssituation zur Debatte, mit denen sich 
viele junge Wehrpflichtige konfrontiert sehen. Auch 
in der vorgestrigen Fragestunde wurde darauf hinge-
wiesen. Wir stimmen den Forderungen im Antrag der 
Bündnisgrünen zu, weil dadurch Benachteiligungen 
im Rahmen der allgemeinen Wehrpflicht beseitigt 
werden könnten. 

Lassen Sie mich aber noch etwas grundsätzlicher 
werden. Warum - so frage ich Sie - kann fast ein 
Jahrzehnt nach dem Verschwinden des Warschauer 
Paktes die Wehrpflicht nicht abgeschafft werden? 
Wäre damit die Sicherheit Deutschlands gefährdet? 
Würden sich unsere französischen, holländischen 
und dänischen Nachbarn oder gar die neuen NATO

-

Mitglieder Polen, Tschechien und Ungarn davon be-
unruhigt fühlen? Würde dies den Fo rtgang der kon-
ventionellen Abrüstung in Europa behindern? 
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Könnte die Bundesregierung, wenn es denn schon 
unumgänglich sein sollte, sich an Friedensmissionen 
der Völkergemeinschaft zu beteiligen, dann nicht ein 
Kontingent stellen wie derzeit für die SFOR? Könnte 
eine Freiwilligenarmee bei Naturkatastrophen nicht 
helfend und rettend eingreifen? 

Das sind alles Argumente ohne Hand und Fuß. Die 
Mannschaftsstärke der Bundeswehr könnte ohne 
weiteres herabgesetzt werden. Das entscheidende 
Hindernis ist die Wehrpflicht. Bei unseren europäi-
schen Nachbarn fällt sie wie Dominosteine. Aber der 
Bundestag klammert sich an sie. 

Ohne Wehrpflicht erübrigt sich auch die Diskus-
sion über Ungleichbehandlung von Wehr- und Zivil-
dienstleistenden, über Wehrgerechtigkeit und Wehr-
pflichtausnahmen, über Ausbildungshindernisse und 
andere Benachteiligungen. 

Im übrigen bin ich der festen Überzeugung, daß 
die oft beschworene Einbettung der Bundeswehr in 
die Gemeinschaft durch die Wehrpflicht zu einem 
großen Teil gerade die Probleme schafft, mit denen 
wir uns im Untersuchungsausschuß befaßt haben: 
mit dem Eindringen von rechtsradikalen Tendenzen 
in die Bundeswehr. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: So ein dum-
mes Zeug!) 

Eine Freiwilligenarmee wäre nicht nur militärisch 
besser ausgebildet, sie könnte auch einen besseren 
staatsbürgerlichen Unterricht erhalten. Sie könnte 
besser gegen Fremdenhaß, Extremismus und Ge-
waltbereitschaft immunisiert werden. Das ist das ei-
gentliche Problem, um das es geht. 

Ich sage es Ihnen noch einmal: Es ist würdelos, wie 
Sie diese schreckliche Katastrophe an der Oder für 
Ihre Wahlkampfzwecke instrumentalisieren wollen. 
Sie beleidigen Opfer und Retter. 

(Beifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  erhält 
jetzt der Kollege Peter Zumkley. 

Peter Zumkley (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Als gäbe es derzeit nichts Wichti-
geres in unser politischen Arbeit, beschäftigen wir 
uns auf Initiative der Koalition in einer Plenardebatte 
nunmehr zum drittenmal innerhalb ganz kurzer Zeit 
mit dem Thema des feierlichen Gelöbnisses in unse-
rer Bundeswehr. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Schlimm genug!) 

Dadurch, Herr Kollege, wird kein Arbeitsplatz zu-
sätzlich geschaffen, 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Paul Breuer [CDU/CSU]: 

Peinlich!) 

die katastrophale Finanzlage des Bundes nicht ge-
bessert, der Einsatz unserer mit großem Erfolg in Bos-
nien eingesetzten Soldatinnen und Soldaten nicht 

unterstützt und erst recht nicht die auf Sand gebaute 
Bundeswehrplanung gefestigt. 

(Beifall bei der SPD - Paul Breuer [CDU/ 
CSU]: Peinlich, peinlich!) 

Ich warne davor, die Gelöbnisfrage, die im Ke rn 
 keine Probleme aufwirft und von einem breiten Kon-

sens getragen ist, 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Nein!) 

im Zusammenhang mit einer mißlungenen kommu-
nalpolitischen Entscheidung unverhältnismäßig 
hochzustilisieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Koalition unternimmt heute den ebenso ver-
zweifelten wie untauglichen Versuch, sich mit der 
Gelöbnisfrage aus ihrer allgemein desolaten politi-
schen Verfassung zu befreien und von den wirk lich 
wichtigen politischen Themen abzulenken. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Für mich ist das Mattenflucht, in diesem Fall in die 
Kommunalpolitik. 

(Andreas Krautscheid [CDU/CSU]: Machen 
Sie sich nicht lächerlich! - Paul Breuer 

[CDU/CSU]: Sie verleugnen sich doch!) 

Die mehrheitliche Entscheidung des aus elf Perso-
nen bestehenden Hauptausschusses als Unteraus-
schuß der Stadtverordnetenversammlung von Frank-
furt (Oder), ein öffentliches Gelöbnis in der Stadt ab-
zulehnen, bedauern wir. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist zu hoffen - und es gibt dafür Signale -, daß die 
Stadtverordnetenversammlung diese Entscheidung 
korrigiert und die Angelegenheit durch geeignete 
Gespräche mit der Bundeswehr zu einem zufrieden-
stellenden Ergebnis geführt wird. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Wolfgang Freiherr 
von Stetten [CDU/CSU]: Das wäre sehr 

erfreulich!) 

Ich nehme den kommunalen Vertretern ab, daß sie 
sich mit ihrem Beschluß, den ich nicht teile, nicht ge-
gen die Bundeswehr wenden wollten. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Dafür spricht nicht zuletzt, daß die Bundeswehr im 
vergangenen Sommer durch die Stadt mit Dank ver-
abschiedet wurde. Wie man in den Zeitungen lesen 
konnte, ist es zu dieser - es sei noch einmal gesagt: 
nach meiner Auffassung unglücklichen - Entschei-
dung gekommen, weil einige Ausschußmitglieder 
die Frage gestellt haben, ob das öffentliche Gelöbnis 
mit Zapfenstreich noch zeitgemäß sei. Das ist eine 
Diskussion, der wir uns mit sachlicher Überzeu-
gungskraft und abgewogenem sensiblen Handeln im 
Vorfeld derartiger Vorhaben stellen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Für mich ist das gelegentlich stattfindende öffentli-

che Gelöbnis, zusammen mit anderen Möglichkeiten 
des Auftretens der Bundeswehr in der Öffentlichkeit 
- gerade in der jetzigen Zeit, wo es nach wie vor um 
Bindung und Integration der Streitkräfte in die Ge-
sellschaft geht -, richtig und sehr wohl zeitgemäß. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dieses Prinzip folgt konsequent der Konzeption des 
Staatsbürgers in Uniform. 

(Beifall des Abg. Ulrich Junghanns [CDU/ 
CSU]) 

Im vorliegenden Fall hat sich die Bundeswehr, ver-
treten durch den kommandierenden General des 
4. Korps, Generalleutnant von Kirchbach, ganz offen-
sichtlich korrekt per B rief unter Darlegung der ge-
nauen Absichten an die Stadt gewandt 

(Ulrich Junghanns [CDU/CSU]: Ausge-
zeichnet hat er das gemacht!) 

und gebeten, eine dera rtige Veranstaltung in Frank-
furt  (Oder) durchführen zu können - um so bedauer-
licher die hoffentlich nur vorläufige Absage. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeord-
neten Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU] und 

Walter Hirche [F.D.P.]) 

Ganz anders, Herr Kollege Breuer - ich wollte es 
ursprünglich auf sich beruhen lassen, aber Sie haben 
es, auch in Ihrem Antrag, erneut angesprochen -, 
verhält es sich zum Beispiel im Fall Hamburg, wo der 
Verteidigungsminister die Angelegenheit verkorkst 
hat, weil er die parteipolitische Schiene aktiviert hat, 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Ablenkung!) 

um ein öffentliches Gelöbnis auf dem Rathausmarkt 
durchzusetzen. 

(Beifall bei der SPD - Joachim Hörster 
[CDU/CSU]: Ihr seid gegen öffentliche 

Gelöbnisse! Das ist die Wahrheit!) 

Richtig wäre es gewesen, sich in Vorgesprächen oder 
Sondierungen, zuletzt aber wenigstens offiziell an 

 den Ersten Bürgermeister der Stadt mit einer entspre-
chenden Bitte zu wenden. 

(Manfred Opel [SPD]: So ist es!) 

Von einer Absage, wie Sie in Ihrem Antrag schrei-
ben, kann keine Rede sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Nein, meine Damen und Herren, der Parteienstreit 
wurde auf dem Rücken der Bundeswehr entfacht, 
und dies lehnen wir entschieden ab. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Mit öffentlichen Gelöbnissen, insbesondere in einem 
Wahljahr, darf man nicht wie ein Elefant im Porzel-
lanladen umgehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies gilt auch für die überflüssige Auseinanderset-
zung um das Gelöbnis in Berlin. 

Wir freuen uns, daß die politischen Vertreter der 
Stadt Wriezen das öffentliche Gelöbnis nunmehr in 
ihrer Stadt veranstalten werden und - nach Angaben 
der Bundeswehr - die Vertreter der sozialdemokrati-
schen Landesregierung Brandenburg zusammen mit 
hoffentlich vielen Bürgerinnen und Bürgern dieser 
Region daran teilnehmen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wiederhole, was ich bereits in der Debatte vom 
5. Februar 1998 ausgeführt habe: 

Das gesetzlich verankerte Gelöbnis von Wehr-
pflichtigen ist grundsätzlich unter Beteiligung 
der Öffentlichkeit innerhalb und außerhalb von 
Kasernen und im Prinzip an fast jedem Ort und zu 
jedem Zeitpunkt möglich. 

Zum Schluß appelliere ich an  Sie, die Kolleginnen 
und Kollegen der Koalition, mit der Frage des Gelöb-
nisses, zudem gelegentlich auch in verzerrter Form, 
keinen Wahlkampf zu betreiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies könnte zu Lasten der Bundeswehr gehen und 
den Konsens in der Gesellschaft gefährden. Wir wol-
len dies nicht. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt der 
Kollege Ulrich Junghanns. 

Ulrich Junghanns (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! 
Eigentlich ist all das für mich unfaßbar, ja unbegreif-
lich. Vor neun Monaten habe ich hier vor Ihnen ge-
standen, habe geschildert, was an der Oder ge-
schieht und um Beistand gebeten. Wir haben ge-
meinsame Sorgen gehabt und haben gemeinsam da-
für geradegestanden. 

(Manfred Opel [SPD]: Sagen Sie einmal 
etwas zum Wehrsold!) 

- Ich komme noch auf die Bundeswehr und in dem 
Zusammenhang natürlich auch auf den Wehrsold zu 
sprechen, wenn Sie wollen. - Wir alle haben Hoff-
nung gehabt, weil die Bundeswehr an der Oder war. 

In der Tat kann man die Leistung der Bundeswehr 
gar nicht überbewerten. Wenn die Bürger heute zu-
rückschauen - das muß an dieser Stelle gesagt wer-
den dürfen -, dann drückt sich ihre Wertschätzung in 
Zitaten wie diesen aus: Wenn die vor Ort Verantwort-
lichen die Bundeswehr rechtzeitig geholt hätten, 
wäre auch die Ziltendorfer Niederung nicht Land un-
ter gegangen. 

Nicht einmal ein Jahr später schreibt uns in Frank-
furt  an der Oder Generalleutnant von Kirchbach, ein 
Mann, der sich mit dieser Stadt zutiefst verbunden 
fühlt, und macht diesen Vorschlag aus Wertschät-
zung für die Stadt und die Region - und dann diese 
Absage. Sie sagen, daß man Kritik üben müsse. Sie 
wollten gar keine Diskussion um dieses Thema. Sie 
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wollten klammheimlich im Hauptausschuß der Stadt 
Ihre Mehrheit dafür nutzen, das nicht zu thematisie-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie haben sich nicht getraut, damit an die Öffentlich-
keit zu gehen. 

Die Enttäuschung besteht aber nicht darin. Die 
Enttäuschung richtet sich eigentlich an die Sozialde-
mokraten. Warum hat man nicht instinktiv dagegen-
gehalten? Warum hat man nicht instinktiv gesagt: 
Das sind unsere Soldaten; denen haben wir zur Seite 
zu stehen? 

Ich selber bin stellvertretendes Mitglied in diesem 
Hauptausschuß. Es geht nicht darum, hier in eine 
kommunalpolitische Entscheidung einzugreifen, son-
dern darum, durch diese Debatte das Wo rt  der Bür-
ger zum Ausdruck zu bringen. Und das stimmt in die-
ser Frage nicht mit der Meinung der PDS- und SPD-
Mehrheit im Hauptausschuß der Stadt Frankfu rt 

 (Oder) überein. 

(Zuruf des Abg. Dr. Uwe Küster [SPD]) 

- Erzählen Sie nicht solches Zeug! 

Ich schäme mich für die Entscheidung dieses Par-
laments. Es wäre eine wichtige und schöne Gelegen-
heit gewesen, ein Jahr danach danke zu sagen. 

In einem Land, in dem man frei entscheiden kann, 
ob man Grundwehrdienst oder Zivildienst leistet, in 
einem Land, in dem Kritik geübt werden kann, auch 
an dem, was Sie gesagt haben, in einem solchen 
Land muß es möglich sein, auf allen öffentlichen Plät-
zen das Gelöbnis abzulegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wer das nicht zuläßt, beschneidet die Freiheit zum 
Schaden des einzelnen und der Gemeinschaft. 

Es gibt zwei Gesichtspunkte, auf Grund deren ich 
diese Situation bewerte, die mich in der Diskussion 
mit den Bürgern umtreiben. Der erste Gesichtspunkt 
ist ein ganz persönlicher. Wie das Leben so spielt: 
Am 2. Juli wird mein Sohn von der Bundeswehr ge-
zogen. Er hat sich das nicht leichtgemacht. Nach der 
Standortwahl stünde er höchstwahrscheinlich in den 
Reihen derer, die in Frankfurt  (Oder) das Gelöbnis 
ablegen würden, in der Stadt, die er mag, wo er zu 
Hause ist, wo er tanzt, wo er Spo rt  treibt, wo er 
Freunde hat, wo er heute sein Abi macht. In dieser 
Stadt wird ihm verwehrt, das Gelöbnis auf einem öf-
fentlichen Platz abzulegen. 

Herr Zumkley, ich frage Sie, wie Sie damit umge-
hen würden, wenn Ihnen das verwehrt würde. Wie 
gehen wir mit unserer Jugend um? Müssen wir uns 
noch wundern, wenn wir damit selbst Distanzen un-
ter den Jugendlichen erzeugen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Manfred  Opel [SPD]: Sie bauen einen 

Popanz auf!) 

Den zweiten Gesichtspunkt führe ich ganz bewußt 
in die Debatte ein, weil das in unserer Gegend natür-
lich eine große Rolle spielt. Wir diskutieren ja den 

Ungeist in manchen Kasernenstuben. Wir tun dabei 
aber dann das Falsche, wenn wir so mit der Bundes-
wehr umgehen und sie aus der Öffentlichkeit ver-
bannen. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Das Gegenteil ist richtig: Wir müssen die Bundes-
wehr, die Wehrpflichtigen in unsere Mitte holen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Öffentlichkeit erzieht zu demokratischem Verhalten 
und beschneidet den Raum für dunkle Machenschaf-
ten und rechtsextremen Ungeist. 

Die Gelöbnisse auf öffentlichen Plätzen stehen 
nicht in der unheilvollen Tradition diktatorischer Mi-
litäraufmärsche. Wer sie bei uns erlebt hat, der weiß, 
daß sie nach Inhalt und Ablauf viele Zeichen der Ver-
bundenheit von Bevölkerung und Soldaten setzen. 
Wenn es uns ernsthaft darum geht, in der Bundes-
wehr den Geist von f riedfertigem Pflichtbewußtsein 
für die Verteidigung und den Schutz der Menschen 
zu befördern, dann können wir das nirgends besser 
als dort  tun, wo sich die Soldaten in dieser Frage 
schon einmal bewiesen haben. In Orten wie Frank-
furt  (Oder) wird das nachhaltig getragen und trans-
portiert. 

Einen wichtigen Gedanken möchte ich an das 
Ende meiner knappen Rede stellen. Mir begegnet 
überall der Vorwurf, die Frankfu rter seien undank-
bar. Das kann so undifferenziert nicht stehenbleiben. 

(Dr. Barbara Hend ricks [SPD]: Ach, auf ein
-

mal!) 

Diese Entscheidung ist von PDS und SPD getroffen; 
sie sind für diese Entscheidung allein verantwortlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es schadet der Stadt landesweit, als so undankbar 
abgestempelt zu werden und von einem solchen Be-
schluß gegeißelt zu sein. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sie erzählen doch 
wieder einmal den größten Quark! Haben 
Sie das schon mit Herrn Maleuda bespro

-

chen? - Gegenruf des Abg. Paul Breuer 
[CDU/CSU]: Sie haben nichts kapiert! - 
Zuruf von der SPD: Die Stadt hat noch nicht 

entschieden!) 

Die Bürger von Frankfurt  (Oder) haben ein anderes 
Verhältnis zur Bundeswehr. Gerade weil wir eine so 
komplizierte wirtschaftliche Lage haben, wissen wir 
die Rolle der Bundeswehr in unserer Stadt zu schät-
zen. Es denkt niemand so wie Sie, daß wir die wirt-
schaftliche Lage auf die eine Seite und die Bundes-
wehr auf die andere Seite stellen. Die Bundeswehr 
trägt den Ruf der Region über manche wi rtschaftliche 
Schwierigkeit hinweg. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Was?) 

Wir haben die Bundeswehr entgegen früherer Er-
fahrungen als eine offene und aufgeschlossene Insti-
tution in unserer Stadt kennengelernt. Obristen wie 
Fuchs, von Stüntzner und jetzt auch Herr Wi lle sind 
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Kommandeure, die mit ihren Soldaten in unserer 
Stadt und in unserer Region sehr konstruktiv agieren. 
Die Bundeswehr bietet den Rahmen für strittigen 
politischen Dialog. Die Bundeswehr schlägt Brücken 
über die Oder für ein intensives f riedvolles Miteinan-
der mit unseren polnischen Nachbarn. Die Bundes-
wehr ist auch für Leistungssport in und aus Frankfu rt 

 (Oder) engagiert; das Stichwort Olympiastützpunkt 
sei hier genannt. Man müßte noch viel mehr sagen, 
um die Dankbarkeit zum Ausdruck zu bringen, die in 
Frankfurt  für die Bundeswehr empfunden wird. 

Vor diesem Hintergrund wende ich mich auch von 
dieser Stelle gegen diesen Beschluß im Hauptaus-
schuß. Ich nehme Gelegenheit, der Bundeswehr 
Dank zu sagen. Sie muß wissen, daß sie in Frankfurt 
(Oder) von der Mehrheit der Bevölkerung, von CDU 
und Bürgerbündnis, empfangen und gewünscht 
wird. 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Wunschträume!) 

Sie muß wissen, daß wir in Frankfurt (Oder) dafür 
eintreten werden, daß es Gelegenheit gibt, auf öf-
fentlichem Platz das Gelöbnis vielleicht im nächsten 
Jahr durchzuführen. Wir Frankfu rter werden am 
15. August nach Wriezen fahren und do rt  unsere 
Dankbarkeit bezeugen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich rufe jetzt den 
Kollegen Walter Kolbow auf. 

Walter Kolbow (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Selbstgerechtigkeit war noch 
nie ein guter politischer Ratgeber, und Hochmut 
kommt vor dem Fall. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Reden Sie von 
der SPD?) 

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen von der Koali-
tion, nach dem 27. September ihre Reden von heute 
noch einmal nachzulesen. Wenn Sie das tun, werden 
Sie eine Reihe von Gründen erfahren, warum Sie 
jetzt so schlecht in den Meinungsumfragen dastehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS - Paul Breuer [CDU/CSU]: Wie 
Sie schon sagten: Hochmut kommt vor dem 

Fall!)  

Herr Kollege Junghanns, ich habe Ihnen sehr auf-
merksam zugehört, nicht nur, weil Sie als Kollege in 
diesem Haus das verdienen, sondern auch, weil Ihre 
Argumente für mich wichtig sind, der ich nicht so 
nahe an Frankfurt (Oder) bin. 

(Zuruf von der F.D.P.: Merkt man!) 

- Warten Sie es bitte ab, Herr Kollege. 

Aber ich bemühe mich, das nachzuvollziehen. Ich 
will mich mit Ihrer Rede, Herr Junghanns, auseinan-
dersetzen. Mein erster Eindruck ist, daß die plakative 

Anlage Ihrer Rede die deutsche Wirklichkeit auch in 
dieser Frage nicht widerspiegelt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Uns stünde jetzt eher Nachdenklichkeit an, als auf-
einander einzuschlagen. 

Ich habe mich gestern den ganzen Tag - auch tele-
fonisch - mit meinen Parteifreunden 

(Zuruf von der CDU/CSU: Den Genossen!) 

unterhalten und mich mit ihnen auseinandergesetzt. 
Ich habe festgestellt, daß von den drei Mitgliedern 
der Sozialdemokratischen Partei in Frankfurt an der 
Oder, die im Hauptausschuß votiert haben - einer 
hat sich enthalten; zwei haben diese, wie ich meine, 
falsche Entscheidung getroffen, im Hauptausschuß 
gegen das Gelöbnis zu votieren -, zwei Bausoldaten 
waren, die für die Gewissensentscheidung, die sie 
gegenüber der NVA getroffen haben, den Respekt 
eines jeden Bürgers der alten Bundesländer gehabt 
hätten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Diese Gewissensentscheidung von damals ist für 
mich ein wichtiger Grund, mich heute sehr intensiv 
mit denen, die das gemacht haben, mit meinen Par-
teifreunden, auseinanderzusetzen. Ich sage Ihnen an 
dieser Stelle, daß es in der linken Volkspartei SPD im 
Westen auch solche Ansichten gibt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach! - Paul 
Breuer [CDU/CSU]: Von wegen!) 

- Hören Sie doch einmal zu und brüllen nicht immer 
undifferenziert, weil Sie nicht nachdenken können, 
dazwischen! 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie wissen, daß es um drei Leute im Haupt-
ausschuß geht, dann sprechen Sie doch bitte nicht 
von „Teilen der SPD", sondern seien Sie intellektuell 
redlich und sprechen von Teilen von Teilen von Tei-
len. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage Ihnen noch etwas: Das individuelle Recht 
auf Kriegsdienstverweigerung garantiert auch die 
Ausübung eines individuellen Pazifismus, für den 
sich die zwei Kollegen, die Bausoldaten waren, da-
mals, auch in der Diktatur, entschieden haben. Die-
ses persönliche Grundrecht in unserer Verfassung 
strahlt in das Politische aus. Dann, wenn man das 
meiner Meinung nach auf unzulässige Weise in das 
Politische überträgt, trifft es die Bundeswehr, ein 
konstitutives Element unserer Verfassung. Die Ent-
scheidung des Grundgesetzes ist nicht Ausdruck von 
politischem Pazifismus. Deshalb ist das Nein der Kol-
legen im Hauptausschuß falsch; denn sie haben sich 
politisch-pazifistisch entschieden. 

(Ulrich Junghanns [CDU/CSU]: Genau! 
Genau!) 
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Das ist nicht angebracht - auch im Zusammenhang 
mit den Leistungen der Bundeswehr an der Oder. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist meine Begründung an die Adresse der Kolle-
ginnen und Kollegen m Frankfu rt  an der Oder. 

Ich werbe für diese meine politische Überzeugung, 
wo ich gehe und stehe. Dafür werbe ich im ganzen 
Land, an die Adresse von Stadträten und auch von 
Hauptausschüssen. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Zu spät!) 

Auch über folgendes werden wir uns auseinander-
zusetzen haben: Sie unterschlagen natürlich die 
Äußerungen von Herrn Stolpe. Ich habe mit der stell-
vertretenden Landesvorsitzenden, Frau Förster, ge-
sprochen, die Mitglied des Stadtrates in Frankfu rt 

 (Oder) ist und natürlich ebenfalls für ein feierliches 
Gelöbnis eintritt. 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Wann 
denn?) 

Ich habe auch mit dem Bürgermeister Ewert geredet, 
der Unterbezirksvorsitzender ist und die Meinung 
der Mehrheit der SPD in Frankfu rt  (Oder) repräsen-
tiert. Wenn ein Parteitag über diese Frage zu ent-
scheiden gehabt hätte, dann hätte sich in Frankfu rt 

 an der Oder eine Mehrheit für das Gelöbnis ergeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen wird es am 18. Mai eine interessante 
Auseinandersetzung - im kooperativen Sinne - mit 
dem Abgesandten der Bundeswehr, der ja in den 
Hauptausschuß oder den Stadtrat kommen soll, ge-
ben, und dann wird dieses Votum korrigiert werden. 

Es wird 1999 auch in Frankfurt  an der Oder ein Ge-
löbnis geben, wenn die Bundeswehr die Einladung 
noch einmal ausspricht. Ich bin mir sicher, sie wird 
sich nicht zurückziehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kolbow, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Junghanns? 

Walter Kolbow (SPD): Nein. 

Herr Bundesminister der Verteidigung, Sie haben 
in der Frage des Gelöbnisses in Berlin - da haben 
viele mitgewirkt, auch prominent in diesem Hause - 
die  richtige, vernünftige Entscheidung getroffen und 
das Gelöbnis am 13. August aufgegeben. 

Wir werden am 10. Juni miteinander in Berlin das 
Gelöbnis erleben. Das ist die Realität über Gelöb-
nisse in Deutschland, nicht das, was Sie hier konstru-
ieren wollen und wo Sie uns ans Zeug flicken wollen, 
was ich in aller Form zurückweisen muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte abschließend den Bundesminister der 
Verteidigung bitten, die Taktik, die Sozialdemokratie 
über das Thema der Gelöbnisse ins Abseits stellen zu 
wollen - was Ihnen nicht gelingt -, zu unterlassen  

und zum Konsens der Demokratinnen und Demokra-
ten in der Gelöbnisfrage zurückzukehren. 

Wir werden arbeiten, wo wir zu arbeiten haben. 
Aber arbeiten auch Sie als Demokrat, wo Sie zu ar-
beiten haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  zu einer 
Kurzintervention hat der Kollege Junghanns. 

Ulrich Junghanns (CDU/CSU): Herr Kolbow, da 
Sie mich angesprochen haben, mache ich zwei kurze 
Bemerkungen. Was Sie vom politischen Pazifismus 
und vom Pazifismus generell gesagt haben, teile ich 
zu hundert Prozent. Das ist überhaupt keine Frage 
für mich. Das habe ich auch gesagt. Doch wo Kritik 
besteht, muß sie ausgesprochen werden können. 

Das Problem ist, daß die Diskussion, die wir beide 
höchstwahrscheinlich gemeinsam wollen, gar nicht 
geführt wurde, daß mit dem Entscheid und der Mehr-
heitssituation im Stadtparlament gesagt wurde: 
Strich darunter und weg! 

Ich hätte die Diskussion gerne geführt. Sie muß 
auch geführt werden. Die SPD hatte in diesem Fall 
die Möglichkeit, das, was Sie gesagt haben, vier 
Tage später im Stadtparlament auf den Weg zu brin-
gen. Sie hätte die Möglichkeit gehabt, zu diesem 
Thema einen Parteitag durchzuführen. 

(Lachen bei der SPD - Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Wir sind doch nicht mehr in der 

DDR!)  

- Herr Küster, er hat das Stichwort gegeben. 

Weil es mir um die Bundeswehr in Frankfu rt  an der 
Oder geht, meine ich, daß wir diese Diskussion zu 
Ende führen müssen, auch mit der Sozialdemokratie; 
das ist überhaupt keine Frage. Aber stellen Sie das 
jetzt nicht so dar, als hätte die Sozialdemokratie 
keine Chancen gehabt, das sauber in der Öffentlich-
keit auszutragen. Mir wäre daran gelegen gewesen. 
Sie haben die Chance vertan. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Peter  Zumkley [SPD]: Die Sache nicht so 

hochziehen!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zum Abschluß die-
ser Debatte hat der Bundesminister der Verteidi-
gung, Volker Rühe, das Wort . 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich glaube, daß die Rede des Kollegen Junghanns 
deswegen besonders eindrucksvoll war, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

weil hier ein Abgeordneter aus Frankfu rt  (Oder), der 
vielleicht noch am ehesten das Recht gehabt hätte, 
über Kommunalpolitik zu sprechen, am Beispiel sei-
nes Sohnes deutlich gemacht hat, worum es geht, 
nämlich um den Umgang mit der jungen Generation 
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dieses Landes, die bereit ist, in den Streitkräften die-
ses Landes zu dienen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Alle, die hier von seiten der Sozialdemokratie nur 
über Kommunalpolitik gesprochen haben, unter-
schätzen dieses Thema gewaltig. Die Deiche an der 
Oder sind auch nicht von Kommunalpolitikern gehal-
ten worden, sondern von jungen Soldaten und von 
Helfern des THW und der Feuerwehr und Freiwilli-
gen aus ganz Deutschland. Das hat Deutschland ver-
einigt. Deswegen interessieren sich die Deutschen 
dafür, wie man heute mit den Soldaten in Frankfurt 
an der Oder umgeht. Das ist doch völlig in Ordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Kollege Kolbow, Sie haben gesagt, daß ich 
eine Taktik verfolge, um Sozialdemokraten ins Ab-
seits zu stellen. 

(Zuruf von der SPD: Ja, das tun Sie!) 

Jetzt muß ich Ihnen einmal erklären - Herr Zum-
kley ist besser informiert -, wie sich die Vorge-
schichte von Frankfurt  an der Oder zugetragen hat. 
Seit Wochen - ohne jegliche Unterstützung durch Öf-
fentlichkeitsarbeit - haben die Vertreter der Bundes-
wehr zunächst mit dem Ministerpräsidenten des 
Landes Brandenburg verhandelt. 

(Ulrich Junghanns [CDU/CSU]: Ganz kor-
rekt gelaufen!) 

Er hat darauf geantwortet: Das ist eine phantastische 
Idee, ein Gelöbnis und einen Zapfenstreich in Frank-
furt  an der Oder abzuhalten. Er war genauso bereit, 
an diesen Veranstaltungen teilzunehmen, wie die 
Minister und fast das ganze Kabinett des Landes. 
Dann haben wir - ohne Einschaltung der Öffentlich-
keit - mit der Führung der Stadt Frankfu rt  an der 
Oder Gespräche geführt. Auch do rt  war die Mei-
nung: eine phantastische Idee. Die Bundeswehr ist 
willkommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 

Das alles geschah ohne Öffentlichkeit. Und das soll 
eine Taktik sein, Sie ins Abseits zu stellen? - Nein, 
wir haben dort die Gemeinsamkeit gesucht, weil wir 
wissen, wie die Bevölkerung an der Oder denkt und 
fühlt. Deshalb wollten wir gemeinsam mit allen De-
mokraten ein solches Gelöbnis begehen. Erst nach-
dem der Hauptausschuß dort  getagt hat, sind diese 
Sachverhalte an die Öffentlichkeit gelangt. 

(Ulrich Junghanns [CDU/CSU]: Genau so!) 

Es ist dabei klargeworden, daß die Leute, die dort 
SPD und PDS repräsentieren, nicht die Mehrheit der 
Bevölkerung in der Stadt vertreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Eines muß ich noch hinzufügen: Die Menschen an 
der Oder sind dankbar. Nehmen Sie zum Beispiel die 
Thälmann-Siedlung, deren Name ja schon einiges 
aussagt. Ich weiß, wie ich do rt  das erste Mal empfan-
gen wurde, nachdem der Deich gebrochen war, näm-
lich sehr skeptisch, genauso wie die Bundeswehr. Ich 
weiß auch noch, wie wir uns gegenseitig unterstützt  

und gemeinsam aufgeräumt haben. In jedem Haus 
wurden acht Soldaten einquartiert, die wie eigene 
Söhne behandelt wurden. Wir sind vom dortigen Bür-
germeister eingeladen worden - ich weiß gar nicht, 
ob er der PDS angehört; die Parteizugehörigkeit hat 
auch gar nicht interessiert -, der gesagt hat: Wir ha-
ben ein völlig neues Verhältnis zur Bundeswehr be-
gründet. 

Wie ist es möglich, daß Vertreter von SPD und PDS 
in Frankfurt  an der Oder so borniert auftreten und 
nicht begreifen wollen, daß sie diesen Teil Deutsch-
lands auch zu vertreten haben? Das ist doch der 
Skandal von Frankfurt  an der Oder. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich bin sehr dankbar dafür, wie die Menschen in 
dieser Region und viele Vertreter der dortigen Städte 
reagiert haben. Daß die Sozialdemokraten hier noch 
ein Problem haben, Herr Kollege Kolbow und Herr 
Scharping, den ich hier auch ansprechen darf, zeigt 
wieder einmal Ihr Antrag. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Das ist 
wohl wahr!) 

Zum einen beklagen Sie sich darüber, daß wir zu 
viele öffentliche Gelöbnisse durchführten und dies 
angeblich gegen die Bestimmungen sei. Wir haben 
im Jahr über 600 Gelöbnisse. Die Mehrheit wird na-
türlich in den Kasernen durchgeführt. Aber wir kön-
nen doch gar nicht genug öffentliche Gelöbnisse ha-
ben! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es entspricht meiner Erfahrung, daß viele Vertreter 
von Städten zu uns kommen und sagen: Gerade weil 
die Bundeswehr in den letzten Monaten zu Unrecht 
angegriffen worden ist, möchten wir uns öffentlich zu 
unseren Soldaten bekennen und ein öffentliches Ge-
löbnis mit ihnen durchführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich bin sehr dankbar dafür, daß Herr Scharping 
eine Gelöbnisrede hält. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Hier wird gelobt, was das 

Zeug hält!) 

Ich werde zusammen mit dem Ministerpräsidenten 
von Rheinland-Pfalz, Herrn Beck, mitten in der Stadt 
Mainz an einem öffentlichen Gelöbnis teilnehmen. 
Wo ist denn da die Taktik, jemanden ins Abseits zu 
stellen? Herr Genscher nimmt auch an einem großen 
öffentlichen Gelöbnis in Sachsen-Anhalt teil. Die ver-
teidigungspolitischen Sprecher aller Fraktionen sind 
bei solchen Veranstaltungen zugegen. 

Jetzt kommen Sie mit Ihrem Entschließungsantrag 
und sagen, daß dies eigentlich zu viele öffentliche 
Gelöbnisse seien. Das spiegelt nicht die Stimmung in 
diesem Lande wider. Die Mehrheit der Bevölkerung 
möchte, daß die Bundeswehrsoldaten mitten unter 
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den Menschen ihr Gelöbnis ablegen. Das müssen Sie 
begreifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt sage ich noch ein Wort zu Bremen. Die Bun-
deswehr ist eingeladen worden, mitten in Bremen 
ein öffentliches Gelöbnis abzuhalten, um die schlim-
men Auseinandersetzungen in den 80er Jahren ein 
für alle Mal vergessen zu machen. Daraufhin hat es 
eine kritische Diskussion in der SPD gegeben. Ich 
habe deshalb mit dem Bürgermeister der Stadt Bre-
men gesprochen. Dieser sagte mir: Ich möchte, daß 
das öffentliche Gelöbnis im Saal des Rathauses statt-
findet. Ich habe ihm darauf entgegnet, daß das wirk-
lich eine Zumutung sei; das sei ja das Gegenteil eines 
öffentlichen Gelöbnisses. Im Rathaus mag man viel-
leicht Justizreferendare vereidigen, aber junge 
Rekruten der Bundeswehr - das ist immer noch eine 
besondere Sache - kann man nicht in einem Saal des 
Bremer Rathauses vereidigen. Das geht nur unter 
Beteiligung von vielen Zehntausenden von Bürgern 
mitten in der Stadt. Das war die Diskussion, die wir 
dort geführt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nachdem das nicht möglich war, haben wir gesagt: 
Dann verzichten wir lieber darauf. 

Bei Hamburg dagegen bleibe ich dabei. Als Ham-
burger bin ich hier vielleicht besonders engagiert. 
Die wichtigsten Einrichtungen der Bundeswehr wie 
die Führungsakademie und die Bundeswehrschule 
sind in Hamburg. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Dann sollten Sie Ihre Ge-
löbnisse in der Führungsakademie ma

-chen!) 

- Haben Sie etwas gegen die Führungsakademie? 
Sie müssen einmal die Hamburger danach fragen, 
wie stolz sie darauf sind. Sie haben gar keine Ah-
nung. 

In Hamburg ist eine B rigade stationiert, obwohl 
Brigaden sonst kaum in einer Großstadt sind. Ich 
habe sie dort  nur für den Fall einer Hochwasserkata-
strophe. Das ist der Kern der Begründung. Sonst 
haben wir sie in die Fläche verlegt. Mit dem Undank, 
daß die Soldaten dieser Stadt nicht mitten in der 
Stadt vor dem Rathaus ein Gelöbnis abhalten kön-
nen, werde ich mich nicht abfinden. Das ist und 
bleibt ein Skandal. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich denke, daß die Debatte auch ein Gutes gehabt 
hat. Ich gehe davon aus, daß die Diskussion so, wie 
sie geführt worden ist, dazu führt, daß wir im näch-
sten Jahr eingeladen werden, in Frankfu rt  an der 
Oder ein Gelöbnis durchzuführen. Natürlich werden 
wir dann dazu bereit sein. 

Jetzt aber danken wir erst einmal der Stadt Wrie-
zen und für die überwältigende Bekundung von 
Sympathie für die Bundeswehr, wie wir sie überall im 
Oderbruch oder auch in Brandenburg finden. 80 Pro-
zent der Brandenburger - das haben die Umfragen 
ergeben - stehen hinter den öffentlichen Gelöbnis-

sen. Da sehen Sie einmal - es sind linke Gewerk-
schaftler aus Westdeutschland, die dort für die SPD 
sprechen -, wohin diese Sie gebracht haben. Wenn 
das mit dieser Debatte vorbei ist, ist das eine gute Sa-
che. 

Es geht darum, ein klares Bekenntnis für die Bun-
deswehr abzulegen, die Tag für Tag unsere Freiheit 
und unseren Frieden verteidigt, 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es geht um Bekenntnisse!) 

für die Bundeswehr, die wie kaum eine andere Ar-
mee eine Tradition der Hilfe in Not bei Hochwasser, 
bei Schnee, bei Hunger und Dürre in anderen Teilen 
der Welt, bei der Luftbrücke für die notleidenden 
Menschen in Sarajevo begründet hat. 83 Prozent der 
deutschen Bevölkerung stehen heute zur Bundes-
wehr so, wie sie ist. Das ist die größte Unterstützung, 
die wir jemals gehabt haben. Die Bürger der neuen 
Bundesländer nennen die Bundeswehr heute an 
zweiter Stelle, wenn sie gefragt werden, welche Insti-
tutionen des öffentlichen Lebens Vertrauen verdient 
haben. Dabei schneiden alle anderen Institutionen 
sehr viel schlechter ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Daß die öffentlichen Gelöbnisse kein Tick des 
deutschen Verteidigungsministers sind, werde ich im 
August beweisen. Wenn Sie dann „Wahlkampf" 
schreien, tun Sie mir wirklich leid, dann haben Sie 
nichts von der europäischen Geschichte begriffen. 
Am 22. August dieses Jahres werde ich zusammen 
mit meinem polnischen Kollegen Janusz Onyszkie-
wicz zwei öffentliche Gelöbnisse an der deutsch-pol-
nischen Grenze durchführen, eines zunächst auf der 
polnischen Seite in Gubin. Dann werden Sie einmal 
erleben, was ein wirkliches militärisches Zeremoniell 
ist. Dann werden Sie sehen, daß das Gelöbnis der 
Bundeswehr im Vergleich zu dem Zeremoniell, wie 
man in Polen junge Rekruten auf Polen vereidigt, ein 
sehr unterkühltes Zeremoniell ist. Es wird eine Kom-
panie Soldaten der Bundeswehr anwesend sein. 

Dann werden wir gemeinsam, deutsche und polni-
sche Soldaten, über die Oder-Brücke ziehen und auf 
der deutschen Seite in Guben ein öffentliches Gelöb-
nis von Soldaten der Bundeswehr im Beisein einer 
Kompanie polnischer Soldaten durchführen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Beer? 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Bitte. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Minister, wir haben hier verschiedene Male Debatten 
gehabt, die zu einem anderen Thema angesetzt wa-
ren, die aber zu einer Gelöbnisdebatte instrumentali-
siert  worden sind. Sie haben in der letzten Auseinan-
dersetzung einen Satz gesagt, den ich unterstrichen 
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habe und richtig fand, und zwar zur Frage der SPD in 
Hamburg, ob es richtig ist, ein öffentliches Gelöbnis 
auf dem Boden der Gedenkstätte Neuengamme zu 
machen. Sie haben das wie wir auch abgelehnt, weil 
wir meinen, daß es Plätze der Ruhe und Würde gibt, 
auf denen Soldaten nicht in dieser Form auftreten 
sollten. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D:P.: 
Frage!) 

Ich frage Sie, wie Sie dazu kommen, am 21. August 
in Schleswig-Holstein 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Eine Frage kann 
durch eine kurze Einführung eingeleitet 
werden! - Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU]) 

- können Sie bitte einmal ruhig sein? -, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Für Sie nicht!) 

in Hohwacht - das ist eine Außenstelle des KZ Neu-
engamme -, ein öffentliches Gelöbnis abzuhalten, 
obwohl Ihre politischen Kollegen do rt  seit Jahren ver-
hindern, daß auch nur ein Gedenkstein für dieses 
Außenkommando von Neuengamme errichtet wird, 
obwohl man verhindert, an die Opfer zu erinnern, 
und dann auch noch versucht, mit einer konservati-
ven Mehrheit ein Gelöbnis durchzusetzen. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Das ist eine 
Zwischenfrage?) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Beer, ist das 
eine Kurzintervention oder eine Frage? 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Nein. 
Ich möchte wissen, wie denn diese Scheinheiligkeit - 
man  kann auch sagen: Sie laufen wie ein Elefant 
durch den Porzellanladen -, 

(Unruhe bei der CDU/CSU - Zuruf von der 
F.D.P.: Hinsetzen! Fünf!) 

die Bundeswehr auf der einen Seite zu instrumentali-
sieren und auf der anderen Seite das Gedenken an 
die Opfer des Naziregimes zu verhindern, zu erklä-
ren ist. Dies unterstreicht den Vorwurf, daß Sie hier 
Wahlkampf untersten Niveaus betreiben. 

(Beifall der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 
[PDS]) 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: Ich 
glaube, diese Frage richtet sich selbst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich muß Ihnen sagen: Ich bin stolz darauf, wie die 
Soldaten der Bundeswehr, die jungen Offiziere, die 
nach Israel gegangen sind, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Schon wieder! Volker, der 

Tränenreiche!) 

in Yad Vashem aufgetreten sind und wie sie heute 
mit den Menschen in Israel zusammenarbeiten. Ich 
muß Ihnen sagen: Wenn das in Israel anerkannt wird 

- mein Kollege wird noch in diesem Jahr zu mir kom-
men -, dann sollten Sie als Vertreterin der Grünen - 
ebenso Herr Fischer - auch Respekt vor dem Verhal-
ten und der Leistung unserer Soldaten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Glauben Sie denn im Ernst, wir könnten ein sol-
ches Verhältnis mit Polen haben, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Volker, der Tränenreiche!) 

deutsche und polnische Soldaten könnten ein ge

-

meinsames Gelöbnis durchführen, wenn das 
stimmte, was Sie an schlimmen Klischees verbreiten? 

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD - Angelika Beer [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Was ist denn mit Hoh

-

wacht?) 

Tatsache ist doch: Polnische und deutsche Soldaten 
bezeugen einander 50 Jahre nach dem Ende des 
zweiten Weltkrieges in einzigartiger Weise Respekt 
und Anerkennung. Die Teilnahme unserer polni-
schen Freunde zeigt auch, wieviel Vertrauen in die 
Bundeswehr in den letzten Jahren gewachsen ist. 

(Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ausweichen, ausweichen!) 

Das muß ich nun auch einmal sagen: Hinter dieses 
Vertrauen sollte kein deutsches Parlament, kein 
deutscher Politiker, auch kein Regionalparlament, 
zurückgehen. Wenn diese Debatte ein Gutes gehabt 
hat, so hat sie - da bin ich sicher - diejenigen in 
Deutschland mobilisiert, die sagen: Wir wollen zu un-
seren Soldaten stehen; wir wollen das mitten in der 
Stadt und überall in Deutschland machen. 

Ich bedanke mich. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Weil er vom Bun-
desminister angesprochen wurde, hat der Vorsit-
zende der SPD-Fraktion Scharping das Wort zu einer 
Kurzintervention. 

Rudolf Scharping (SPD): Erstens. Herr Kollege 
Rühe, daß die Bundeswehr zur Sicherheit unseres 
Landes, zur Integration in Europa und zu einem gu-
ten Bild Deutschlands beiträgt, sowohl mit dem Ein-
satz an der Oder als auch beispielsweise in Bosnien 
oder an anderer Stelle, 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Oder im 
Hunsrück!) 

ist völlig unumstritten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich finde an dem, was Sie gesagt haben, nur bedenk-
lich, daß Sie den Eindruck erwecken wollen, als 
könnte es umstritten sein. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Ist es doch! - 
Dr.  Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: 

Schauen Sie doch in Ihren Antrag!) 
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Zweitens. In Ihrer Zentralen Dienstvorschrift 10/8 
steht doch bezüglich der öffentlichen Gelöbnisse 
ausdrücklich das, was wir in dem Antrag zitiert ha-
ben. Wenn uns Ihre Vermutungen in ein Gespräch 
darüber führen könnten, die Dienstvorschrift im 
Zweifel so zu ändern, daß öffentliche Gelöbnisse die 
Regel werden, 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: 500 : 100 ist 
doch die  Regel!)  

dann haben Sie in der SPD-Bundestagsfraktion sogar 
offene Gesprächspartner. 

(Lachen bei der CDU/CSU - Günther Fried-
rich Nolting [F.D.P.]: Dann müßt ihr aber 

euren Parteitagsbeschluß revidieren!) 

Drittens. Ich bin hierhergekommen, weil ich 
dachte, der Deutsche Bundestag redet über das 
Wehrsoldgesetz und über die Wehrsolderhöhung als 
ein wichtiges Element des respektvollen Umgangs 
mit Wehrpflichtigen. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Sie sind 
zu spät gekommen! Darüber ist vorher 

gesprochen worden!) 

Es ist leider so, daß ein Bundesverteidigungsminister, 
der einen völlig inakzeptablen Beschluß im Haupt-
ausschuß der Stadt Frankfu rt  an der Oder zum Ge-
genstand einer solchen Rede macht und kein Wo rt 

 zur Wehrsolderhöhung sagt, indirekt auch etwas 
über sein Verständnis von Wehrpflichtigen zu erken-
nen gibt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Heinrich Graf von Einsiedel 
[PDS] - Günther F riedrich Nolting [F.D.P.]: 
Am Ende der Sitzung hier auftauchen, und 

dann eine solche Rede halten!) 

Deswegen, Herr Bundesverteidigungsminister, will 
ich Ihnen ganz deutlich sagen: Ich habe sehr viel Ver-
ständnis dafür, daß man fast verzweifelt nach solchen 
Situationen sucht, um sie dann so zu nutzen wie Sie. 
Aber wir sollten sehr darauf achten - ich finde, das 
könnte zwischen der Koalition und jedenfalls uns un-
umstritten bleiben -, daß die Sorge für die Bundes-
wehr, die Akzeptanz und die Verankerung und ihr 
Ansehen zwischen uns auch in Wahlkampfzeiten 
nicht künstlich umstritten gemacht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Bundesmini-
ster. 

Volker Rühe, Bundesminister der Verteidigung: 
Frau Präsidentin! Herr Kollege Scharping, wir haben 
mit der Vorlage zum Wehrsoldgesetz gehandelt. Es 
ist richtig, wir können leider nur um 1 DM anheben, 
was den Wehrsold insgesamt angeht. Aber ich halte 
es für ein Gebot der Gerechtigkeit und belastungsge-
recht, daß wir sagen: Unter all denjenigen, die die 
Wehrpflicht erfüllen, wollen wir denen, die die weite-
sten Wege zur Kaserne haben, besonders viel Unter-
stützung geben. Deswegen erfolgt die Erhöhung des 

Mobilitätszuschlags schon in diesem Jahr. Ich finde, 
es ist ein überzeugender Vorschlag, den wir vorge-
legt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt komme ich noch einmal zu der Verbindung. 
Ich bin dankbar, daß Sie das angesprochen haben. 
Sie ahnen gar nicht, wie dankbar ich bin. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Natürlich ist das arg wenig. Es ist hier auch gesagt 
worden, am Wehrsold können Sie erkennen, daß das 
nicht ein Beruf wie jeder andere ist, daß die Bundes-
wehrrekruten keine Arbeitnehmer sind. Gerade des-
wegen muß, wenn es um öffentliche Gelöbnisse, um 
Respekt und Anerkennung geht, deutlich gemacht 
werden, daß man das nicht mit Geld abgelten kann, 
sondern mit Zuwendung. Das ist der Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Peter  Zumkley [SPD]: Da wird doch ein 
Popanz aufgebaut! - Walter Kolbow [SPD]: 

Sie Taktiker!) 

Das ist auch das, was ich dem Bremer Bürgermei-
ster gesagt hatte, der Gelöbnisse mit Vereidigungen 
anderer Anwärter verglichen hat. Aber zum Beispiel 
Justizanwärter bekommen ein Referendargehalt. 

(Peter Zumkley [SPD]: In Bremen ist eine 
große Koalition!) 

Es gibt überhaupt nichts mit der Wehrpflicht Ver-
gleichbares, die finanziell überhaupt nicht angemes-
sen ausgeglichen wird. Es ist kein berufliches Ent-
gelt; die Wehrpflicht ist schon etwas ganz Besonde-
res. Deswegen ist es so wichtig, daß die Dinge auch 
im emotionalen Bereich stimmen. Wir können nur 
1 DM hier und 1 DM dort  zulegen. Selbst wenn wir 
5 DM zulegen würden, würde es keine Besoldung. 
Deswegen müssen Sie begreifen, Herr Scharping, 
wie wichtig es ist, daß wir die Rekruten dieses Lan-
des in einer Form behandeln, wie sie das wegen ihres 
besonderen Einsatzes wirklich verdient haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt müssen Sie sich wieder einmal entscheiden. 
Auch Ihr Name steht unter diesem grünen Zettel, 
Herr Scharping. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Natürlich!) 

Wir machen im Laufe des Jahres über 600 Gelöbnisse. 
Die meisten werden immer noch in der Kase rne statt-
finden; das kann man gar nicht anders organisieren. 

(Rudolf Scharping [SPD]: Er redet zur 
Sache! - Peter Zumkley [SPD]: Machen wir 

doch eine zweite Runde!) 

Aber in den letzten Monaten - das ist richtig - haben 
wir mehr öffentliche Gelöbnisse durchgeführt als bis-
her. Warum? Es gibt eine riesige Warteliste. Als ich in 
Celle ein öffentliches Gelöbnis durchgeführt habe, 
sind fünf, sechs Bürgermeister zu mir gekommen und 
haben gesagt: Seit Jahren bemühen wir uns um ein 
öffentliches Gelöbnis in unserer Stadt. - Das ist die 
Realität in Deutschland. Wenn wir mehr Gelöbnisse 
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in der Öffentlichkeit durchführen, weil sich viele zur 
Bundeswehr bekennen sollen, dann sollten Sie sich 
zusammen mit dem Verteidigungsminister darüber 
freuen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Walter  Kolbow [SPD]: Das tun wir doch! - 
Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Schar-
ping kommt am Schluß der Debatte, und 
dann eine solche Rede! Er hat die Diskus-
sion überhaupt nicht verfolgt! - Peter Zum-
kley [SPD]: Es bleibt bei der alten Taktik!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die letzte Kurzin-
tervention von Herrn Klaus-Jürgen Warnick. 

Klaus-Jürgen Warnick (PDS): Ich habe lange über-
legt, ob auch ich zu diesem Thema etwas sagen soll. 
Die Schwarzweißmalerei, die ich hier gehört habe, 
kann ich nur schwer ertragen. 

Ich bin christlich und pazifistisch erzogen. Trotz-
dem bin ich zu Zeiten der DDR fünfmal bei der Ar-
mee gewesen. 

(Paul Breuer [CDU/CSU]: Davon merkt man 
nichts!) 

Dies geschah nicht freiwillig und nicht mit Freuden. 
Ich mußte viermal zur Reserve. Beim letztenmal, als 
ich zur Reserve mußte, 1986, war ich selbst in Frank-
furt  (Oder). 

Ich möchte die Gegensätze meiner persönlichen 
Situation damals klarmachen: Man wollte mich we-
gen Wehrkraftzersetzung vor den Militärstaatsanwalt 
stellen, weil ich mit dem, was in der DDR und in der 
NVA vor sich ging, nicht einverstanden war. Auf der 
anderen Seite war ich im Ernteeinsatz und bin do rt 

 Aktivist geworden. Dies war möglich, weil das eine 
mit dem anderen nichts zu tun hat. Man kann gegen 
das Militär sein und trotzdem bei militärischen Ein-
sätzen sein Bestes geben. Hätte es damals in Frank-
furt  (Oder) eine solche Katastrophe gegeben, dann 
wäre es für mich völlig klar gewesen, daß ich 24 oder 
36 oder 48 Stunden hintereinander gearbeitet hätte, 
um dort  Menschenleben zu retten. 

Der Freund meiner 23jährigen Tochter ist bei der 
Armee und war beim Einsatz der Bundeswehr in 
Frankfurt  (Oder) dabei. Mein Neffe, der bei der Ar-
mee ist, hat am Odereinsatz der Bundeswehr zwar 
nicht selbst teilgenommen, war aber in Bereitschaft. 
Damit will  ich nur sagen, daß man das eine von dem 
anderen wirklich trennen kann und auch trennen 
muß. Diese Schwarzweißmalerei - auf der einen 
Seite, damals, die böse NVA; auf der anderen Seite, 
heute, die gute Bundeswehr - wird von der Bevölke-
rung nicht angenommen. Diese Trennung entspricht 
überhaupt nicht den Tatsachen. 

Es ist eher so, daß ein Teil der Menschen damals 
von der NVA gelebt hat, jetzt von der Bundeswehr 
lebt - in der auch Arbeitsplätze geschaffen worden 
sind - und den Übergang von der einen Armee zur 
anderen mehr oder weniger neutral sieht. Es ist nicht 
so, daß die Armee jetzt glorifiziert wird, die Men-
schen mit Freude zu einer solchen Vereidigung ge-

hen und darauf hoffen, do rt  werde endlich eine sol-
che Zeremonie stattfinden. Diese Vorstellung ent-
spricht einfach nicht den Realitäten. 

Ich war und bin gegen das Militär; folglich bin ich 
auch gegen solche Zeremonien. Doch ich bin noch 
lange nicht undankbar für das, was Soldaten und 
viele andere - das Technische Hilfswerk, das Deut-
sche Rote Kreuz, Feuerwehrleute - do rt  an Hilfe ge-
leistet haben. Man muß und kann das eine von dem 
anderen trennen. 

(Beifall bei der PDS) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Änderung des Wehrsoldgesetzes, Drucksachen 13/ 
9960 und 13/10544 Nr. 1. Dazu liegt ein Änderungs-
antrag der Fraktion der SPD vor, über den wir zuerst 
abstimmen. Wer stimmt für den Änderungsantrag 
auf Drucksache 13/10621? - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Damit ist der Änderungsantrag mit den 
Stimmen von CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim-
men von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und PDS ab-
gelehnt. 

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschußfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? 
- Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung 
mit den Stimmen von CDU/CSU und F.D.P. gegen 
die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS 
bei Enthaltung der SPD angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit ist 
der Gesetzentwurf mit gleichem Stimmenverhältnis 
wie zuvor angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen von CDU/CSU und 
F.D.P. auf Drucksache 13/10645. Wer stimmt für den 
Entschließungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Damit ist der Entschließungsantrag mit den 
Stimmen von CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim-
men von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und PDS an-
genommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/10658. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der 
Entschließungsantrag mit den Stimmen von CDU/ 
CSU, F.D.P., Bündnis 90/Die Grünen und PDS abge-
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/10659. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Damit ist der Entschließungsantrag mit den 
Stimmen von CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die 



21694 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 236. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Mai 1998 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth 

Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS abge-
lehnt. 

Beschlußempfehlung des Verteidigungsausschus-
ses zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur Wehr-
solderhöhung auf Drucksache 13/10544 Nr. 2. Der 
Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/ 
10191 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschluß-
empfehlung? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Da-
mit ist die Beschlußempfehlung mit den Stimmen von 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und PDS angenommen. 

Beschlußempfehlung des Verteidigungsausschus-
ses zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen zur Beseitigung von Ausbildungshindernissen 
und Benachteiligungen im Rahmen der Wehrpflicht 
auf Drucksache 13/9727. Der Ausschuß empfiehlt, 
den Antrag auf Drucksache 13/8706 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Damit ist die Beschlußemp-
fehlung mit den Stimmen der CDU/CSU und F.D.P. 
bei Gegenstimmen von Bündnis 90/Die Grünen und 
PDS und bei Enthaltung der SPD angenommen. 

Dann rufe ich die Tagesordnungspunkte 17 a und 
17b auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu dem Antrag des Abgeordne-
ten Gunnar Uldall und der Fraktion der CDU/ 
CSU sowie des Abgeordneten Paul K. Friedhoff 
und der Fraktion der F.D.P. 

Investieren in Deutschland 

- Drucksachen 13/8047, 13/10182-

Berichterstattung: 

Abgeordnete Margareta Wolf (Frankfu rt) 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Beschäftigungspolitischer Aktionsplan der 
Bundesrepublik Deutschland (April 1998) 

- Drucksache 13/10 510 - 
Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
(Federführung strittig) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Zum beschäftigungspolitischen Aktionsplan liegt 
ein Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache drei Stunden vorgesehen. - Dazu 
höre ich keinen Widerspruch. Wir verfahren so. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Kol-
lege Gunnar Uldall. 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen! Meine Herren! Nur wer es bewußt 
ignoriert, kann übersehen, daß die positiven Wi rt

-schaftsmeldungen in den letzten Wochen von Tag zu 
Tag zunehmen. Fast täglich melden Branchen, daß 
sie in diesem Jahr die Zahl ihrer Mitarbeiter kräftig 
aufstocken wollen. Gestern gratulierte uns die inter-
nationale Wirtschaftspresse zur Fusion von Daimler

-

Benz mit Chrysler. Wenn sich zwei Spitzenkonzerne 
der Welt - Daimler in Deutschland, Chrysler in den 
USA - nach einer Prüfung, wo sie ihre Konzernzen-
trale errichten sollen, nicht für die USA, sondern für 
Deutschland entscheiden, 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Und zwar für Baden-Württemberg!) 

dann zeigt das, daß wir in Deutschland als Wi rt
-schaftsstandort wieder erste Klasse geworden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist zugleich ein Beweis dafür, wie wichtig und 
wie richtig unsere Politik für Europa und für den 
Euro ist. Nationale Grenzen und nationale Währun-
gen haben in der Wirtschaftspolitik längst ihre Be-
deutung verloren. Ohne Europa und ohne Euro 
könnten unsere Unternehmen im weltweiten Wett-
lauf nicht mehr mithalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Uldall, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Matthäus-
Maier? 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Bitte. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Sie sprachen an, Herr 
Uldall, daß man sich für den Sitz Deutschland ent-
schieden habe. Würden Sie bitte hinzufügen, daß 
Schrempp auf der Pressekonferenz gesagt hat, dies 
geschehe aus steuerlichen Gründen? Ich verbinde 
das mit der Frage: Wollen Sie damit nicht endlich zu-
geben, daß das ununterbrochene Gejammere, die 
Unternehmensbesteuerung in Deutschland sei so 
entsetzlich, daß keiner hier hin wolle, dadurch wider-
legt ist? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Zwei Bemerkungen 
dazu, Frau Matthäus-Maier. Erstens. Die große Steu-
erreform in Deutschland ist noch nicht durchgeführt. 
Sie muß kommen und würde dem Standort Deutsch-
land noch einmal einen wesentlichen Schub verset-
zen und zusätzliche Arbeitsplätze schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Das ist keine 

Antwort auf meine Frage!) 

Zweitens. Sie sehen, daß wir trotz Ihres massiven 
Widerstandes gegen alle diese Dinge in den letzten 
vier Jahren auch beachtliche steuerliche Verbesse-
rungen durchsetzen konnten, zum Beispiel durch die 
Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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kommen wären, wenn diese Steuer nicht abgeschafft 
worden wäre. 

Ich möchte noch einen dritten Punkt hinzufügen, 
Frau Matthäus-Maier. Es wäre eine Katastrophe, 
wenn die Sozialdemokraten ihre steuerlichen Vor-
schläge umsetzen könnten und in Deutschland wie-
der zusätzliche Vermögensabgaben einführen wür-
den. Das wäre das beste Mittel, um Arbeitsplätze aus 
Deutschland rauszutreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die positive Entwicklung ist nicht von allein ge-
kommen. Sie ist das Ergebnis einer nicht immer 
leichten Umstrukturierung, die wir vor zwei Jahren 
mit unserem 50-Punkte-Programm eingeleitet haben. 
Bevor eine Besserung auf dem Arbeitsmarkt eintritt, 
müssen sich bestimmte Grunddaten bessern. Seit ein 
bis zwei Jahren können wir beobachten, daß sich 
diese wirtschaftlichen Grunddaten positiv entwik-
keln. Heute können wir mit Freude feststellen, daß 
sich diese Entwicklung auch auf dem Arbeitsmarkt 
niederschlägt. Aber bevor ich mich dahin gehend äu-
ßere, möchte ich zunächst einen Blick auf diese 
Grunddaten werfen. 

Wir haben als Hauptmaßstab für die Wettbewerbs-
fähigkeit einer Volkswirtschaft die Lohnstückkosten. 
Über viele Jahre sind die Lohnstückkosten in 
Deutschland von Jahr zu Jahr gestiegen. Jetzt haben 
wir seit drei Jahren eine umgekehrte Entwicklung. 
Die Lohnstückkosten in Deutschland sinken: 1996 
minus 0,3 Prozent, 1997 minus 1,9 Prozent, 1998 mi-
nus 1,0 Prozent. Das zeigt, daß wir hier eine Kehrt-
wendung erreicht haben. 

Nun könnte man sagen: Wahrscheinlich sind die 
Lohnstückkosten überall in der Welt zurückgegan-
gen. Deswegen lassen Sie uns einen Blick auf unsere 
Nachbarländer werfen. Da sieht es bei den Lohn-
stückkosten ganz anders aus: Großbritannien plus 
0,5 Prozent, Frankreich plus 1,0 Prozent, Italien plus 
2,5 Prozent. Bei uns sinken die Lohnstückkosten, in 
den Nachbarländern steigen sie. Die Schere schließt 
sich eindeutig zu unseren Gunsten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ein negativer Faktor für die Kostensituation in 
Deutschland war bis vor zwei bis drei Jahren die 
mangelnde Arbeitszeitflexibilität. Durch das neue 
Arbeitszeitgesetz von 1994 konnten wir hier ent-
scheidende Fortschritte erzielen. Fachkenner spre-
chen sogar von einer Kulturrevolution auf diesem 
Sektor. Das bringt unmittelbar positive Effekte. 

Ich will ein Beispiel bringen. Bei den zehn größten 
amerikanischen Unternehmen in Deutschland wurde 
eine Umfrage durchgeführt, wie sich diese Flexibili-
tät auf die Arbeitsplätze ausgewirkt hätte. Das Er-
gebnis ist erfreulich und überraschend; man kann es 
wirklich nur mit Zustimmung zur Kenntnis nehmen: 
Über 45 000 Arbeitsplätze konnten in diesen zehn be-
fragten amerikanischen Unternehmen in Deutsch-
land neu geschaffen oder gesichert werden. Das ist  

wirklich eine positive Entwicklung, über die wir uns 
alle freuen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Schließlich: Deutschland wird in diesem Jahr mit 
3,0 Prozent die höchste Wachstumsrate aller OECD-
Länder erzielen. Wer das bezweifelt, mag in den letz-
ten OECD-Wirtschaftsausblick sehen, in dem dies 
beschrieben wird. Auch das ist ein Zeichen für eine 
positive Entwicklung bei uns. 

Die SPD kann diese positiven Erfolge nicht mehr 
bestreiten. Allerdings ist festzustellen: Die Opposi-
tion hat in den vergangenen zwei Jahren ihre ge-
samte Kreativität dafür aufgewendet, die notwendige 
Anpassung der deutschen Wirtschaftsstruktur zu ver-
hindern. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie, meine Damen und Herren, wollten sich durch 
Behinderungen und Verzögerungen bessere Aus-
gangspositionen für den nächsten Wahlkampf schaf-
fen. Das ist Ihnen aber nicht gelungen. Die Daten zei-
gen nach oben. Die Rechnung der SPD ist nicht auf-
gegangen. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll

-

mer) 

Inzwischen schlägt die Verbesserung der Grund-
daten auch auf den Arbeitsmarkt durch. 

(Margareta Wolf [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ach ja?) 

Wir sind mit der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
bei weitem noch nicht zufrieden. Aber man kann 
nicht verkennen, daß sich auch hier sehr deutliche 
Verbesserungen abzeichnen. Im April sank die Zahl 
der Arbeitslosen gegenüber dem Vormonat um 
200000. Das ist eine Leistung. Man muß schon sehr 
lange zurückblicken, um einen Monat zu finden, in 
dem es in gleichem Maße zu einer Verbesserung auf 
dem Arbeitsmarkt gekommen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Walter  Hirche [F.D.P.]: Der stärkste Rück

-

gang seit der Wiedervereinigung!) 

Besonders deutlich wird diese Entwicklung in be-
zug auf die Arbeitslosigkeit in Westdeutschland, 
wenn man bei den Monatszahlen einen Vergleich 
zum entsprechenden Monat des Vorjahres vornimmt. 
Fast 30 Monate lang stieg in Westdeutschland die Ar-
beitslosigkeit von Monat zu Monat im Vergleich zum 
Vorjahr an. Seit Anfang dieses Jahres, also in den 
letzten vier Monaten, ist diese Entwicklung umge-
kehrt. Die Arbeitslosigkeit sinkt im Vergleich zum 
Vorjahresmonat. Sie steigt nicht mehr. Auch das ist 
eine positive Kehrtwendung. 

Auch wenn die Arbeitslosenzahlen in Ostdeutsch-
land im Vorjahresvergleich noch nicht sinken, kann 
man doch für Gesamtdeutschland eine interessante 
Beobachtung machen, wenn man sich die Zahlen ge-
nau ansieht. Wenn man die Zahl der Arbeitslosen mit 
der Zahl derjenigen zusammenzählt, die sich in Be-
schäftigungs- und Weiterbildungsmaßnahmen befin- 
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den, so betrug diese Summe im März 1998 5,1 Millio-
nen. Ein Jahr vorher ist diese Zahl um über 100 000 
höher gewesen. Das heißt, auch dieser Parameter 
entwickelt sich positiv. Dies ist ein Erfolg, mit dem 
wir bei weitem noch nicht zufrieden sind, aber den 
wir uns von Ihnen auf keinen Fall kleinreden lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ein Blick auf die Kurzarbeiter: Im Jahresvergleich 
sind über 100 000 Menschen weniger in Kurzarbeit. 
Die Zahl ist um 50 Prozent niedriger, das heißt, hal-
biert worden. Dagegen erhöhte sich die Zahl der of-
fenen Stellen massiv. Vor einem Jahr wurden 370 000 
Stellen auf dem Arbeitsmarkt angeboten. Diese Zahl 
ist jetzt um 20 Prozent höher und liegt bei 450 000. 

Auch hier gilt: Noch nie ist in einem Quartal eine 
so kräftige Erhöhung der Zahl der offenen Stellen zu 
verzeichnen gewesen wie in diesem ersten Quartal 
des Jahres 1998. Ich meine, das sind positive und er-
freuliche Signale, die wir über die Fraktionen hinweg 
begrüßen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Daten zeigen: Der Aufschwung ist da. Die 
Kehrtwendung ist vollzogen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Jetzt hör' aber auf!) 

Der Turnaround ist geschafft. Wir sind aber noch 
nicht am Ziel. Wer dies bezweifelt, den wird vielleicht 
folgendes Zitat überzeugen: 

Es herrscht Aufbruchstimmung. Die deutsche 
Wirtschaft läßt die Muskeln spielen. Die Hanno-
ver-Messe zeigt das in diesen Tagen deutlich. In 
Deutschland setzen die ersten auf Zukunft und 
Wachstum. 

Diese Worte stammen nicht aus dem Bundespresse-
amt und auch nicht aus dem Konrad-Adenauer-
Haus. Sie stammen vielmehr von Gerhard Schröder 
aus einer Anzeige in der „Bild"-Zeitung. Die positive 
Entwicklung ist ganz offensichtlich so deutlich, daß 
sie auch von der Opposition nicht mehr geleugnet 
werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wer wirtschaftlich erfolgreich sein wi ll , muß zwei 
Dinge haben: ein gutes Produkt und eine gute Ver-
kaufsabteilung. Unser gutes Produkt ist der Standort 
Deutschland. An diesem Produkt haben wir in den 
letzten Jahren gearbeitet. Die Bedingungen für die 
Investoren in Deutschland sind jetzt wieder gut. Sie 
können aber noch weiter verbessert werden. Denn 
Standortverbesserungen sind ein kontinuierlicher 
Prozeß. 

Wir können aber bereits heute feststellen, daß Un-
ternehmen, die aus Deutschland abgewandert sind, 
inzwischen wieder zurückkommen. Beispiel: Varta 
holt seine Produktion von Spezialbatterien aus Sin-
gapur zurück nach Deutschland. - Bravo, kann ich 
nur sagen. Weiteres Beispiel: Die Deutsche Bank ruft 
den Wertpapierhandel von London zurück nach 
Frankfurt . Das bringt 750 zusätzliche Arbeitsplätze. - 
Bravo,  kann ich nur sagen. 

Diese Beispiele zeigen: Wir sind wieder wettbe-
werbsfähig geworden. Jetzt müssen wir uns aber dar-
anmachen, unseren guten Standort Deutschland und 
sozusagen unser Produkt Deutschland durch eine 
gute Verkaufsabteilung zu vermarkten. 

Heute gibt es in Deutschland 16 verschiedene 
Wirtschaftsförderungsgesellschaften der Länder. Was 
wir brauchen, ist eine zentrale Agentur, die den Inve-
storen den Standort Deutschland insgesamt anbietet, 
aktiv Verbindungen zu potentiellen Investoren auf-
baut und dann die Kontakte zu den Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaften in den einzelnen Ländern wei-
tergibt. 

Wir sind froh, daß es nunmehr eine „Invest in Ger-
many"-Agentur mit Sitz in Berlin geben wird, die 
ohne einen großen Apparat zielgerichtet Akquisitio-
nen für Deutschland betreiben wird. Mein Kollege 
Christian Ruck wird dieses gleich noch ausführlich 
darstellen. Aber eines möchte ich schon einmal fest-
halten: Mit dieser neuen Agentur kann Deutschland 
seine Chancen auf dem Weltmarkt wesentlich ver-
bessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die wirtschaftlichen Daten zeigen: Unsere Politik 
ist auf dem richtigen Weg. Die Erfolge stellen sich 
ein. Der einzige Vorwurf, den man uns machen und 
über den man diskutieren könnte, wäre, daß wir mit 
unseren Strukturmaßnahmen zu spät begonnen hät-
ten. Aber ich bitte zu berücksichtigen, daß wir An-
fang der 90er Jahre ganz andere Probleme in 
Deutschland zu lösen hatten. Da galt es zunächst, die 
Wiedervereinigung zu vollziehen. 

Diesen möglichen Vorwurf eines verspäteten Be-
ginns kann man aber auf gar keinen Fall erheben, 
wenn man, wie die SPD, all  diese Maßnahmen ge-
bremst hat. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: So ist 
das!) 

Man kann diesen Vorwurf erst recht nicht erheben, 
wenn man unsere Reformschritte, die wir jetzt erfolg-
reich durchgesetzt haben, im Falle eines Falles wie-
der zurücknehmen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das gilt zum Beispiel für die Rentenreform, für die 
Verrechnungsmöglichkeit von Urlaubs- mit Krank-
heitstagen und für die Flexibilisierung im Arbeits-
recht. Das sind Versprechungen, die süß schmecken 
mögen, aber in Wirklichkeit Gift für den Arbeits-
markt sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Union bleibt bei ihrem Kurs, den Menschen 
ehrlich zu sagen, was getan werden muß, auch wenn 
es kurzfristig unpopulär erscheinen mag. Aber so si-
chern wir den Aufschwung, geben ihm einen zusätz-
lichen Schub und schaffen mehr Beschäftigung in 
Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Siegmar Mosdorf. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr Kollege Ul-
dall, da Sie Gerhard Schröder zum Aufschwung in 
Deutschland so schön zitiert haben, muß ich Ihnen 
sagen: Wenn es jetzt ein Aufatmen bei den Men-
schen gibt, dann liegt es daran, daß sie endlich Licht 
am Ende des Tunnels sehen. Die Regierung ist bald 
am Ende, und wir fangen neu an. 

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der CDU/ 
CSU und der F.D.P. - Hartmut Schauerte 
[CDU/CSU]: Das ist doch unter Ihrem 

Niveau!) 

Das ist der Grund, warum es eine positive Stimmung 
gibt. 

Es gibt natürlich ein paar Dinge, die man sich trotz-
dem genau ansehen muß. Vor kurzem wurde eine 
Studie des Institute for Management Development 
aus Lausanne über die Wettbewerbsfähigkeit der 
großen Volkswirtschaften vorgelegt. Die „Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung" hat unter der Überschrift 
„Schlechte Noten für Regierung Kohl belasten 
Standort Deutschland" die Studie dargestellt und ge-
schrieben: 

Der Wirtschaftsstandort  Deutschland und seine 
internationale Wettbewerbsfähigkeit sind nicht 
mehr erstklassig. 

Es gibt Vorteile in einer ganzen Reihe von Feldern, 
aber wir haben ökonomische und technologische 
Vorsprünge verloren. Das ist eine Sache, die uns sehr 
beschäftigen muß. 

Sie schreiben dann weiter: 

Der Grund für den Abstieg liegt in den schlechten 
Bewertungen nach den Kriterien Regierung ... , 
Management ... 

(Beifall der Abg. Ingrid Matthäus-Maier 
[SPD] - Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Die 

Opposition kommt da nicht vor!) 

Nach Ansicht der befragten Manager 

- die dieser Studie zugrunde liegt - 

erweist sich vor allem die Regierung als negativer 
Standortfaktor. 

Das schreibt die „FAZ" über die Studie. 

Während die Bundesregierung bei der jüngsten 
Bundestagswahl 1994 noch Rang 10 im interna-
tionalen Vergleich erreichte, ist sie seitdem stetig 
auf Rang 36 abgerutscht. Allein gegenüber dem 
vergangenen Jahr verlor die Regierung Kohl 
11 Plätze im internationalen Ansehen der Unter-
nehmensführer. 

Das ist der Punkt - der Satz ist durchaus richtig -: 
Wirtschaft findet in der Wirtschaft statt. Die Wirt

-schaft muß Arbeitsplätze schaffen. Es gibt eine ganze 
Reihe von Veränderungen. Aber Regierung muß 
auch in der Regierung stattfinden. Da gibt es Defi-

zite, die Sie geschaffen haben, die Sie hinterlassen 
und die wir dringend ändern müssen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Uldall, lassen Sie mich noch einen Satz zu der 
wichtigen Entscheidung hinsichtlich Daimler Benz 
und Chrysler sagen, die gestern getroffen wurde. Ich 
habe sie begrüßt. Auch Sie haben sie eben begrüßt. 
Ich halte sie für eine wichtige und zentrale Entschei-
dung: Es ist die erste große Fusion, die von einem 
großen deutschen Haus ausgeht. 

Die Unternehmen werden im Globalisierungspro-
zeß gegenwärtig neu aufgestellt. Daß Daimler Benz 
jetzt durch die Fusion, durch die Pa rtnerschaft mit 
Chrysler zum fünftgrößten Unternehmen der Welt 
wird und daß dies keine Sanierungsfusion, sondern 
eine Wachstumsfusion ist, erfreut uns, macht uns ein 
Stück weit stolz. 

Es ist übrigens auch gut für die Region, aus der ich 
komme, für die Region Stuttgart, weil dort der zen-
trale Sitz von Daimler ist und auch der zentrale Sitz 
dieses neuen Hauses sein wird. Das ist eine wichtige 
Entscheidung. 

Aber eines ist doch ganz klar: Das hat überhaupt 
nichts mit Ihrer Politik zu tun. Das wissen Sie genau-
sogut wie ich. 

(Beifall der Abg. Margareta Wolf [Frankfurt] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich erinnere mich noch an die Situation, als Jürgen 
Schrempp 1994 anfing; damals kam die S-Klasse von 
Mercedes auf den Markt. Ich weiß nicht, ob Sie sich 
daran noch erinnern. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Doch! Der war Nachfolger eines Genossen!) 

- Oh Gott, was ist das denn? Herr Apotheker, ich 
bitte Sie! - Die S-Klasse wurde auf dem amerikani-
schen Markt für 85 000 Dollar angeboten. Damals 
machte Toyota folgende Werbung: Für 85 000 Dollar 
bekommen Sie bei uns einen Lexus Sechszylinder, 
einen Lexus Achtzylinder und eine Wochenendreise 
mit Ihrer ganzen Familie mit der Concorde nach Pa-
ris. 

Damals war Daimler Benz in den USA in einer 
ganz schwierigen Wettbewerbssituation. In den letz-
ten vier Jahren ist in dem Unternehmen selber eine 
ganze Menge verändert worden, und zwar von dem 
Management mit den Betriebsräten und mit den füh-
renden Gewerkschaftern. Dazu gehören Gerhard 
Zambelli als Bezirksleiter und das Aufsichtsratsmit-
glied Walter Riester. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Weshalb 
sind sie dann gegen die Einschränkung der 

Lohnfortzahlung?) 

Da wurden eine ganze Reihe von Entscheidungen 
getroffen, die übrigens sehr kompliziert waren. Frau 
Baumeister, Sie müßten sich eigentlich dafür interes-
sieren. Daß wir zum Beispiel das Motorenwerk be-
kommen haben, geht auf schwierige Entscheidungen 
zurück, die intern getroffen worden sind. Daran ha- 
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ben nicht Sie, sondern die Betriebsräte einen Anteil. 
Daran hat auch das Management einen Anteil. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Entscheidungen waren sehr wichtig. 

Jetzt, nach vier Jahren Umbau des Unternehmens 
- einem fundamentalen Umbau -, hat Daimler Benz 
wieder eine Kraft an Wettbewerbsfähigkeit erreicht, 
die eine solche Fusion überhaupt erst möglich macht. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Sie wollen 
doch die Ökosteuer!) 

Das hat mit Ihrer Politik null Komma nichts zu tun. 

In der Wirtschaft finden im Moment Änderungen 
ganz grundlegender Art statt. Ich finde, wir sollten 
jetzt nicht so tun, als seien diese wichtigen Änderun-
gen von der Regierung ausgelöst oder befördert wor-
den. Da überheben Sie sich. Dem ist nicht so. Es gibt 
da wirklich andere Gründe. 

Meine Damen und Herren, wir reden heute über 
einen speziellen Punkt, den wir im Wirtschaftsaus-
schuß lange beraten haben, nämlich über die Frage 
der Vielschichtigkeit, der Besonderheit des Globa-
lisierungsprozesses, der nicht nur darin besteht, daß 
deutsche Unternehmen auf ausländische Märkte ge-
hen, sondern auch darin, daß nordamerikanische Un-
ternehmen, daß asiatische Unternehmen auf die 
größten Binnenmärkte der Welt und vor allem auf 
den großen Binnenmarkt Europa kommen. Das ist 
ein wichtiger Punkt, über den wir lange geredet ha-
ben. 

Wir reden heute über ein zentrales Defizit der Bun-
desregierung, das wir hoffentlich gemeinsam behe-
ben können. Herr Uldall hat das angesprochen. Ich 
komme darauf gleich zurück. 

Der entscheidende Punkt ist, daß wir den Standort 
Deutschland unter dem Aspekt der enorm zuneh-
menden Direktinvestitionen in der Welt - das heißt, 
daß man nicht mehr von einem großen Standort aus 
die ganze Welt bedient, wie es Tradition der großen 
Exportnationen war, sondern daß man dezentral pro-
duziert, daß man zentral steuert und quasi in transna-
tionalen Unternehmen operiert - so fördern, daß sol-
che Direktinvestitionen nicht um uns herum, sondern 
möglichst am Standort Deutschland getätigt werden. 

Gleich zu Beginn dieses Abschnitts will ich sagen - 
ich glaube, da sind wir uns auch einig -: Das 
Schlimmste für solche Direktinvestitionsentscheidun-
gen von Ausländern für den Standort Deutschland 
sind Wahlergebnisse wie in Sachsen-Anhalt. Wer 
heute in Deutschland rechtsradikal wählt, der bela-
stet den Standort Deutschland in massiver Weise, ge-
rade unter dem Aspekt der Globalisierung. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der F.D.P. - Hans-Peter Rep-
nik [CDU/CSU]: Noch schlimmer wäre es, 
wenn die SPD mit den Kommunisten pak-
tieren würde! Das wäre noch schlimmer!) 

- Ich glaube, Sie sind alarmiert durch die 13 Prozent 
der DVU. Ich kann Ihnen zeigen, daß sich die ameri-

kanischen Zeitungen am Montag nach der Wahl von 
Sachsen-Anhalt nicht nur mit der schweren Nieder-
lage von Helmut Kohl befaßt haben, sondern auch 
mit den Wahlergebnissen, die die Rechtsradikalen in 
Sachsen-Anhalt erzielt haben. Ich sage Ihnen: Das ist 
schlimm für unsere Visitenkarte. 

Man muß es auch den Menschen sagen: Wer heute 
rechtsradikal wählt, verbessert seine Situation nicht, 
sondern verschlechtert die ökonomischen Rahmen-
bedingungen in Deutschland. Deshalb ist es wichtig, 
daß wir diesbezüglich einen Aufklärungsbeitrag lei-
sten. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ein weiterer Punkt kommt hinzu: Wir müssen den 
Menschen wieder stärker in das Zentrum der Wirt-
schaftspolitik stellen. Denn viele haben bei dieser 
Wahl auch aus Protest so gewählt, weil sie sich ver-
nachlässigt fühlen. Wir müssen die Sorgen der Men-
schen wieder ernst nehmen. Unsere Kritik an der 
Bundesregierung ist, daß sie Wirtschaftspolitik nicht 
mehr für den Menschen macht, daß sie nicht mehr 
daran denkt, daß in manchen Gemeinden Ost-
deutschlands jeder dritte arbeitslos ist, daß sie trotz 
dramatischer Entwicklungen nur noch in ökonome-
trischen Modellen argumentiert und die Menschen 
dabei völlig vergißt. 

Unsere Aufgabe ist es, deutlich zu machen, daß 
Wirtschaftspolitik nicht für irgend jemanden gemacht 
wird, sondern für die Menschen, und daß wir es 
schaffen wollen, wieder mehr Menschen in Arbeit zu 
bringen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)  

Denn keine Gesellschaft der Welt hält auf Dauer fünf 
Millionen Arbeitslose aus. Diese Spannung halten 
wir nicht aus. 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU/ 
CSU: Wirtschaftspolitische Aussage: null! - 

Nur Platitüden!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Kehrseite der 
Globalisierung ist, daß amerikanische und asiatische 
Unternehmen nach demselben Mechanismus Ferti-
gungen an andere Standorte verlegen, wie wir es 
tun. Ich finde es richtig und habe es immer begrüßt, 
daß Daimler-Benz in Tuscaloosa und Siemens in 
China Fabriken baut, um do rt  kunden- und markt-
nah zu produzieren. Das sind richtige Entscheidun-
gen; wir haben das auch nie kritisiert. Man muß das 
Erfordernis vermitteln und darstellen. 

(Bundesminister Dr. Jürgen Rüttgers: Ja!) 

- Der ist ja auch da, das ist ja wunderbar. Ich finde es 
prima, daß Sie in Avignon neben dem Bundeskanzler 
stehen durften. - 

(Lachen bei der SPD) 

Wir haben das, wie Sie wissen, nicht kritisiert. Wo ist 
bei der heutigen wichtigen Debatte eigentlich Herr 
Wissmann? Ich habe ihn schon gestern bei der wich- 
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tigen Debatte über, wie es Ludwig Erhard einmal ge-
sagt hat, das „Grundgesetz der Wirtschaft" vermißt. 

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Wo ist 
Gerhard Schröder?) 

- Das ist kein treffender Vergleich, lieber Hartmut 
Schauerte. 

Der entscheidende Punkt ist - Gunnar Uldall hat 
darauf hingewiesen -: Die Verteilung der ausländi-
schen Direktinvestitionen sagt erstens etwas über 
die Finanzkraft der Investorenländer und zweitens 
etwas über die Standortbedingungen in den Investi-
tionsländern aus. Beide Aspekte müssen wir beden-
ken. Im Durchschnitt gehen 70 bis 75 Prozent der 
ausländischen Direktinvestitionen in Übernahmen 
oder Beteiligungen. Das sind Investitionen, die öko-
nomisch und arbeitsmarktpolitisch mittelfristig wirk-
sam werden. Etwa 25 bis 30 Prozent werden in neue 
Fabriken, neue Produkte oder andere Innovationen 
gesteckt und erzielen somit direkte Wirkung auf dem 
Arbeitsmarkt. 

Deutschland hat nun in den letzten zehn Jahren 
nicht gut abgeschnitten bei den ausländischen Di-
rektinvestitionen. Will man Ende dieser 90er Jahre 
Bilanz ziehen, was in Deutschland in Sachen auslän-
discher Direktinvestitionen passiert ist, dann wird 
man zur Kenntnis nehmen müssen, was dieser Tage 
zusammengestellt worden ist: In die USA sind im 
letzten Jahrzehnt ausländische Direktinvestitionen in 
Höhe von 500 Milliarden Dollar gegangen. Dann 
kommt Großbritannien mit 200 Milliarden Dollar, 
dann China und Frankreich. Wir kommen an 
14. Stelle. 

(Hans-Peter Repnik [CDU/CSU]: Deshalb 
brauchen wir doch die Steuerreform, Herr 

Mosdorf, die Sie verhindert haben!)  

- Darauf komme ich gleich. Warten Sie doch ab! Sie 
haben doch die Ruhe des Bodensees im Kreuz. Ei-
gentlich müßten Sie doch abwarten können, bis ich 
darauf komme. 

Es muß Sie doch beunruhigen - ich weiß auch, daß 
dies der Fall ist -, daß wir bei ausländischen Direktin-
vestitionen erst an 14. Stelle stehen - ein Ergebnis 
der Entwicklungen der letzten zehn Jahre Ihrer Re-
gierungszeit. Ich rede ja nicht von dem Zeitraum ei-
nes Jahres. Ich rede davon, daß wir in den letzten 
zehn Jahren deutliche Defizite in diesem Bereich hat-
ten. 

Der weltweite Bestand ausländischer Direktinve-
stitionen hat 1997 einen Wert von mehr als 6 Billionen 
DM erreicht. Die weltweiten Direktinvestitionen sel-
ber nahmen im letzten Jahr um 500 Milliarden DM 
zu. Das heißt: Wir müssen uns auf diese wichtige Zu-
kunftsentwicklung einstellen und auf diesem Feld 
unbedingt den Anschluß schaffen. 

Selbstverständlich treffen Investoren ihre Standort-
entscheidungen nach ha rten Benchmarking -Krite-
rien. Dabei spielen die geographische und die ver-
kehrslogistische Lage, die Arbeitskosten, die Steuer- 
und Abgabenquoten und die Genehmigungsbüro-
kratie, also harte wie sanfte Standortfaktoren, eine 
große Rolle. Wenn Deutschland mehr Arbeitsplätze  

durch ausländische Direktinvestitionen schaffen oder 
sichern will, müssen Rahmenbedingungen geschaf-
fen werden, die uns helfen, für ausländische Investo-
ren interessant zu sein. 

Wir haben die Situation, daß sich die Bundesregie-
rung in den letzten Jahren um die ausländischen In-
vestoren eigentlich nicht direkt gekümmert hat. Viele 
Menschen sind doch verwirrt: Sie sehen im Fernse-
hen, wie pausenlos Ministerpräsidenten, Wirtschafts-
minister und auch der Bundeskanzler Flugzeuge mit 
Unternehmern vollpacken, mit ihnen irgendwo hin-
fliegen, sagen: „Guckt einmal, hier könnt ihr schön 
investieren.! ", und wir das nicht kritisieren. Wir soll-
ten einmal den anderen Weg gehen: Wir sollten 
einen leeren Airbus in die USA schicken und Investo-
ren hierherholen, uns systematisch um ausländische 
Investoren am Standort Deutschland kümmern. Das 
passiert nicht. 

Weil diese Lücke besteht, haben die Länder 
enorme Anstrengungen unternommen. Man kann 
klar sagen, daß Nordrhein-Westfalen, Bayern, Nie-
dersachsen und andere Länder sich in den letzten 
Jahren besonders um ausländische Investoren be-
müht haben und dabei auch mit Industrieansiedlun-
gen Erfolg hatten. - Allein durch ausländische Inve-
stitionen in den USA sind dort 1 Million Jobs geschaf-
fen worden. Das ist also ein Faktor, der für die Ar-
beitsmarktentwicklung in Deutschland sehr wichtig 
ist. 

Wir haben im Etat des Wirtschaftsministe riums 
50 Millionen DM für die Tourismuswerbung in der 
ganzen Welt. Ich finde es auch sehr schön, daß man 
im Rockefeller-Center einen Film über die Nordsee 
sehen kann. Es gibt aber nicht eine einzige D-Mark 
für die Ansprache von Investoren, für Investorenkon-
ferenzen und für ein systematisches Standortmarke-
ting. Dies muß nun erfolgen. 

Deshalb haben wir vorgeschlagen - Herr Kollege 
Uldall hat im Wirtschaftsausschuß die Initiative er-
griffen -, eine Agentur zu schaffen, im Wirtschaftsmi-
nisterium angesiedelt, die sich um ausländische Inve-
storen kümmert. Wir bitten den Wirtschaftsminister 
seit einigen Wochen, uns im Mai - das war so verab-
redet, deswegen ist das korrekt - einen Vorschlag zu 
unterbreiten, wie man dies umsetzen kann. Der Wirt-
schaftsminister hat angekündigt, daß er dies tun will. 

Auf diesem Sektor gibt es seit vielen Jahren eine 
Lücke, die jetzt ausgefüllt werden muß. Damit lösen 
wir nicht die Standortprobleme insgesamt, auch nicht 
die Arbeitsmarktprobleme. Wir könnten aber im Glo-
balisierungsprozeß einen wichtigen Beitrag dazu lei-
sten, auch auf dem Arbeitsmarktsektor voranzukom-
men. 

Ich bin sehr froh darüber - das soll mein letzter 
Satz sein -, daß die Amtschefskonferenz der Wirt-
schaftsminister in den letzten Tagen diese Initiative 
einvernehmlich begrüßt hat. Sie hat nämlich für die 
bevorstehende Wirtschaftsministerkonferenz be-
schlossen: 

Die Wirtschaftsministerkonferenz bekräftigt ih

-

ren Beschluß, das Standortmarketing zu verbes

-

sern. Sie begrüßt die Absicht der Bundesregie- 
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rung, das Standortmarketing für Deutschland zu 
verstärken, die Vorteile des Standorts Deutsch-
land deutlich herauszustellen, sich um internatio-
nale Investoren zu kümmern. 

Das heißt: Nach einer bitteren Erfahrung von zehn 
Jahren, in denen viele ausländische Investoren nach 
Holland, Frankreich, Schweden und England gegan-
gen sind, aber nicht nach Deutschland, sind wir in 
der Situation, die Lücke in der Wirtschaftspolitik 
dringend schließen zu müssen. Dies wird wichtig 
sein, um etwas für den Arbeitsmarkt am Standort 
Deutschland zu tun. Es wird aber vor allem wichtig 
sein, um im Globalisierungsprozeß den Standort 
Deutschland fit zu machen; denn da gibt es Defizite. 
Das sind Defizite dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Margareta Wolf. 

Margareta Wolf (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Herr Kollege Mosdorf hat das 
Notwendige zu der wirklich erfreulichen Fusion von 
Daimler und Chrysler gesagt. Auch wir glauben, 
daß die Chancen die Risiken überwiegen. Aber die 
Gründe, Herr Uldall, warum die Holding in Stuttga rt 

 angesiedelt wird, sind erstens die Stärke von Daim-
ler, die Börsenkapitalisierung von Daimler, und zwei-
tens die Tatsache, daß Chrysler auf den europäischen 
Markt will. 

Herr Uldall, Sie haben sich heute hier als Rechen-
künstler verdingt. Das ist löblich; ich kannte Sie so 
noch nicht. Aber schauen Sie sich die Arbeitslosen-
zahlen einmal an. Wir sind bei einer Arbeitslosen-
quote von 11,4 Prozent. Das bedeutet einen Nach-
kriegshöchststand für den Monat April, und das kön-
nen Sie hier auch nicht einfach wegrechnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Gunnar  Uldall [CDU/CSU]: Aber der Trend 

ist doch positiv! Darauf kommt es an!) 

Ich hätte mich auch gefreut, Herr Kollege Uldall, 
Sie hätten einmal etwas zu der dramatischen Rück-
entwicklung der ausländischen Direktinvestitionen 
in Deutschland gesagt. Irgendeine Ursache muß Ihr 
Antrag, den Sie vor einem Jahr stellten und den wir 
dann im Ausschuß interfraktionell übernommen ha-
ben, doch gehabt haben. Die ausländischen Direktin-
vestitionen in Deutschland gehen seit Jahren zurück. 
Wir liegen am absolut untersten Ende im Vergleich 
aller europäischen Länder, nämlich, wie Herr Mos-
dorf richtig gesagt hat, auf Platz 14. 

Daß diese interfraktionelle „Invest in Germany"-
Offensive hier viereinhalb Monate vor der Bundes-
tagswahl nicht auf der Grundlage eines Finanzkon-
zeptes, Herr Minister, wozu wir Sie aufgefordert ha-
ben, und auch nicht auf der Grundlage eines Struk-
turkonzeptes diskutiert werden kann, ist doch nichts 
anderes als eine Ohrfeige. Es macht deutlich, daß Sie 
es in den letzten dreieinhalb Jahren versäumt haben, 

Strategien zu entwickeln, um die Investitionsnach-
teile für Ausländer in Deutschland aufzufangen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir haben nicht vorran-
gig ein Marketingproblem in Deutschland. Vielmehr 
haben wir vorrangig ein Politikproblem. Ich möchte 
Ihnen vorlesen, was am 21. April anläßlich der Han-
nover-Messe im „Handelsblatt" stand: 

Die Diagnose über den Patienten Standort 
Deutschland stellte der Chefvolkswirt der Deut-
schen Bank, Norbert  Walter, auf dem Wirtschafts-
forum des Handelsblattes „Standort Deutschland 
unter Reformdruck" anläßlich der Hannover

-

Messe. Kurz vor dem Sta rt  des Euros, so Walter, 
bestehe kein Zweifel darüber, daß es so nicht wei-
tergehen könne. Der Befund sei äußerst schmerz-
lich: In Deutschland gebe es nahezu 5 Millionen 
Arbeitslose, das Staatsdefizit werde immer noch 
zu leicht genommen, die anhaltende Investitions-
dürre im Land werde nicht ernst genommen, das 
Auslandskapital mache weiterhin einen Bogen 
um Deutschland und das Bildungssystem sei kei-
neswegs besser als sein Ruf ... 

Als Therapie rief Walter zu neuen Koalitionen 
auf: Kinder und Eltern müßten sich vereinigen, 
um Druck auf die gegenwärtig Politik machende 
Generation zu machen. Auch der Mittelstand, die 
kleinen innovativen Unternehmen sollten sich 
zusammenschließen. 

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Warum zitie-
ren Sie das? Was will uns der Dichter damit 

sagen?) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
Herr Kollege Schauerte möchte Ihnen eine Zwi-
schenfrage stellen. 

Margareta Wolf (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Bitte schön, Herr Kollege. 

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Frau Kollegin 
Wolf, können Sie mir zustimmen, daß es hier nicht 
um ein Strukturproblem, sondern vor allem um die 
Frage geht, welche abschreckende oder einladende 
Wirkung das nationale Steuerrecht hat? Es scheint 
das interessanteste und wichtigste Signal für Abwan-
derungen und Zuwanderungen von Investitionen zu 
sein. In diesem Zusammenhang hätte eine vernünf-
tige Steuerpolitik mit einer Senkung der Unterneh-
mensteuern den Standort weiter nach vorn gebracht. 
Aber gerade weil Sie diese Veränderungen blockiert 
haben, müssen wir jetzt trotz der immer noch nicht 
zufriedenstellenden Steuersituation eine besondere 
Initiative zur Einladung von Investoren auf den Weg 
bringen. Dies alles geschieht vor dem Hintergrund, 
Frau Kollegin, daß in den Ländern - davon hat ja 
auch Herr Kollege Mosdorf gesprochen -, in denen 
Rotgrün regiert, die Ansiedlung von ausländischen 
Unternehmen, bezogen auf die Bevölkerungszahlen, 
die schlechtesten Werte in der Bundesrepublik 
Deutschland aufweist. 
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Margareta Wolf (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Zusatzfrage, Herr Kollege Mosdorf. 

(Heiterkeit) 

Siegmar Mosdorf (SPD): Frau Wolf, würden Sie 
bitte Herrn Schauerte fragen, warum sich die größte 
Zahl von ausländischen Direktinvestoren in Hessen 
angesiedelt hat? 

(Joachim Gres [CDU/CSU]: Wegen des 
Flughafens, ganz einfach! - Dr. Gisela 

Babel [F.D.P.]: Trotz Eichel!) 

Margareta Wolf (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ich bedanke mich für die Zusatzfrage 
und werde beide Fragen zusammen beantworten. 

Herr Kollege Schauerte, Sie wissen, daß meine 
Fraktion ein Einkommensteuerkonzept vorgelegt 
hat, das sich aus der Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage heraus selbst finanziert. Wir haben ein 
Steuerkonzept vorgelegt, das den Spitzensteuersatz 
bei der Einkommensteuer auf 45 Prozent und bei der 
Körperschaftsteuer auf 39 Prozent festschreibt. 

(Zuruf des Abg. Hans-Peter Repnik [CDU/ 
CSU]) 

- Herr Repnik, lassen Sie mich doch bitte ausreden, 
wenn ich eine Frage beantworte. Wir haben gleich-
zeitig gesagt, daß wir die Einnahmen, die im Rahmen 
der ökologischen Steuerreform entstehen, zu einer 
Anpassung des Spitzensteuersatzes verwenden und 
daß wir zu einer Einkommensteuer- und Körper-
schaftsteuerreform kommen wollen. Unser Konzept 
sieht keine Nettoneuverschuldung von 30 Milliarden 
DM vor. Sie wissen ganz genau, daß Ihr Konzept im 
Bundesrat deshalb gescheitert ist, weil die Vor-
schläge des Kollegen Schäuble - Stichwort: Mineral-
ölsteuererhöhung - nicht die Zustimmung der F.D.P. 
gefunden haben 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Wir brauchen Steu-
ersenkung, nicht Steuererhöhung!) 

und weil die SPD-Mehrheit im Bundesrat genauso 
wie wir nicht der Meinung war, daß wir die nachfol-
genden Generationen mit einer zusätzlichen Ver-
schuldung von 30 Milliarden DM belasten können. 
Herr Kollege, auch Sie wissen, daß die Haushaltsver-
schuldung einen historischen Höchststand erreicht 
hat. 

Zur Frage des Kollegen Mosdorf: Es verhält sich in 
der Tat so, daß in Hessen im Vergleich zu manch an-
deren Ländern die Arbeitslosenquote überproportio-
nal niedrig und die Quote für ausländische Direktin-
vestitionen überproportional hoch ist. Ich habe die 
Zahlen im Moment nicht dabei. Aber ich weiß, daß 
Hessen in dieser Beziehung sehr weit vorn liegt. 

(Joachim Gres [CDU/CSU]: Wegen des 
Flughafens und wegen des Finanzstandorts, 

Frau Kollegin!) 

- Ja, gut; weswegen auch immer. Auch Sie, Herr Kol

-

lege, wissen genau, daß zum Beispiel Herr Santer die 
Bundesregierung seit Jahren auffordert, einen Risi

-

kokapitalfonds aufzulegen, daß sie seit Jahren auf-
gefordert wird, entsprechende Rahmenbedingungen 
zu setzen, um Risikokapital ins Land zu holen, weil 
die mangelnde Ausstattung von Unternehmen mit 
Eigenkapital das Problem ist. Hessen hat jetzt einen 
solchen Fonds aufgelegt. Dadurch wird das Land 
noch attraktiver, gerade für ausländische Investoren, 
und darauf bin ich auch stolz. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN und der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich weiß ja, daß Herr 
Rexrodt vor allen Dingen davon lebt, daß Herr Stihl 
und Herr Henkel ihn nach wie vor lieben. Allerdings 
geben auch diese Herren seit Jahren ähnliche Kom-
mentare zu seiner Wirtschaftspolitik ab, wie das eben 
in dem zitierten Satz von Herrn Walter zum Ausdruck 
kam. Verantwortlich für den Tiefstand der ausländi-
schen Direktinvestitionen ist, daß wir es tatsächlich 
mit einem Problemstau in diesem Land zu tun haben. 
Es gibt offensichtliche Fehlentwicklungen, die in den 
Zeiten globalisierter Märkte immer stärker und im-
mer schonungsloser aufgedeckt werden. Darauf 
macht Sie auch seit Jahren der Bundesverband der 
Privaten Banken aufmerksam; darauf machen Sie 
sämtliche Wirtschaftsredaktionen aufmerksam. Diese 
Fehlentwicklungen sind aber nicht von der Globali-
sierung verursacht worden; diese Fehlentwicklungen 
sind von einer Politik verursacht worden, die seit 
Jahren mit dem Motto „Weiter so! " und mit dem Satz 
arbeitet, den Sie, Herr Kollege Uldall, auch gerade 
benutzt haben - ich kann mir nicht vorstellen, daß 
die Bevölkerung ihn noch hören kann - und der da 
lautet: Wir sind auf einem guten Wege. Ich frage 
mich, wie lang der Weg eigentlich noch sein soll. Sie 
haben den Höchststand der Staatsverschuldung, den 
Höchststand an Abgaben und Steuern, einen histori-
schen Höchststand der Arbeitslosigkeit zu verant-
worten. Dazukommt, daß es bei uns eine überbor-
dende Bürokratie gibt. Und Sie stellen sich hier hin 
und sagen, daß Sie auf einem guten Wege seien. 

(Beifall bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
SPD - Walter Hirche [F.D.P.]: Wer stellt 
denn ständig Anträge auf Ausweitung von 

Leistungen?) 

Gleichzeitig haben wir in diesem Land sich rasant 
erhöhende Steuermindereinnahmen zu verzeichnen. 
Herr Walter hat darauf hingewiesen. Ich habe mir 
jetzt anläßlich dieser Debatte - wir haben ja jetzt 
29 Jahre Regierungsbeteiligung der F.D.P., und in 
der meisten Zeit dieser 29 Jahre hat die F.D.P. den 
Wirtschaftsminister gestellt -, verehrter Herr Kollege 
Rexrodt, einmal Ihr Wirtschaftsprogramm ange-
schaut, weil ich denke, daß die Bevölkerung und wir 
Parlamentarier doch wissen sollten, was auf uns zu-
kommen wird, wenn Sie weiter regieren sollten. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Richtig!) 

Sie schreiben: Unser Steuersystem ist ungerecht. - 
Das ist richtig. 

(Bundesminister Dr. Günter Rexrodt: Ja!)  
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Sie schreiben weiter, daß Sie Subventionen abbauen 
wollen. - Auch das ist richtig. 

(Bundesminister Dr. Günter Rexrodt: Bei der 
Kohle!) 

Weiter schreiben Sie - Zitat -, daß „ein gewaltiger 
Staatsapparat und eine wuchernde Sozialbürokratie 
vom mittleren Einkommen die Hälfte und mehr auf-
fressen" . Das steht alles in Ihrem Programm. Doch 
Sie gerieren sich in Ihrer Schwäche - und das finde 
ich verantwortungslos - 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

als Oppositionspartei. Sie haben diese überbordende 
Steuer- und Abgabenbelastung zu verantworten, 
stellen sich hier aber hin und sagen: Wir wollen Ent-
lastung; wir waren schon immer dafür. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sie haben es blok-
kiert!) 

Sie sagen mit keinem einzigen Wo rt , wie Sie das be-
zahlen wollen. 

Sie machen eine Politik, die zu radikal hohen Aus-
fällen im Haushalt führt. Das wissen Sie auch; das 
sagen Sie aber nicht. Wenn Ihr Programm umgesetzt 
werden würde - wir hoffen, daß das nicht der Fall 
sein wird -, würde das bedeuten, daß Sie eine Politik 
verwirklichen könnten, wie sie die Reagan-Admini-
stration 1981 gemacht hat. Sie wissen, wohin das ge-
führt hat. Das hat nicht zu neuen Arbeitsplätzen ge-
führt; 

(Zurufe von der CDU/CSU: Natürlich!) 

das hat nicht zu einer Zunahme des Wachstums ge-
führt. Es hat zu einem Anstieg der Staatsverschul-
dung geführt. Das Programm, das Sie hier vorgelegt 
haben, ist eine Anleitung zu Entsolidarisierung und 
Staatsversagen in diesem Land. Ich kann wirklich 
nur davor warnen. Sie haben da ihre geballte Inkom-
petenz aufgeschrieben. Es ist einfach atemberau-
bend. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, Deutschland macht 
heute im Ausland, anders als in der Vergangenheit, 
mit Reformunfähigkeit Schlagzeilen. Das Ausland 
blickt irritiert auf Rekordarbeitslosigkeit, auf explo-
dierende Staatsschulden und auf überbordende So-
zialkosten. Wo wird denn heute investiert? Investiert 
wird in reformfreudigen Ländern: in den Niederlan-
den, in Schweden, in Großbritannien, in den USA. 
Die haben geschafft, wovon Deutschland derzeit nur 
träumt. Do rt  gibt es Millionen neuer Arbeitsplätze. 
Firmen investieren do rt  in Zukunftstechnik. 

Die heute hier zur Beratung vorliegende Initiative 
„Invest in Germany" wird von meiner Fraktion ideell 
unterstützt. Wir können uns heute aber leider nur 
enthalten, verehrter Herr Minister, weil wir über-
haupt noch nicht wissen - Sie versäumen seit einem 
Jahr, uns das zu sagen -, durch welche Umschich-
tung Sie das finanzieren wollen. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Wie würden Sie es 
denn finanzieren?) 

Ich fand es, als ich den Antrag von Herrn Uldall ge-
lesen habe, schockierend, daß trotz der nunmehr hin-
länglich bekannten Globalisierung der Märkte das 
Bundeswirtschaftsministerium bis heute nicht in der 
Lage war, einen einheitlichen Werbeauftritt zwischen 
Bund, Ländern, den AHKen und allen anderen Wi rt

-schaftsfördergesellschaften, die im Ausland tätig 
sind, zu organisieren; daß es nach wie vor keine Ver-
netzung zwischen den unterschiedlichen Ebenen 
gibt; daß wir Sie, Herr Minister, heute, viereinhalb 
Monate vor der Wahl, dahin drücken müssen, in Zei-
ten von neuen Technologien endlich einen einheitli-
chen Werbeauftritt zu organisieren. Ich finde das 
mehr als beschämend und muß Ihnen sagen: Ich bin 
gespannt auf Ihre Rede. 

Letzter Punkt. Ich glaube, die beste Strategie, um 
mehr ausländische Direktinvestitionen in Deutsch-
land zu bekommen, ist ein Wechsel der Regierung. 
Wir müssen endlich zu einer wirklichen Reformpoli-
tik kommen. Für diese Reformpolitik stehen Rotgrün. 
Sie sind nur noch in sich gefangen. Sie sind gelähmt. 
Sie sind überhaupt nicht mehr in der Lage, so etwas 
wie Reformen in diesem Land zu evozieren. Anders 
ist das in England. In England gibt es jetzt mehr Di-
rektinvestitionen als vorher. Ein Regierungs- und Po-
litikwechsel wäre der beste Anreiz für ausländische 
Investoren, nach Deutschland zu kommen. Dann be-
kommen wir auch neue Arbeitsplätze. Dann geht es 
uns in diesem Land wieder besser. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Paul Friedhoff. 

Paul K. Friedhoff (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der von Bundes-
wirtschaftsminister Rexrodt erarbeitete beschäfti-
gungspolitische Aktionsplan der Bundesrepublik 
Deutschland unterstreicht, daß die Koalition von ih-
rem wettbewerbspolitischen Kurs nicht abweichen 
wird. Zum Konzept, durch verbesserte Wettbewerbs-
fähigkeit mehr Arbeitsplätze zu schaffen, gibt es 
keine seriöse Alternative. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Reformpolitik der Koalition wird die Wende auf 
dem Arbeitsmarkt schaffen. Das ist auch die klare 
Botschaft, die wir heute aus Nürnberg gehört haben. 
Das geht aus den Zahlen hervor; ich will das hier 
nicht im einzelnen wiederholen. Über 200 000 Men-
schen mehr - daran kann man nicht vorbeidiskutie-
ren - waren im April in Lohn und Brot. Der Präsident 
der Bundesanstalt für Arbeit spricht von einer außer-
gewöhnlich starken Abnahme der Arbeitslosigkeit. 
Ich denke, er hat recht. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Herr Mosdorf, Frau Wolf, Sie haben hier darauf 
hingewiesen, wie schlecht es uns in Deutschland 
gehe. Ich habe Herrn Uldall auch nicht so verstan-
den, daß wir in Deutschland schon alles getan hätten, 
was wir tun müssen. Aber wir haben - trotz Ihrer 
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Blockade - schon eine ganze Menge erreicht; wenn 
wir allerdings bei den Dingen, die Sie uns vorwerfen, 
das gemacht hätten, was Sie uns vorgeschlagen ha-
ben, dann wären wir wirklich in einem Stillstands-
land. Da sind wir aber Gott sei Dank nicht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die von uns eingeleiteten Reformen müssen wei-
tergeführt werden. Deswegen dürfen wir nach dem 
27. September keine Rolle rückwärts erleben. Ich bin 
sicher, die Wähler werden das genauso sehen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Konjunktur in Deutschland gewinnt immer 
mehr an Dynamik. Die Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land wird in den nächsten Monaten weiter abneh-
men. Daran wird auch das Weltuntergangsgeschrei 
von Frau Engelen-Kefer, das sie jeden Monat von 
sich gibt, nichts ändern. Ich fand es allerdings bemer-
kenswert, daß sie in ihrer heutigen Stellungnahme 
einige Fortschritte nicht mehr geleugnet hat. Das läßt 
aufhorchen. 

Der DGB hat sich darüber hinaus zu einer Wahl-
kampftruppe für Rotgrün degradieren lassen. Er hat 
damit dem Ansehen der Gewerkschaften schweren 
Schaden zugefügt. 

(Beifall bei der F.D.P. - Wilhelm Schmidt 
[Salzgitter] [SPD]: Blanker Unsinn!) 

Der Gewerkschaftsbund auf der Seite derjenigen, die 
den Leuten das Autofahren vermiesen und die Flug-
reisen rationieren wollen - es gibt schon merkwür-
dige Allianzen in diesem Land. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das kann man wohl sagen!) 

Meine Damen und Herren, der Aktionsplan der 
Bundesregierung betont die nationale Verantwor-
tung für die Beschäftigungspolitik, und das ist gut 
so. Wir Freien Demokraten waren immer Vorkämpfer 
für Europa, aber für ein Europa der Vielfalt und des 
Wettbewerbs. Wir wollen keinen europäischen Inter-
ventionsstaat; wir wollen kein Europa der Gleichma-
cherei à la Lafontaine. Fragen Sie doch einmal Tony 
Blair, was der von einer europaweit vereinheitlichten 
Tarif- und Sozialpolitik hält! 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Tja!) 

„Neue Beschäftigungsfelder" - so heißt es im Akti-
onsplan der Bundesregierung sehr zu Recht - „wer-
den im marktwirtschaftlichen Wettbewerb gewon-
nen." Wir erleben das gerade im Telekommunikati-
onsbereich, den diese Koalition liberalisiert hat. Der 
Wettbewerb ist dort voll entbrannt. Neue Unterneh-
men, die es vor Jahresfrist noch gar nicht gab, ma-
chen Furore. Der Markt boomt. Tausende von neuen, 
zukunftssicheren Arbeitsplätzen entstehen. Es geht 
voran in Deutschland; das ist doch gar nicht wegzu-
diskutieren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Walter  Hirche [F.D.P.]: Alles gegen hartnäk-

kigen Widerstand der SPD!) 

Die Chancen für mehr Arbeitsplätze in Deutschland 
liegen im Wettbewerb. Der Versuch, Wettbewerb auf 
EU-Ebene auszuschalten, wie SPD und Grüne das 
wollen, wäre verheerend für die Arbeitsplätze. Rot-
grün würde dann bedeuten, Vielfalt durch Einfalt zu 
ersetzen. 

Meine Damen und Herren, in der Wirtschafts- und 
Währungsunion liegen gerade für unsere deutschen 
Unternehmen alle Chancen. Aber Sachverständigen-
rat und Internationaler Währungsfonds haben aus-
drücklich darauf hingewiesen, daß Löhne und Ge-
hälter flexibler werden müssen. Nationale Verteue-
rungen der Produktionsfaktoren konnten früher 
durch Wechselkursanpassungen aufgefangen wer-
den. Diese Möglichkeit wird in der Währungsunion 
versperrt sein. Also müssen sich die Arbeitsmärkte 
geänderten Bedingungen anpassen. 

Was passiert, wenn man diesen Zusammenhang 
ignoriert, mußten wir in den neuen Bundesländern 
erleben. Die Arbeitslosigkeit in den neuen Ländern 
ist vor allem die Folge unangepaßter, also nicht der 
Produktivität entsprechender Löhne. Der Sachver-
ständigenrat warnt Jahr für Jahr davor - und auch 
die Deutsche Bundesbank stellt dies immer wieder 
fest -, daß die schnelle Lohnangleichung in den 
neuen Ländern Arbeitsplätze vernichtet. Wenn die 
Lohnstückkosten im Durchschnitt immer noch um 
fast 23 Prozent höher liegen als in Westdeutschland, 
dann bedeutet Lohnangleichung Arbeitsplatzzerstö-
rung. Ohne die verfehlteTarifpolitik der Vergangen-
heit hätte die Jobkrise in Deutschland niemals dieses 
Ausmaß angenommen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Lohnpolitik der Gewerkschaften in den neuen 
Ländern war ein gigantischer Vernichtungsfeldzug 
gegen Arbeitsplätze. Das ist die Realität, ob man sie 
nun hören mag oder nicht. Da ist es schon mehr als 
dreist, wenn der DGB der Koalition Untätigkeit beim 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit vorwirft. 8 Millio-
nen DM gibt der DGB für seine Kampagne für Rot-
grün aus, 8 Millionen DM aus Mitgliedsbeiträgen! 
Zugleich werden beim DGB selbst Arbeitsplätze ab-
gebaut. Der DGB prozessiert gegen seinen Betriebs-
rat über die Höhe von Abfindungen, weil angeblich 
kein Geld vorhanden ist. 

(Zurufe von der F.D.P.: Hört! Hört!) 

Zu solchen Methoden würde kein verantwortungsbe-
wußter Unternehmer greifen. 

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Das ist der 
wahre Kapitalismus! - Konrad Gilges [SPD]: 

Quatsch! Dummes Zeug ist das!) 

Die Gewerkschaften sollten sich besser darauf kon-
zentrieren, die längst überfällige Reform der Flä-
chentarifverträge voranzubringen. Eine nachhaltige 
Flexibilisierung der Flächentarifverträge könnte 
mehr Arbeitsplätze schaffen als jede denkbare Form 
staatlicher Ausgabenpolitik. 

Meine Damen und Herren, das Fundament unserer 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik bleibt die sta-
bile Währung, in Zukunft ein stabiler Euro. Die Bür- 
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ger vertrauen darauf, daß die Stabilität unserer Deut-
schen Mark richtungsweisend für den Euro ist. Da ist 
es sehr bemerkenswert, welche Angriffe der SPD-
Vorsitzende gegen die Stabilitätspolitik der Bundes-
bank richtet, so noch vor wenigen Tagen beim Spar-
kassentag in Leipzig. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Gar nicht 
wahr!) 

- Ich habe mir das angehört. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Ich habe mir 
das durchgelesen!) 

- Er ist von seinem Text abgewichen und hat andere 
Passagen gebracht. Sie müssen das einmal genau 
nachsehen. 

Lafontaine hat dabei zum wiederholten Male die 
Geldpolitik unter den Vorbehalt einer aktiven Kon-
junkturpolitik gestellt. Die widersprüchlichen Äuße-
rungen seines Kanzlerkandidaten zum Euro sind ja 
hinlänglich bekannt. Ein Finanzminister Lafontaine, 
der den angeblich verengten Stabilitätsbegriff der 
Bundesbank kritisiert, zusammen mit einem Ma rio-
nettenkanzler Schröder - das wäre wohl das größte 
Stabilitätsrisiko für die gemeinsame europäische 
Währung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es gibt nur einen Weg, 
um Investitionen und Jobs in unser Land zu holen: 
den Standort Deutschland wettbewerbsfähiger ma-
chen. Diese Koalition hat in den 80er Jahren unter 
Beweis gestellt, daß das Konzept „Arbeitsplätze 
durch verbesserte Wettbewerbsfähigkeit" erfolgreich 
ist. Wo immer möglich, blockiert Rotgrün heute diese 
Politik. 

Von 1983 bis 1990 sind in den alten Bundesländern 
durch diese Politik weit über 2 Millionen zusätzliche 
Arbeitsplätze entstanden. Jetzt, wo die Talsohle in 
den neuen Ländern durchschritten ist, wird es auch 
dort  am Arbeitsmarkt aufwärts gehen. Bei der Priva-
tisierung in Ostdeutschland konnten Beschäftigungs-
zusagen für 1,5 Millionen Arbeitnehmer erreicht wer-
den. Nach Ansicht des Ifo-Instituts für Wirtschaftsf or-
schung wird die Industrieproduktion in den neuen 
Ländern in diesem Jahr um 10 Prozent zunehmen. 
Besonders erfreulich ist die Entwicklung des Mittel-
standes. Über 500 000 Selbständige sowie kleine und 
mittlere Betriebe gibt es inzwischen in den neuen 
Ländern mit insgesamt 3,2 Millionen Beschäftigten. 
Bundesweit stellen kleine und mittlere Bet riebe 
65 Prozent der Arbeitsplätze und 80 Prozent der Aus-
bildungsplätze. 

Diese Betriebe hätten in besonderem Maße von 
der großen Steuerreform profitiert, die der Deutsche 
Bundestag mit den Stimmen der Koalition beschlos-
sen hat. Die SPD hat diese Steuersenkungsreform im 
Bundesrat blockiert. Warum? Weil sie die Bundes-
tagswahl nur gewinnen kann, wenn sich die Lage am 
Arbeitsmarkt nicht verbessert: Wahltaktik auf dem 
Rücken der Arbeitslosen, das ist die Politik der SPD. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die Koalition wollte Bürger und Unternehmen um 
jährlich 30 Milliarden DM entlasten. Rotgrün im Bun-
desrat hat das verhindert. Hier, Herr Mosdorf, hätten 
Sie etwas für die Menschen tun können. Hier hätten 
Sie die Menschen in den Mittelpunkt Ihrer Politik 
stellen können. Dies haben Sie nicht getan. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir wollten den Eingangssteuersatz für Niedrig

-

verdiener von heute 25,9 Prozent auf 15 Prozent sen-
ken. Mehr als 21,9 Prozent hält die SPD dagegen bis 
auf weiteres für nicht möglich. Wenn die SPD die 
Steuersenkungsreform nicht blockiert hätte, hätten 
gerade die kleinen Leute schon längst erheblich 
mehr Geld in der Tasche. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Quatsch!) 

Meine Damen und Herren, der schwierige Trans-
formationsprozeß in den neuen Ländern wird - das 
ist keine Frage - noch Jahre brauchen. Deswegen 
sind flankierende, aber befristete arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen, wie sie im Aktionsplan der Bun-
desregierung enthalten sind, ein geeignetes Mittel. 
Die F.D.P. begrüßt vor allem die Schwerpunktsetzung 
bei der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit. Als 
flankierende Maßnahme ist auch die Einrichtung ei-
ner Agentur „Invest in Germany" zu verstehen, die 
von der Koalition angeregt worden ist. Sie soll die 
Vorteile des wiedererstarkten Wi rtschaftsstandortes 
Deutschland systematischer nach außen tragen. Sie 
soll Aktivitäten bündeln und für ausländische Inve-
storen als Anlaufstelle dienen. 

Entscheidend bleibt aber letztlich: Für Arbeits-
plätze braucht man Unternehmen, die Aufträge be-
kommen. Aufträge bekommt man nur, wenn man 
konkurrenzfähig ist. Dazu müssen die Rahmenbedin-
gungen stimmen, gerade für die Bet riebe, die ihre 
Produkte mit einem hohen Arbeitskostenanteil her-
stellen. Unsere Reformpolitik für mehr Arbeitsplätze 
durch Wettbewerbsfähigkeit ist der einzig sinnvolle 
Weg zu mehr Beschäftigung. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Christa Luft. 

(Zurufe) 

- Liebe Kollegen, hören Sie bitte der nächsten Red-
nerin zu. 

Dr. Christa Luft  (PDS): Frau Präsidentin! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Bei den jüngsten Land-
tagswahlen in Sachsen-Anhalt und vorher in Nieder-
sachsen haben die Koalitionsparteien, wie ich finde, 
die verdiente Quittung für die miserable Beschäfti-
gungspolitik der Bundesregierung und für die von 
ihr verschuldete Hoffnungslosigkeit junger Men-
schen erhalten. 

(Beifall bei der PDS) 
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Heute, an diesem herrlichen Maitag, müssen wieder 
Zehntausende arbeitsloser Frauen, Männer und Ju-
gendlicher auf die Straße gehen, um ihrer Hoff-
nungslosigkeit Ausdruck zu verleihen, in die sie in 
dieser Bundesrepublik Deutschland durch das neoli-
berale Wirtschaftskonzept geraten sind. Sind die alle 
nur ignorant gegenüber den „Fortschritten", Herr Ul-
dall, die Sie hier aufgezeigt haben? Sind die alle nur 
unfähig, diese „Fortschritte" zur Kenntnis zu neh-
men, oder gibt es dafür nicht vielleicht andere Ursa-
chen? - Nein, die betroffenen Menschen sind meiner 
Meinung nach nicht ignorant. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Koalition, 
es nützt Ihnen gar nichts, wenn Sie neuerdings sogar 
Anleihen beim Sprachgebrauch der Oberen in den 
DDR-Führungsetagen machen. Do rt  hieß es auch im-
mer: Das Erreichte ist noch nicht das Erreichbare. 
Das hing uns damals schon zum Halse heraus, und 
ich glaube, das ist heute nicht anders. 

(Beifall bei der PDS) 

Im ganzen Lande gibt es 1,3 Millionen junge Leute 
zwischen 15 und 25 Jahren, die ihr Leben ohne Ar-
beit und zum Teil ohne Berufsausbildung fristen 
müssen. Für die reiche Bundesrepublik Deutschland 
ist das eine nationale Schande. - Das ist kein drasti-
sches Wort  von mir, sondern dies hat Bundeskanzler 
Kohl festgestellt, und ausnahmsweise kann ich ihm 
voll zustimmen. 

Diesen Jugendlichen hilft auch die pathetische 
Feststellung in Ihrem Aktionsprogramm nichts. Do rt 

 sagen Sie, die Jugendarbeitslosigkeit in anderen 
europäischen Ländern sei noch viel höher als in der 
Bundesrepublik. Ich jedenfalls werde mich davor hü-
ten, arbeitslosen jungen Männern und Frauen, die in 
meine Wahlkreissprechstunde kommen, auf diese 
Weise Trost spenden zu wollen. Das halte ich für viel 
zu wenig, und das halte ich in diesem Zusammen-
hang auch für absurd. 

(Beifall bei der PDS) 

Nun machen Regierung und Koalitionsabgeord-
nete plötzlich Silberstreifen am Horizont des Arbeits-
marktes aus. Aber, lieber Kollege Uldall, lieber Kol-
lege Friedhoff - Sie haben es ja auch gesagt -, für 
den Osten Deutschlands gilt das leider überhaupt 
nicht. Das Firmensterben geht dort  weiter, inzwi-
schen vielfach schon lautlos. Wer spricht denn noch 
davon, wenn ein kleines oder ein mittleres Unterneh-
men im Osten Konkurs anmeldet? Das kommt über-
haupt nicht mehr in die Presse. Das wird von der Öf-
fentlichkeit gar nicht mehr wahrgenommen. 

Im Februar dieses Jahres lag die Zahl der Konkurs-
anmeldungen im Osten um 16 Prozent höher als 
Ende 1997, und da waren es schon, auf das ganze 
Jahr bezogen, weit über 8 000. Die Bauwirtschaft - 
auch das ist keine PDS-Zahl, sondern das kann man 
in allen Fachzeitschriften und in allen Statistiken 
nachlesen - rechnet in diesem Jahr mit weiteren 
40000 Entlassungen. Banken und Versicherungen 
kündigen einen drastischen Personalabbau an. Neu-
einstellungen gibt es fast nirgends. Unzählige wei-
tere Frauen, Männer und Jugendliche fallen also in 
die Perspektivlosigkeit. 

Angesichts solcher Entwicklungen ist es schon er-
staunlich, daß die Bundesregierung die Vorlage eines 
in Luxemburg verabredeten Aktionsplanes zur Um-
setzung beschäftigungspolitischer Leitlinien als 
reine Pflichtübung abgehandelt hat. Das ist, finde 
ich, unter den Umständen, unter denen wir in diesem 
Lande leben, einer verantwortungsvollen Politik un-
würdig. 

Nach dem Motto „Weiter so!" hat die Bundesregie-
rung alles aufgelistet, was sie bisher schon beschlos-
sen hatte, was aber, wie die Fakten leider zeigen, das 
gesellschaftliche Hauptübel, also Massenarbeitslo-
sigkeit und Ausbildungsnotstand, nicht an der Wur-
zel packte. Die neue Verpackung der alten Hüte wird 
daran nichts ändern. 

In diesem Ihrem Aktionsplan sucht man innova-
tive, neue Ideen vergeblich. Selbst eine niedrigere 
Mehrwertsteuer für arbeitsintensive Dienstleistun-
gen, mit der insbesondere das Reparaturhandwerk 
Arbeitsplätze halten und vielleicht auch neue schaf-
fen könnte, wird abgelehnt. Arbeitszeitverkürzung 
ist für Sie ein Tabuthema. Von öffentlichen Beschäfti-
gungsprogrammen kann bei Ihnen sowieso keine 
Rede sein. 

Damit bleibt diese Bundesregierung - das muß 
man deutlich sagen - hinter dem zurück, was in an-
deren europäischen Ländern bereits auf den Weg ge-
bracht worden ist. Ich erinnere an Frankreich, an Ita-
lien und an Schweden. Auch dies alles sind Länder 
mit einer marktwirtschaftlich verfaßten Ordnung. 
Warum ist do rt  möglich, was hier für völlig unmöglich 
gehalten wird? 

Die Bundesregierung verharrt in ausgefahrenen 
Gleisen und verkündet die Heilsbotschaft des freien 
Marktes. Ihre Wirtschaftspolitik erschöpft sich in Ge-
winnpflege und in Gesundbeterei. Sie setzt auf 
Schrumpfkurs bei den öffentlichen Ausgaben, auf 
weitere Steuersenkungen für Unternehmen, auf Ab-
bau von Sozialstandards und auf Flexibilisierung der 
Arbeitsmärkte. 

Kürzlich stand in der „Frankfu rter Rundschau" zu 
lesen, daß nach Ansicht von Bundesminister Rexrodt 
weniger Urlaub mehr Jobs bringen kann. Also, die 
Dinge werden immer absurder. Das reiht sich in das 
ein, was wir von Ihnen schon gehört haben, daß zum 
Beispiel die Erhöhung des Renteneintrittsalters für 
Frauen oder die Abschaffung der Ladenschlußzeiten 
mehr Jobs schaffe. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Allein im Bäcker

-

handwerk 5 000!) 

- 5 000? Sie müssen einmal die Statistiken aus Berlin 
lesen, die ich mir ja nicht ausdenke; die sehen ganz 
anders aus. 

Sie müssen sich, nachdem es nun zu der Fusion 
von Chrysler und Daimler gekommen ist, genau 
überlegen, wie oft Sie noch über die angeblich zu ho-
hen Steuern für Unternehmen in Deutschland spre-
chen wollen. Durch eine Zwischenfrage ist schon 
darauf aufmerksam gemacht worden, daß die Rechts-
form einer deutschen Aktiengesellschaft steuerliche 
Vorteile hat. Im übrigen gehört Daimler zu den Kon- 
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zernen, die sich seit Jahren sogar öffentlich damit 
brüsten, daß sie keine Mark in den Steuertopf ge-
zahlt haben. Der Steuerzahler dieses Landes hat also 
auch noch dazu beigetragen, daß sich diese beiden 
großen Konzerne nun rühmen können, welchen Gi-
ganten sie inzwischen abgeben. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das ist sehr altes Denken!) 

Ein wirtschaftspolitischer Kurswechsel in diesem 
Lande ist dringend erforderlich. Wirtschaftspolitik ist 
in Deutschland nur dann - ich unterstreiche das - 
verfassungskonform, wenn sie eine soziale, also auch 
eine auf die Beschäftigung ausgerichtete Kompo-
nente enthält und nicht zu einer immer stärkeren 
Ausgrenzung immer größer werdender Bevölke-
rungsgruppen führt. Meine Damen und Herren, es 
darf doch nicht ein Modell in die Zukunft getragen 
werden, in dem sich ein Teil der arbeitsfähigen 
Bürgerinnen und Bürger sozusagen totschuften muß 
und sich ein anderer Teil der arbeitsfähigen Bürge-
rinnen und Bürger völlig unfreiwillig in dem Freizeit-
park von Herrn Kohl aufhalten muß. Ich glaub, das 
ist kein Modell, das man in die Zukunft tragen darf. 

(Beifall bei der PDS) 

Wir fordern zur Bekämpfung der Jugendarbeitslo-
sigkeit die Aufnahme eines Rechts auf Erstausbil-
dung ins Grundgesetz. Wir fordern ein Sofortpro-
gramm „berufliche Erstausbildung" für alle Jugend-
lichen in Ost und West und eine zumindest befristete 
Übernahmegarantie nach Lehrabschluß. 

(Beifall bei der PDS - B rigitte Baumeister 
[CDU/CSU]: Können Sie bei der PDS ein-

stellen!) 

Die Umlagefinanzierung für Ausbildungsplätze 
muß endlich durchgesetzt werden. Wir können uns 
doch nicht bis zum Jahr 2007 oder 2008 nur von Mo-
nat zu Monat hangeln und immer wieder irgendwel-
che Strohfeuer anzünden, um die Jugendlichen, die 
auf einen Ausbildungsplatz warten, nur notdürftig zu 
versorgen. Wir brauchen für die Familien, für die Ju-
gendlichen Sicherheit auf diesem Gebiet. Das kön-
nen wir nur durch ein mittelfristiges Sofortprogramm 
erreichen. 

Auch werden Sie weder die Langzeit- noch über-
haupt die Arbeitslosigkeit mit den Mitteln durchgrei-
fend bekämpfen können, die Sie in Ihrem Aktions-
plan offerieren. Das können höchstens flankierende 
Maßnahmen sein. Initialzündungen werden davon 
nicht ausgehen. Notwendig sind Überstundenabbau 
und Arbeitszeitverkürzung. Auch brauchen wir im 
Osten die Förderung des Aufbaus und des Ausbaus 
regional vernetzter Wirtschaftsstrukturen, damit do rt 

 Arbeitsplätze erhalten und neue geschaffen werden 
können. Nur dadurch werden regionale Ressourcen 
und Potentiale überhaupt nutzbar gemacht und un-
nötige, umweltschädliche Transpo rte über große Ent-
fernungen vermieden. Nur so könnten kleine und 
mittlere Unternehmen in den neuen Bundesländern 
ein Fundament für ihre Entwicklung erhalten. Ein 
neuerliches Firmen-Ranking in Ostdeutschland hat 
ergeben, daß es dort noch ganze 77 Unternehmen 
gibt, die einen höheren Jahresumsatz als 250 Millio-

nen DM haben. Meine Damen und Herren, Sie wis-
sen genau, das ist in den alten Bundesländern die 
Größenordnung eines mittelständischen Unterneh-
mens. Das, was im Osten passiert, ist das Ergebnis 
der Treuhandprivatisierung, der Sie hier zugeschaut 
haben. 

Tätigkeitsfelder für den Aufbau eines zusätzlichen 
öffentlichen Beschäftigungssektors wären zu er-
schließen. In ihm sollten gemeinwohlorientierte Ar-
beiten geleistet werden, für die es im herkömmlichen 
Sinne keine Marktnachfrage gibt. Wie lange wollen 
Sie eigentlich noch hinnehmen, daß wir uns die Ar-
beitslosigkeit 180 Milliarden DM im Jahr kosten las-
sen und daneben ein Gebirge von gesellschaftlich 
notwendigen, am Markt aber leider nicht nachge-
fragten Arbeiten entsteht? Eine zivilisierte Gesell-
schaft muß doch eine Idee haben, wie man diesem 
Problem beikommen kann. 

(Beifall bei der PDS) 

Betreuung und Beratung im schulischen, sozialen, 
ökologischen und kulturellen Bereich, also Jugend-
hilfe, Qualifizierungsprojekte, Sportbetreuung oder 
psychosoziale Beratung, sind notwendige Arbeiten, 
die finanziert werden müssen. Zu 80 bis 90 Prozent 
könnten solche Projekte ihre Kosten selbst finanzie-
ren. Im übrigen haben wir dazu einen ausführlichen 
Antrag vorgelegt, der über weitere Finanzierungs-
quellen Auskunft gibt. 

Ich meine, daß auch die Förderpolitik in diesem 
Lande schnell der Reformierung bedarf. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Frau Kollegin, 
jetzt müssen Sie einmal auf die Zeit achten. 

Dr. Christa Luft (PDS): Ich nehme die sonstige Zeit, 
die unserer Gruppe zusteht, in Anspruch. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Das war 
nicht ausgemacht!) 

- Ich denke, daß das doch möglich ist. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Nein!) 

- Das ist nicht möglich? Entscheiden Sie das, Frau 
Baumeister? 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Es wurde 
vorher gesagt; wir waren uns nicht einig!) 

- Frau Präsidentin? 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Reden Sie jetzt 
in Ruhe weiter. 

Dr. Christa Luft (PDS): Danke schön. Ich rede in 
Ruhe weiter. 

Ich meine, daß die Förderpolitik in diesem Lande 
reformiert werden muß. Es kann doch nicht sein, daß 
Gelder in dreistelliger Milliardenhöhe in jedem Jahr 
für die Wirtschaftsförderung ausgegeben werden, 
ohne daß an diese Ausgaben ein Beschäftigungsef-
fekt gebunden ist. Es handelt sich schließlich um öf-
fentliche Gelder, also zum großen Teil um Steuergel- 
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der abhängig Beschäftigter, die in diese Wirtschafts-
förderung hineinfließen. Es steht den abhängig Be-
schäftigten zu, daß durch diese Gelder für sie selbst 
und für andere, die heute noch auf Arbeit warten, Ar-
beitsplätze entstehen. 

(Beifall bei der PDS) 

Zur Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit in 
Deutschland brauchen wir natürlich auch mehr Inve-
stitionen. Es ist keine Frage, daß dazu auch Investi-
tionen aus dem Ausland zählen. Lieber Kollege Ul-
dall, lieber Kollege Friedhoff, wenn man sich Ihren 
diesbezüglichen Antrag, über den wir heute abstim-
men sollen, anschaut, dann erkennt man, daß die 
Wörter Arbeitsplätze und Beschäftigung darin über-
haupt nicht auftauchen. Ist Ihnen das einmal aufge-
fallen? Ich finde das bezeichnend. 

(Paul K. Friedhoff [F.D.P.]: Wir kennen den 
Zusammenhang!) 

- Wenn in einem fünf Seiten langen Antrag das Wort 
Beschäftigung oder das Wort Arbeit auch nur einmal 
aufgetaucht wäre, dann wäre das nicht übertrieben 
gewesen. 

(Beifall bei der PDS) 

Ich fürchte, daß diese aufgeblähte Werbekampa-
gne um Auslandsinvestoren ohne Rücksicht darauf 
gestartet wird, ob ihr Ergebnis vielleicht nicht nur in 
Rationalisierungsinvestitionen besteht mit der Folge, 
daß der Personalabbau noch verschärft werden 
könnte. Zumindest in bezug auf den Osten Deutsch-
lands vermute ich, daß sich das Interesse ausländi-
scher Investoren wegen fehlender Werbeaktivitäten 
in Grenzen hält. 

Glauben Sie wirklich, daß eine zu gründende 
Agentur „Investieren in Deutschland" oder die Be-
nennung eines Standortbeauftragten oder der Aus-
bau des Zentrums für Auslandinvestoren den ent-
scheidenden Durchbruch bringen wird? Ich denke, 
daß wir noch mehr teure Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen solcher Art für unterzubringende Manager 
wirklich nicht brauchen. 

Der Osten Deutschlands ist doch eher wegen 
fehlender Binnennachfrage für Auslandsinvestoren 
nicht attraktiv genug. Auch sind die Industriestrom-
preise im Osten um durchschnittlich 10 Prozent höher 
als im Westen. Ähnliches trifft hinsichtlich der Tarife 
für Wasser und Abwasserversorgung zu. Die Politik 
sollte sich lieber darum kümmern, im Wettbewerb 
um Investoren diese Nachteile zu beseitigen. 

(Beifall bei der PDS) 

Es hat sich in den letzten Jahren gezeigt, daß man 
allein über das Wirken der Marktkräfte Wirtschafts-
standorte vernichten kann; Ostdeutschland ist dafür 
ein plastisches Beispiel. Ihr Neuaufbau verlangt je-
doch politische Gestaltung, erst recht, wenn in der 
Vergangenheit bei der Privatisierung des öffentli

-

chen Eigentums im Osten ausländische Investoren 
als unliebsame Konkurrenz betrachtet wurden und 
nur schwer Fuß fassen konnten. Ich erinnere Sie an 
die Jahre nach 1990. Sie können in der Statistik 
nachlesen, daß ausländische Interessenten mit knapp 
10 Prozent an dem Kuchen beteiligt worden sind, der  

dort zur Privatisierung anstand. Ich glaube, daß diese 
Ziffer für sich spricht. 

Es ist höchste Zeit, daß die neoliberale Politik 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Verstärkt fortgesetzt 
wird!)  

dieser Regierung nach den Landtagswahlen nun 
auch am 27. September 1998 auf Bundesebene auf 
den Prüfstand kommt und eine Quittung erhält. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich möchte fol-
gendes klarstellen, Frau Kollegin: Es ist richtig, daß 
ich über die Änderung von Redezeiten entscheide. 
Wenn allerdings andere Regeln vereinbart worden 
sind, dann muß man mit mir über eine Änderung die-
ser Regeln wenigstens vorher reden. Man kann nach 
Ablauf der eigenen Redezeit seine Rede nicht ein-
fach fortsetzen, ohne mit mir Rücksprache genom-
men zu haben. Sie haben jetzt die Redezeit Ihres Kol-
legen mit in Anspruch genommen. Ich sage das, da-
mit es für alle klar ist. 

Als nächster hat das Wort Herr Bundesminister 
Rexrodt. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst möchte ich ein Wo rt  zum Arbeitsmarkt sagen. 
Heute sind die neuen Arbeitsmarktzahlen bekannt-
gegeben worden: 4,42 Millionen Arbeitslose. Ich 
habe nicht vor, diese absolute Zahl schönzureden. Es 
ist und bleibt eine bedrückende Zahl. Nur, diese Zahl 
läßt auch erkennen, daß wir zumindest in den alten 
Ländern eine Trendwende am Arbeitsmarkt erleben. 
Auch das muß und soll gesagt werden. Wir haben ei-
nen Rückgang bei der Arbeitslosigkeit, wie wir ihn 
seit langem nicht mehr hatten, um 200 000. 

(Dr. Winfried Wolf (PDS): Das ist normal!) 

Auch saisonbereinigt geht die Arbeitslosigkeit seit 
Anfang dieses Jahres zurück, und zwar kräftig. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das ist nun einmal ein Faktum und stimmt uns hoff-
nungsvoll. 

Große Probleme bereitet uns noch die Arbeits-
marktsituation im Osten, wo aber auch keine Ver-
schlechterung mehr eintritt. Wir wissen, warum wir 
dort diese Probleme haben. Ich nenne den Einbruch 
in der Bauindustrie. Wir wissen aber auch - das ist 
für mich ein Hoffnungszeichen -, daß es im verarbei-
tenden Gewerbe Wachstumsraten von 16 Prozent 
gibt, sich die Auftragseingänge enorm günstig ent-
wickeln und in diesem Gewerbe auch zusätzliche 
Einstellungen vorgenommen werden. Ich bin fest da-
von überzeugt: Wir werden in diesem Jahr die Trend-
wende auf dem Arbeitsmarkt auch in den neuen Län-
dern schaffen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Sie haben 
die Talsohle erreicht!) 
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Das ist kein Durchbruch am Arbeitsmarkt. Ich sage 
das ganz deutlich. Keiner hat dafür ein Konzept, Sie 
auch nicht. Sie haben immer zugegeben, daß Sie die-
ses Patentrezept nicht haben. Vielmehr müssen wir 
unsere Politik des langen Atems weiterverfolgen. Ich 
komme darauf noch zu sprechen. 

Der Aufschwung ist ganz klar erkennbar. Wir wer-
den in diesem Jahr, 1998, 2,5 bis 3 Prozent Wachstum 
haben; eher 3 Prozent. Die Indust rie hat im ersten 
Quartal 7,5 Prozent zugelegt. Die Auftragseingänge 
zeigen, daß auch die Inlandsnachfrage, die bisher 
eine Schwachstelle war, anzieht. Die ostdeutsche In-
dustrie - ich habe das schon gesagt - hat sogar um 
16 Prozent zugelegt. Man schaue genau hin: Auch 
die ausländischen Investitionen haben sich im Jahre 
1997 gegenüber dem Vorjahr 1996 verdoppelt. Sie 
sind noch nicht auf dem Stand, den wir erreichen 
wollen. Sowohl in der subjektiven Wahrnehmung als 
auch faktisch, insbesondere im Steuersystem, be-
stehen Nachteile gegenüber Ländern, die mit uns in 
Konkurrenz stehen. Die ausländischen Investitionen 
haben sich aber 1997 verdoppelt. 

Wenn ich mir die Geschäftserwartungen und die 
Indikatoren ansehe, auf die wir zu Recht immer viel 
Gewicht legen, stelle ich fest, daß die deutsche Indu-
strie die Geschäftslage im Frühjahr dieses Jahres ge-
nauso günstig wie im Boomjahr 1991 beurteilt. Das 
sind Anzeichen und Indikatoren, die sich sehen las-
sen können. Der Aufschwung in Deutschland ist auf 
dem Weg, und er beschleunigt sich. 

(Beifall des Abg. Hansjürgen Doss [CDU/ 
CSU]) 

Das ist zu weiten Teilen auch ein Ergebnis der Arbeit 
der Koalition. Wir machen keine Politik - wie sie im-
mer wieder gefordert wird -, die Strohfeuer entfacht 
und flüchtige Erfolge und flüchtigen Beifall erzielt. 
Unsere Reformpolitik zielt auf eine Umorientierung 
der Bedingungen für Investitionen und Arbeitsplätze 
in Deutschland. Das ist eine Korrektur dessen, was in 
diesem Land über Jahrzehnte gewachsen war. Daran 
haben wir alle mitgewirkt, auch die Koalition. Wir 
müssen da manches neu einstellen und korrigieren. 
Das geschieht nicht von heute auf morgen. 

(Konrad Gilges [SPD]: Seit fast 30 Jahren 
stellt die F.D.P. den Wirtschaftsminister!) 

Wir sind zumindest diejenigen, die das angehen. 

Zu Ihren Äußerungen, Frau Wolf: Wenn wir Ihre 
Anträge, die auf eine Ausweitung der Leistungen ab-
zielten, befürwortet hätten und ihnen zugestimmt 
hätten, 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: So ist es!) 

wenn wir Ihren Vorschlägen für neue Kommissionen, 
Konzepte, Bürokratie und vieles andere mehr nach-
gegeben hätten und ihrer Umverteilungsphilosophie 
gefolgt wären, wäre dieses Land vor die Wand gefah-
ren. 

Ich habe Probleme, Frau Wolf, nachzuvollziehen, 
wenn Sie sich hier hinstellen und sagen, in diesem 
Lande gebe es einen Reformstau 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Mehr geht kaum 
noch!) 

und die Dinge kämen nicht voran, da die Steuern, 
die Sozialabgaben und die Lohnnebenkosten zu 
hoch sind. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Das sind Sie doch 
gewesen!) 

Jeder vernünftige Vorschlag, der von uns kommt, 
wird von Ihnen blockiert, indem Sie dagegenhalten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU - Widerspruch bei der 
PDS) 

Dazu gehört eine Menge, Frau Wolf. Ich glaube aber, 
die Menschen draußen nehmen Ihnen das nicht ab. 

(Konrad Gilges [SPD]: Sie regieren doch 
hier!)  

Ihre Reform- und Technikfeindlichkeit und Ihre 
Staatsgläubigkeit - all das läßt jeder Antrag, den Sie 
hier vorlegen, erkennen - wird draußen erkannt. 
Deshalb sind Sie in der Krise, in der Sie sich nun be-
finden. Das ist das Faktum. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-
ten der CDU/CSU) 

Die Arbeit der Koalition trägt Früchte. Wir haben 
vor zwei Jahren ein 50-Punkte-Programm vorgelegt. 
Dieses 50-Punkte-Programm, das alle Reformen um-
faßt, ist nahezu vollständig umgesetzt. Eine Reform 
fehlt, das ist die Steuerreform. Wer diese Steuerre-
form blockiert hat, wissen wir a lle. 

Wir haben dennoch die Staatsquote auf 48 Prozent 
zurückgeführt. Wir haben in großem Umfang privati-
siert, und wir haben die Besteuerung der Unterneh-
menssubstanz beseitigt. Wir haben die Reform der 
sozialen Sicherungssysteme in Gang gesetzt. Da sind 
wir noch nicht, wo wir sein wollen, aber wir haben 
sie in Gang gesetzt. Am Risikokapitalmarkt in 
Deutschland herrschen jetzt Rahmenbedingungen - 
das ist ja ein privater Markt, deshalb Risikokapital -, 
die sehr viel besser sind als in anderen Ländern, zu-
mindest anderen kontinentaleuropäischen Ländern. 
Was sich bei der Liberalisierung von Post und Tele-
kommunikation sowie auf den Strom- und Gasmärk-
ten vollzieht, sind stille Revolutionen. Do rt  entstehen 
Arbeitsplätze. Da sind im internationalen Vergleich 
Rahmenbedingungen verbessert worden. 

(Gerhard Jüttemann [PDS]: Dadurch gehen 
doch Arbeitsplätze weg! So einen Blödsinn 

hier zu verkaufen!) 

Last, but not least: Wir haben ein mittelfristiges 
Förderkonzept für die neuen Bundesländer vorge-
legt, im übrigen in Zusammenarbeit mit den Län

-

dern, gerade den neuen Ländern, was die Förderung 
Ost für sechs Jahre auf eine berechenbare, eine kal-
kulierbare Grundlage stellt. Die Förderung wird auf 
hohem Niveau fortgesetzt. Ist das nicht ein klares Be- 
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kenntnis zum Aufbau Ost, und zwar nicht nur mit 
Worten, sondern auch mit sehr viel Geld? 

Frau Luft, wenn Sie sich hier hinstellen und von 
Firmenpleiten und Zusammenbrüchen sprechen, 
dann ist das alles richtig. Ich sage sogar: Ich schließe 
nicht aus, daß die Pleiten an Zahl noch zunehmen 
werden. Aber Faktum ist, daß viele sehr früh in die 
Selbständigkeit gegangen sind, ohne die notwendi-
gen Kapitalmittel und die Erfahrungen zu haben. So 
können sie sich am Markt nicht durchsetzen. Das 
Entscheidende ist jedoch, ob der Saldo zwischen Un-
ternehmensgründungen und Unternehmensschlie-
ßungen positiv ist. Und er ist seit 1990 positiv. Es wer-
den mehr Unternehmen gegründet als ausscheiden. 
Daß dieser positive Saldo rückläufig ist, ist selbstver-
ständlich. Wenn wir das extrapolieren würden, wären 
ja sonst nach kurzer Zeit alle selbständig. 

Entscheidend ist, daß es mehr kleine und mittlere 
Unternehmen und Existenzgründer gibt. Diese ha-
ben in den neuen Ländern mittlerweile 3,3 Millionen 
Beschäftige. Wer wi ll  denn das leugnen? Malen Sie 
doch nicht solche Horrorgemälde! Das ist doch auch 
die Realität in den neuen Ländern. Do rt  gibt es Be-
schäftigung und sichere Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU - Widerspruch bei der 

PDS) 

Wir wollen aber nicht nur reparieren, sondern wir 
wollen auch die Weichen dafür stellen, daß in diesem 
Land in Ost und West neue Beschäftigungsfelder er-
schlossen werden. Sie können vornehmlich im 
Dienstleistungsbereich entstehen. Zwei Bereiche 
sind dabei von prinzipieller Bedeutung: einerseits In-
formation und Kommunikation und andererseits die 
Biotechnologie. Im Informations- und Kommunikati-
onsbereich sind in 1996 und 1997 im Saldo jeweils 
50 000 zusätzliche Arbeitsplätze entstanden. 

(Widerspruch des Abg. Gerhard Jüttemann 
[PDS]) 

- Da gibt es gar nichts zwischenzuschreien. Das sind 
Zahlen, Fakten, die auf dem Tisch liegen. 

(Paul K. Friedhoff [F.D.P.]: Das versteht er 
nicht!) 

Ich habe doch eben gesagt, daß das der positive 
Saldo zwischen Wegfall und Zuwachs ist. Bitte hören 
Sie doch zu, Herr Kollege. 

1998 werden 100 000 zusätzliche Arbeitsplätze ge-
schaffen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Welche 
Zahlen haben Sie heute anzubieten?) 

In der Biotechnologie werden sich - das ist nicht Ge-
sundbeten oder Wahlkampf, sondern das sind Zahlen 
von renommierten Instituten - die Arbeitsplätze bis 
2000 auf 110 000 verdoppelt haben. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Dann können wir 
Ihnen ja glauben! Ich dachte schon, die 

Zahlen sind von Ihnen!) 

- Was gibt es da zu schreien? Was gibt es gegen die 
Fakten einzuwenden? 

(Werner Labsch [SPD]: Wo kommen bloß 
die 5 Millionen Arbeitslosen her?) 

- Die 5 Millionen Arbeitslosen kommen daher, daß 
wir uns in einem strukturellen Wandel befinden, für 
dessen Bewältigung wir im internationalen Vergleich 
zwei Dinge tun müssen - die betreiben wir auch -: 
eine Integration unserer Wi rtschaft in die Weltwirt-
schaft und eine Reformpolitik. Wenn wir für Investi-
tionen keine besseren Bedingungen schaffen - die 
Sie auf Grund Ihrer Blockadehaltung ja nicht mittra-
gen -, dann werden wir mit der Arbeitslosigkeit nicht 
fertig. Das sind die Fakten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Wir wollen also neue Beschäftigungsfelder er-
schließen. Lassen Sie mich folgendes sagen: Wir wer-
den Ende dieses Jahres 200 000 Arbeitslose weniger 
haben als Ende des Jahres 1997. Die Entlastung auf 
dem Arbeitsmarkt ist damit ein Ergebnis der beson-
nenen Lohnpolitik, die es spätestens seit 1996 gibt. 
Es ist eine gute Nachricht für die Arbeitslosen, wenn 
diese besonnene Tarifpolitik auch in den künftigen 
Jahren fortgesetzt wird. Es ist eine schlechte Nach-
richt für die Arbeitslosen, wenn Herr Zwickel und die 
IG Metall ihre Forderung nach der 32-Stunden-Wo-
che bei vollem Lohnausgleich aufrechterhalten. Das 
ist unmöglich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Selbst ohne vollen Lohnausgleich würde das höhere 
Arbeitskosten und damit weniger Arbeitsplätze be-
deuten. Das Ende der Bescheidenheit wäre zugleich 
das Ende der Hoffnung für viele Arbeitslose. Ich 
glaube, dazu wird es nicht kommen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Schwanhold? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ja, bitte, Herr Kollege. 

Ernst Schwanhold (SPD): Herr Minister, warum 
beteiligen Sie sich jetzt durch einseitige Schuldzu-
weisungen im Vorfeld von Verhandlungen daran, ei-
nen sich über einen langen Zeitraum entwickelnden 
Prozeß der Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern zu zerstören? Wir brauchen 
mehr Konsens, um Flexibilität zu erreichen. Diesen 
Weg ist die IG Metall über eine lange Zeit mitgegan-
gen. Sonst wären die geringfügigen Erfolge in einzel-
nen Unternehmen überhaupt nicht erreicht worden 
und nicht nachvollziehbar. Zerstören Sie diesen Kom-
promiß nicht leichtfertig! 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich habe gerade eben, Herr Kollege Schwanhold, ge- 
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sagt, daß es eine tarifpolitische Vernunft gibt. Ich be-
streite nicht, daß es bei vielen Gewerkschaften - 
auch in Teilen der IG Metall - eine Veränderung ge-
geben hat, die im Sinne dessen ist, was wir brauchen, 
nämlich mehr Flexibilität. Das ist gar keine Frage. Es 
gibt Gewerkschaften, die mehr, und andere, die we-
niger bereit sind, Vereinbarungen bezüglich dieser 
Flexibilität zu treffen. Der Vorsitzende der IG Metall, 
Herr Zwickel, hat allerdings vor wenigen Tagen die 
Forderung nach einer 32-Stunden-Woche bei vollem 
Lohnausgleich erneuert. Dies, Herr Kollege Schwan-
hold, ist Gift für diejenigen, die Arbeit suchen. Das 
ist eine Botschaft, die Arbeitsuchende nicht gerne 
hören. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das hat aber nichts mit meinem Interesse zu tun, daß 
sich die insgesamt gewandelte Haltung der Gewerk-
schaften und der Arbeitgeber - die begrüße ich - fo rt

-setzen soll. 

Ich möchte daran mit dem Hinweis auf die Rege-
lung der Urlaubstage anschließen. Die Bundesregie-
rung bzw. der Bundeswirtschaftsminister hat nicht 
die geringste Absicht - sie sind weit davon entfernt -, 
an den gesetzlichen Regeln des Urlaubs herumzu-
drehen. Das wollen wir nicht. Aber diese gesetzli-
chen Regeln geben viel Spielraum für tarifvertragli-
che Vereinbarungen. Auch in diesem Bereich möchte 
ich Flexibilität, die einzelbetriebliche Vereinbarun-
gen zuläßt. Da kann es mehr oder auch weniger Ur-
laub geben. 

(Paul K. Friedhoff [F.D.P.]: So ist es!) 

Diese Flexibilität ist im Interesse der Erhaltung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen. Das ist angesagt und 
nichts anderes, wenn es um die Diskussion über den 
Urlaub geht. 

Meine Damen und Herren, wir haben unsere Poli-
tik klar umschrieben. Es ist eine angebotsorientierte 
Politik oder anders ausgedrückt: eine Politik, die dar-
auf zielt, Bedingungen in diesem Land zu haben, die 
Investitionen lohnend machen und damit Arbeits-
plätze erhalten oder schaffen. Wir haben dies auch 
im nationalen Beschäftigungspolitischen Aktions-
programm so niedergelegt. Dieses Programm - wir 
haben darüber in diesem Hohen Hause diskutiert - 
besteht aus zwei Teilen, nämlich erstens aus einem 
klaren Bekenntnis zur Fortsetzung dieser Politik, von 
der wir meinen, daß sie ohne Alternative ist, und 
zweitens aus Aussagen in Form von 19 Leitlinien zu 
konkreten Handlungsfeldern, die durch die Be-
schlüsse von Luxemburg vorgegeben sind. 

(Margareta Wolf [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie haben sich ja bemüht, 
sie möglichst unkonkret zu formulieren!) 

Ich bin sehr froh, daß dieses Aktionsprogramm auf 
drei Pfeilern ruht: erstens auf dem Pfeiler der Stabili-
tät, weil eine gesunde Währung und solide Finanzen 
Voraussetzung für mehr Beschäftigung sind; zwei-
tens auf dem Pfeiler der Subsidiarität - europäische 
Koordinierung ist gut, wir müssen aber zunächst Be-
schäftigungspolitik zu Hause machen; wir sind ver-
antwortlich dafür, und erst dann können wir koordi-

nieren -; drittens auf dem Pfeiler der Tarifautonomie. 
Die beschäftigungspolitische Verantwortung der Ta-
rifpartner hat zugenommen, seit das Instrument der 
Wechselkurskorrekturen und der Zinspolitik nicht 
mehr in nationaler Verantwortung liegt. Diese drei 
Pfeiler wollte ich herausstellen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Was ABM angeht, kann ich nur sagen: Wir können 
Brücken zum ersten Arbeitsmarkt schlagen und Här-
ten abwenden. Das ist aber immer nur ein Herumku-
rieren an den Symptomen der Arbeitslosigkeit. Das 
allein kann nicht Inhalt unserer Politik sein. Darauf 
möchte ich aber - auch aus zeitlichen Gründen - 
nicht weiter eingehen. 

Was die Handlungsfelder und die quantitativen 
Zielvorgaben bezüglich des Aktionsprogramms von 
Luxemburg und unserer Antwort darauf angeht, ste-
hen wir im europäischen Vergleich gar nicht schlecht 
da. Sowohl bei Maßnahmen gegen die Jugendar-
beitslosigkeit als auch bei den notwendigen Maß-
nahmen, die den Arbeitslosen innerhalb eines be-
stimmten Zeitraumes angeboten werden müssen, 
stehen wir besser als andere da. Das gilt jedoch nicht 
für die Langzeitarbeitslosigkeit. Wir haben also kei-
nen Grund, uns zurückzulehnen. Wir haben aber 
auch keinen Grund, unser Haupt mit Asche zu be-
streuen. 

Ich möchte einen Sprung machen und noch ein 
paar Worte zu dem sogenannten Standortbeauftrag-
ten der Bundesregierung sagen. Ich habe - ich darf 
das einmal so sagen; ich konnte in diesem Bereich 
eine Menge Erfahrung auf Grund meiner Tätigkeit in 
der Landespolitik von Berlin sammeln; der Kollege 
Dreher und ich haben teilweise zusammengearbeitet 
- eine Menge Erfahrung mit Wirtschaftsförderung 
und Wirtschaftsförderungsgesellschaften. Die Wi rt

-schaftsförderungsgesellschaften auf Landesebene 
werben vor Ort Investoren an und betreuen sie. Es 
gibt eine investitionsbegleitende Betreuung, die nie-
mand den Landeswirtschaftsförderungsgesellschaf-
ten abnehmen kann. 

Wenn es darum geht, um große Investitionen zu 
werben, sind aber auch immer die Politiker, Bundes-
und Landespolitiker, gefragt. Sie müssen entspre-
chende Gespräche führen. Es gibt aber bei der An-
werbung von Investoren Situationen, in denen die 
Entscheidungsträger im Ausland neben den Politi-
kern und neben den Verantwortlichen für die investi-
tionsbegleitende Betreuung vor Ort auch einen Ge-
sprächspartner suchen, von dem sie sagen: Er muß 
einer von uns sein, er muß in denselben Katego rien 
wie wir denken, er muß unternehmerische Erfahrung 
haben und schon Ergebnisverantwortung getragen 
haben, einen solchen Gesprächspartner brauchen 
wir. Diesbezüglich gibt es ein Defizit bei der Anwer-
bung von Investoren. Mit dem Standortbeauftragten 
der Bundesregierung wollen wir diese Lücke schlie-
ßen. 

Es ist hier zu Recht gesagt worden: Von dieser Ak-
tivität können wir nicht erwarten, daß damit der 
große Durchbruch geschafft wird. Mit den großen 
Durchbrüchen ist es immer so eine Sache. Aber diese 
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Aktivität ist ein wichtiger und wesentlicher Schritt. 
Ich bin sehr dankbar dafür, daß die Fraktionen, auch 
über die klassischen Grenzen hinweg, dazu beigetra-
gen haben - auch was die Finanzierung dieses Be-
auftragten und die Ausstattung seines Arbeitsstabes 
angeht -, die Weichen dafür zu stellen, daß wir eine 
solche Persönlichkeit, die für die Ausübung ihrer Tä-
tigkeit einen personellen und administrativen Unter-
bau braucht, finanzieren können. 

Ich führe in diesem Zusammenhang Gespräche. Je-
der wird verstehen, daß man diese Gespräche ver-
traulich führen muß. Wir werden sie aber in kürzester 
Zeit, wie ich hoffe, erfolgreich - auch im Hinblick auf 
die personelle Besetzung - abschließen. Wir schlie-
ßen damit eine große Lücke, nicht mehr und nicht 
weniger. Dieser Mann oder diese Frau wird dann für 
den Standort Deutschland werben und unsere Stand-
ortvorteile, die wir ja zweifellos haben, auch heraus-
stellen. 

Ich sage zum Abschluß: Diese Persönlichkeit wird 
Rahmenbedingungen vorfinden, um diese Standort-
vorteile herausstellen zu können. Wir werden Gele-
genheit haben, diese konsequente Reformpolitik, 
also die Politik, die auf die Verbesserung der Stand-
ortbedingungen in Deutschland gerichtet ist, fortzu-
setzen. 

Viele Unternehmen - Kollege Uldall hat das schon 
gesagt - besinnen sich wieder auf den Standort 
Deutschland. Die Fusion von Chrysler und Daimler, 
die ich ebenfalls begrüße, ist neben vielem anderen 
Ausdruck einer positiven Umorientierung. Meine Da-
men und Herren, eine so schlechte Wi rtschaftspolitik 
machen wir offenbar nicht, wenn sie zu einer solchen 
Umorientierung führt. 

Ich habe nie den kurzfristigen Erfolg auf dem Ar-
beitsmarkt oder sonstwo versprochen. Ich habe aber 
versprochen - dieses Versprechen können wir auch 
halten -, daß diese Politik über kurz oder lang greifen 
wird. Die Anzeichen für erste Ergebnisse sind da: im 
Unternehmensverhalten und jetzt sogar auf dem Ar-
beitsmarkt. Deshalb lassen wir uns nicht davon ab-
bringen, diese Politik fortzusetzen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Herr Minister für Wi rtschaft, Mittelstand 
und Technologie des Landes Brandenburg, Dreher. 

Minister Dr. Burkhard Dreher (Brandenburg): Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Aus der Sicht der ostdeutschen Bundesländer ist 
der beschäftigungspolitische Aktionsplan der Bun-
desregierung ein Papiertiger, eine Fleißarbeit - ge-
wiß -, aber eben doch ein Papiertiger. Das ist kein 
Aktionsplan, das ist eine Aufzählung von Verwal-
tungsvorgängen. Wir wissen, woher das kommt. 

Nachdem der Bundesrat die Bundesregierung im 
letzten Jahr wiederholt dazu aufgefordert hatte, der 
miserablen Arbeitsmarktlage etwas entgegenzuset-
zen, und nachdem selbst der Europäische Rat ein Be-
schäftigungsprogramm gegen den erklärten Willen 
der Bonner Koalition beschlossen hatte, konnte die 

Bundesregierung nicht anders als Aktivität zeigen. 
Anders als versprochen, wurden die Länder daran 
nicht beteiligt, obwohl die meisten von ihnen von 
den Maßnahmen unmittelbar betroffen sind. Das ist 
kein Ruhmesblatt politischer Kultur. So ist aus dem 
Aktionsplan wenig mehr als Aktionismus geworden. 
Ich sagte es schon: ein Papiertiger. 

Statt zu kleinen Tigerländern, die wir im Osten ein-
mal werden wollten, haben uns acht Jahre Aufbauar-
beit der Bonner Koalition von CDU/CSU und F.D.P. 
zu handzahmen Hauskatzen gemacht. 

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Und Minz 
und Maunz, die Katzen, erheben ihre Tat

-

zen!) 

Aber Vorsicht, meine Damen und Herren: Auch 
schnurrende Kater haben Krallen. Das häßliche Ge-
sicht dieser Krallen hat sich in Sachsen-Anhalt im 
Debakel am rechten Rand gezeigt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Als verantwortlicher Wirtschaftsminister für ein 
neues Bundesland kann ich Ihnen in aller Ernsthaf-
tigkeit nur sagen: Ein „Weiter so wie bisher!" reicht 
nicht! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Hans Michelbach 
[CDU/CSU]: Dann machen Sie doch mehr!) 

Die Situation im Osten stellt sich so dar: In den letz-
ten Jahren ist viel erreicht worden. Brandenburg war 
im letzten Jahr Spitzenreiter beim Wirtschaftswachs

-

tum,  und zwar unter allen deutschen Ländern, nicht 
nur unter denen im Osten. Wir haben damit die Reihe 
fortgesetzt, die schon im Jahre 1996 begann. 

Aber wahr ist auch: Die durchschnittliche Arbeits-
losigkeit verharrt seit nunmehr sechs Monaten auf 
dem gleichen Niveau. Daran ändern auch die aktuel-
len Zahlen nichts: 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Warum 
denn nicht?) 

Über 22 Prozent der Menschen in Ostdeutschland 
sind arbeitslos. Auf ganz Deutschland umgerechnet 
wären das über 7 Millionen Arbeitslose. 

In etwa in einem Viertel des Gebietes der neuen 
Bundesländer liegt die Arbeitslosigkeit sogar bei 
30 Prozent. Das heißt, es gibt ganze Landstriche, in 
denen jeder dritte arbeitsfähige Mensch auf Stütze 
angewiesen ist. Ganz wesentlich liegt das - Sie frag-
ten danach - an der Rückführung der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik in Ostdeutschland. 

(Dr. Hermann Kues [CDU/CSU]: Das liegt 
an der Erwerbsquote!) 

1997 wurden 300 000 weniger Arbeitsplätze öffent-
lich gefördert und weniger Maßnahmen der berufli-
chen Weiterbildung durchgeführt als im Jahr davor. 
Statt Umschulung, statt Fortbildung, statt Eingliede-
rungshilfe und statt Lohnkostenzuschüssen haben 
wir bei den Betroffenen jetzt die nackte Arbeitslosig- 
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keit und das Abdriften in die Sozialhilfe. Statt Arbeit 
wird Arbeitslosigkeit finanziert. 

Das jetzt aufgelegte Programm, das ABM-Sonder-
programm, ändert daran nichts. Es ist ein Strohfeuer 
im Wahljahr, um die Statistik kurzfristig zu verbes-
sern. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Hans Michelbach 
[CDU/CSU]: Was wollen Sie selber außer 

Steuern erhöhen?) 

Auf diese Maßnahmen gründet sich auch die Pro-
gnose, daß es bis zum Jahresende 200 000 Arbeitslose 
weniger in der Statistik geben wird. Schuld an dieser 
kurzsichtigen Politik ist im wesentlichen die ha rte Li-
nie der Konsolidierung des Bundeshaushaltes. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Minister, 
gestatten. Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Blüm? 

Minister Dr. Burkhard Dreher (Brandenburg): Ich 
möchte gerne erst einmal zum Ende kommen, und 
dann können wir weiter sehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!) 

Wir im Osten sind europafreundlich und wir schät-
zen die Vorteile, die uns nicht zuletzt über die Hilfen 
aus Brüssel zukommen. Aber man muß es klar sagen: 
Auf dem Altar der Maastricht-Kriterien wurde geop-
fert, was nun auf dem Rücken der Bürger im Osten 
ausgetragen wird. Die Folge dieses Tuns sehen wir 
im Osten sehr deutlich. Jedes Jahr fehlen einige 
10 000 Ausbildungsplätze. Einer ganzen Generation 
wird der Weg in die Zukunft abgeschnitten. 

Die technologische Erneuerung ist schleppender, 
als sie sein könnte, weil Technologieförderung und 
Investitionsförderung des Bundes kaum verzahnt 
sind. Der Ausbau der öffentlichen Infrastruktur droht 
auf halbem Wege steckenzubleiben. Gleichzeitig 
sind 45 000 Bauarbeiter allein in Berlin und Branden-
burg arbeitslos. Mit einigen Prestigeprojekten ver-
sucht Bonn, Flagge zu zeigen, auch mit Projekten aus 
dem Fonds Deutsche Einheit. Aber die Sorgen und 
die Nöte der Menschen auf dem Lande werden igno-
riert. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
PDS - Hans-Peter Repnik [CDU/CSU]: Für 
regionale Strukturpolitik sind Sie zuständig! 

Das fällt auf Sie zurück!) 

- Kommen Sie zu uns. Schauen Sie es sich an. Ich 
führe Sie in unseren Dörfern gerne herum. 

Die Signale für die Wirtscha ft  sind seit 16 Jahren - 
das sollte man nicht vergessen - ein einziges Hü und 
Hott: mal beim Solizuschlag draufsatteln - wie in den 
letzten Jahren -, mal ihn wieder kürzen; mal die 
Steuerreform ankündigen - Graf Lambsdorff hat das 

schon zu Zeiten von Helmut Schmidt angekündigt - 
und dann wieder einknicken; 

(Hans-Peter Repnik [CDU/CSU]: Branden

-

burg hat im Bundestag die Steuerreform 
blockiert!) 

mal die Technologieförderung hochdrehen und sie 
dann wieder abschneiden. Das sind keine Schlag-
lichter mehr. Das sind Schlagschatten, die hier die 
Bundesregierung wirft. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Zuruf 
des Abg. Walter Hirche [F.D.P.]) 

- Was mich dabei am meisten beunruhigt, Herr Ab-
geordneter Hirche, und zwar mit Blick auf die mitt-
lere und lange Frist, ist, daß das Wirtschaftswachs-
tum in Ostdeutschland insgesamt - Brandenburg 
nehme ich dabei aus - heute niedriger als im Westen 
ist. Es freut uns, daß es im Westen besser ist. Aber 
das Fatale daran ist, daß Ostdeutschland auf diese 
Weise bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag warten muß, 
bis es im ganzen an das wirtschaftliche Leistungsver-
mögen des Westens aufgeschlossen hat. Das ist das 
volkswirtschaftliche Einmaleins: Wer zurückliegt, 
braucht ein deutlich höheres Wachstum als derje-
nige, der vorne liegt, um aufzuschließen. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Sie sind doch Wi rt
-schaftsminister! Kümmern Sie sich darum!) 

- Wir sind in Brandenburg an der Spitze. Das habe 
ich Ihnen doch gesagt. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Dann reden Sie doch 
für Brandenburg!) 

- Ich spreche jetzt für ganz Ostdeutschland, Frau Ab-
geordnete. 

In der DDR hieß es früher einmal: Der Sozialismus 
wolle den Kapitalismus überholen, ohne ihn einzuho-
len. Sie kennen das. Nicht nur im Westen hat man 
darüber gelacht. Die Bundesregierung wi ll  das ge-
samtdeutsche Wählervolk jetzt in den Schlummer-
glauben versetzen, der Osten könne beschleunigen, 
ohne Gas zu geben. Das ist wundersam; denn das 
geht nicht. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Der Aufbau Ost ist und bleibt eine Generationen-
aufgabe. Alle Maßnahmen zum Beschäftigungsauf-
bau müssen deshalb langfristig angelegt sein und 
dürfen keine Strohfeuer sein. Sie müssen einen lan-
gen Atem haben. Es darf keinen Fadenriß geben. 
Was also ist nötig? 

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Fangen 
Sie einmal an!) 

- Das haben wir doch schon. Ich sagte schon: Wir ha-
ben bei uns 3 Prozent Wachstum. Machen Sie das 
doch einmal in Ihrem Bundesland nach! 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Wir brauchen ganz dringend ein günstiges Innova-
tionsklima für einen neuen Stamm an Forschern und 
Entwicklern in den Unternehmen, Leute, die nicht 
nur etwas erfinden, sondern die auch in den Stand 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 236. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Mai 1998 	21713 

Minister Dr. Burkhard Dreher (Brandenburg) 

gesetzt werden, ihre Produkte am Markt zu verkau-
fen. Dazu brauchen wir eine Technologiepolitik des 
Bundes, die bei den Leitprojekten Zukunft auch die 
sich rappelnden Regionen Ostdeutschlands flächen-
deckend mitbedenkt. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Wer ist 
denn für die Strukturpolitik zuständig?) 

Wir brauchen darüber hinaus eine Investititions-
förderung, die so flexibel ist, daß wir nicht Jahr für 
Jahr, einem planwirtschaftlichen Gremium gleich - 
das wollen wir hinter uns lassen und haben dies auch 
getan -, Rahmenpläne beschließen müssen, die den 
eigentlichen Bedürfnissen der Indust rie immer nur 
hinterherhinken. Die Europäische Union macht das 
mit ihren langfristigen Programmen besser. Nur so 
wird es uns gelingen, den eingeschlagenen Weg der 
Reindustrialisierung erfolgreich fortzusetzen. 

Wir haben im Osten die modernsten Fabriken, 
aber wir brauchen auch einen Bodensatz an Mittel-
ständlern, der so etwas auf Dauer trägt. Hilfreich 
kann hier der Standortbeauftragte sein. Jedenfalls 
aus Sicht der ostdeutschen Länder ist dies eine be-
grüßenswerte Einrichtung. 

Wir, die ostdeutschen Länder und der Bund, haben 
das Internationale Investitionszentrum gegründet, al-
lerdings mit 53 Millionen DM aus dem Parteienver-
mögen finanziert. Ich kann Sie nur ermuntern, nicht 
bei diesem plakativen Titel stehenzubleiben, sondern 
ernst zu machen - dann auch mit der Finanzausstat-
tung für eine solche Einrichtung. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Wir brauchen auch eine Ablösung der Treuhand-
Nachfolgegesellschaft, der BvS, die - ein nicht hin-
nehmbares Verhalten - Milliardenbeträge an den 
Bundesfinanzminister zurücküberwiesen hat, obwohl 
noch immer - der Kollege Rexrodt hat die Insolvenz-
raten nur angedeutet - falsch privatisierte Bet riebe in 
Konkurs gehen. Die Länder haben nicht die Kraft, 
die Fehler des Bundes wettzumachen. Das ist auch 
nicht unsere Aufgabe. 

Wir brauchen ein Infrastrukturprogramm für Ost-
deutschland, um Straßen und Brücken, um Städtebil-
der und Schulen rasch instand zu setzen und damit 
den Standort Ostdeutschland langfristig auch ohne 
Sonderkonditionen für Investoren attraktiv zu ma-
chen und die Menschen in dieser Region zu halten. 
Das würde obendrein Zehntausende arbeitslose Bau-
arbeiter wieder in Arbeit bringen. 

Wir brauchen dringend eine Arbeitsmarktpolitik, 
die die Wiedereingliederung von Arbeitslosen in den 
ersten Arbeitsmarkt zum zentralen Inhalt hat, und 
zwar langfristig und für die Unternehmer berechen-
bar, nicht Jahr für Jahr wechselnd. 

Schließlich brauchen wir eine Bundespolitik, die 
neben der Fixierung auf eine geldpolitische Wirt

-schafts- und Finanzpolitik im vereinten Europa Ihre 
Versäumnisse der letzten 16 Jahre aufarbeitet und 
eine Politik gegen Sozialdumping, gegen Umwelt-
dumping und gegen Steuerdumping betreibt, 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

eine Politik nicht nur für die eine Währung in Europa, 
sondern auch für soziale Mindeststandards, für nach-
haltige Entwicklung und für einen Staat, der als lei-
stungsfähiger Dienstleister der Wi rtschaft und als 
Schutzmacht der kleinen Leute auftreten kann. Auch 
das ist eine Botschaft aus Sachsen-Anhalt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Beschäftigungspolitik für Ostdeutschland heißt, 
ein Mezzogiorno zu verhindern. Mezzogio rno ist eine 
schöne Region. Sie hat jede Menge große Industrie-
werke hingestellt bekommen. Da das aber eine ein-
seitige Politik war, ist sie auch ein Ho rt  einer nicht 
ganz so schönen Kriminalität. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Sagen Sie mal ein 
Wort  zu den Lohnstückkosten!) 

Ich glaube nicht, daß Sie wollen, daß aus Ostdeutsch-
land irgendwann einmal, wenn auch kein Mezzo-
giorno, so doch ein Transpadanien wird, das weite 
arme Land hinter der Elbe. 

Ich danke Ihnen fürs Zuhören. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Ch ristian Ruck. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Es geht ein Ruck 
durch das Land!) 

Dr. Christian Ruck (CDU/CSU): Das ist mein Stich-
wort , Herr Schwanhold. 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Las-
sen Sie mich zuerst, wie Kollege Uldall angedroht 
hat, einige Worte zu unserem Antrag „Investieren in 
Deutschland" sagen. Auch die schönste Braut wird 
noch attraktiver durch ein schönes Brautkleid. Des-
wegen will der Antrag versuchen, einige Schwächen 
in dem gemeinsamen Standortwerbungsbemühen 
von Bund und Ländern, Kommunen und Kammern 
im Ausland zu beheben. 

Es ist richtig, daß mit ungeheurem Fleiß und einer 
Fülle von Ideen inzwischen alle Ebenen der Bundes-
republik für kommunale, regionale und Länderstand-
orte, für die neuen Bundesländer und für den Stand-
ort Deutschland als Ganzes werben: mit einer gewal-
tigen Vielfalt an Publikationen, Videos, Werbeveran-
staltungen, Messen usw. Das ist gut und verdient An-
erkennung. Dies betrifft auch die erhöhten Anstren-
gungen, die der Bund in letzter Zeit unternommen 
hat. 

Herr Mosdorf, ich darf Ihnen an dieser Stelle in Er-
innerung rufen, was zum Beispiel am Potsdamer 
Platz in Berlin durch die Japaner entstanden ist, die 
durch eine Werbetour Kohls geworben wurden. Ich 
möchte auch die Werbetouren, die die Treuhand 
durchführt, erwähnen und das, was der Bundeskanz-
ler durch seinen persönlichen Einsatz für das Che-
miedreieck Bitterfeld erreicht hat: 3 Milliarden DM 
an Investitionen. Auch das Engagement von Moto-
rola in Dresden ist durch eine zentrale Aktion des 
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Bundes hervorgerufen worden. Das sollte an dieser 
Stelle einmal gesagt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber natürlich führt es zu Schwierigkeiten, wenn 
die bunte Vielfalt aller Werbeanstrengungen bei 
möglichen Interessenten und Ansprechpartnern im 
Ausland für Unübersichtlichkeit, ja manchmal sogar 
für Verwirrung sorgt, die letztendlich allen Standort-
werbern schadet. Der im Antrag geforderte Standort-
beauftragte und die Agentur „Investieren in 
Deutschland" sollen diesem Durcheinander natürlich 
nicht noch eines daraufsetzen. Vielmehr sollen sie 
versuchen, das werbetechnische Erscheinungsbild 
für den Standort Deutschland im Ausland für das er-
ste Interesse und die erste Aufmerksamkeit über-
sichtlicher und damit durchschlagkräftiger zu ma-
chen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sowie leicht identifizierbare erste Anlaufstelle für 
dieses geweckte Grundinteresse möglicher ausländi-
scher Investoren sein. 

Wichtig ist, daß keine neue Bürokratie entsteht. 
Deswegen muß die fachliche Unterstützung der 
Agentur aus dem Bundeswirtschaftsministerium vor 
allem mit einer internen Stärkung des Zentrums für 
Auslandsinvestoren einhergehen und auch über un-
sere Auslandshandelskammern erfolgen. Wichtig ist 
auch, daß die konkreten Ansiedlungsverhandlungen 
und Projektangebote, die spezifische Standortwer-
bung und natürlich auch die finanziellen Förde-
rungsmaßnahmen weiterhin den Ländern oder den 
Kommunen überlassen bleiben. 

Wir erwarten nicht, daß die im Antrag vorgeschla-
genen Maßnahmen mit einem Schlag und über 
Nacht zu einer fehlerfreien Werbung aus einem Guß 
führen. Aber ich glaube, sie sind ein wichtiger Schritt 
in die richtige Richtung und allemal einen Versuch 
wert . Ich möchte uns daher ermuntern, diese Idee 
jetzt zügig umzusetzen und auch finanziell, zum Bei-
spiel durch einen neuen Titel „Standortwerbung 
Deutschland", abzusichern. Ich möchte ferner die 
Bundesländer ermutigen, auf der in der nächsten 
Woche stattfindenden Bund-Länder-Wirtschaftskon-
ferenz ihr Plazet zu geben. Schließlich möchte ich 
auch nicht unerwähnt lassen, Herr Kollege Mosdorf, 
in welcher konstruktiven, sachlichen Atmosphäre die 
Vorstellungen von Koalition und SPD in diesem klei-
nen Bereich zusammengeführt werden konnten. 

Meine Damen und Herren, ich möchte aber die 
Gelegenheit nutzen, nicht nur etwas zur Verpak

-

kung, sondern auch zur Braut selbst zu sagen. Es ist 
natürlich richtig, daß die gewaltigen Herausforde-
rungen der Globalisierung und der deutschen Ein-
heit die strukturellen Schwächen des Standortes 
Deutschland offengelegt haben, zum Beispiel die im 
internationalen Vergleich hohen Kosten, die hohe 
Regelungsdichte für alle Lebensbereiche, aber auch 
den teilweisen Verlust unserer unternehmerischen 
Tatkraft, unserer Risikobereitschaft, Einsatzfreude 
und Flexibilität. Die Folgen, nämlich der Zwang zur 
Produktivitätssteigerung um jeden Preis im Expo rt

-bereich, der Einbruch der ausländischen Investitions-

tätigkeit in Deutschland und die hohe Arbeitslosig-
keit, haben Reformbedarf in unserem Land geschaf-
fen, wie übrigens bei vielen europäischen Nachbarn 
auch. 

Die Bundesregierung und die Koalition haben in 
dem gewaltigen Marathonlauf der letzten Jahre Re-
form um Reform in Deutschland durchgekämpft, oft 
mit schmerzlichen Eingriffen in liebgewonnene Ge-
wohnheiten und soziale Leistungen, oft auch mit 
schwierigen Kompromissen und leider fast immer ge-
gen eine destruktive Opposition im Bundestag und 
die SPD-Mehrheit im Bundesrat. Herr Mosdorf, ich 
finde es nicht richtig und auch nicht gut, wenn Sie 
uns unterstellen, wir seien Zahlenfetischisten und 
hätten all dies getan, ohne an die Menschen zu den-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Soviel Masochismus dürfen Sie uns nicht zutrauen, 
daß wir diese schmerzlichen Eingriffe nur der Zahlen 
wegen vornähmen. Wir denken sehr wohl an die 
wohlverstandene Zukunft der Menschen in unserem 
Lande. 

(Dagmar Wöhrl [CDU/CSU]: Der Kinder!) 

Vieles hätte schneller kommen können, ja schnel-
ler kommen müssen, etwa die große Steuerreform 
oder in diesen Tagen die Hochschulreform. Beide 
sind dringend notwendig und werden von Ihnen 
blockiert. Da Sie das inte rnationale Ranking ange-
sprochen haben, kann ich Ihnen nur sagen, Herr 
Mosdorf, daß wir besser dastünden, wenn wir Sie, 
die SPD, nicht hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Verantwortung für Ihre Verzögerungs-, Hin-
halte- und Verhinderungstaktik auf dem Rücken 
deutscher Arbeitsplätze werden wir Ihnen natürlich 
auch im Wahlkampf unter die Nase reiben, ebenso 
Ihre verwirrenden steuerpolitischen Visionen, Ihre 
leistungsfeindliche Grundrente, Ihre Ankündigung, 
wichtige Reformen wieder einzukassieren, wenn Sie 
denn nun endlich an die Regierung kämen. 

Natürlich ist es auch ein Wahlkampfthema, Herr 
Landesminister Dreher, daß wir Sie im Hinblick auf 
den Spielraum, den der Föderalismus den Landesre-
gierungen gegeben hat, fragen, was Sie denn in Ihrer 
Verantwortung mit den gewaltigen Summen in Ihrem 
Land gemacht haben, die vom Bund oder auch aus 
dem Länderausgleich an Brandenburg gegangen 
sind. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Nicht viel!) 

Ich darf Sie daran erinnern, wie groß dieser Spiel-
raum ist. Ich sage Ihnen als Bayer: Wir waren nach 
dem Krieg die letzten und sind jetzt die ersten. Ma-
chen Sie es nach; es liegt in Ihrer Verantwortung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Sie beklagen - was übrigens auch wir tun -, 
daß der Mittelstand zuwenig Spielraum habe, 
möchte ich entgegnen: Ich kann mich nicht erinnern, 
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daß das Land Brandenburg uns zur Seite stand, als es 
um die große Steuerreform ging. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Konrad  Gilges [SPD]: Die war mittelstands-
feindlich, die Steuerreform! - Widerspruch 

bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
Schöne aber ist, daß wir trotz Ihrer politischen Knüp-
pel dabei sind, die Herausforderungen zu meistern 
und durch die verabschiedeten Reformen den Tanker 
Bundesrepublik wieder auf Kurs zu bringen. Die Kor-
rekturen greifen; der Aufschwung hat eingesetzt. Die 
Kostenfront bröckelt - nicht nur bei den Lohnstück-
kosten übrigens, sondern auch bei den Energieko-
sten, den Kosten im Gesundheitswesen. Die Staats-
quote sinkt. Die Selbständigenquote steigt wieder 
an. Der deutsche Markt für Wagniskapital ist heute 
führend in Europa. 

Wir sind wieder, was Technologie angeht, an der 
Spitze - auch im Gegensatz zu dem, was Sie, Herr 
Mosdorf, sagten. Bei den weltmarktrelevanten Paten-
ten nimmt Deutschland inzwischen vor den USA und 
Japan wieder den ersten Rang ein; auch in der Um-
welttechnik haben wir mit einem Welthandelsanteil 
von fast 20 Prozent den Spitzenplatz zurückerobert. 
Die chemische Indust rie beispielsweise spricht von 
einem Comeback des Standortes Deutschland in der 
Biotechnologie. Vor allem aber haben sich die aus-
ländischen Direktinvestitionen in Deutschland mit 
4,2 Milliarden DM im Vergleich zum vorherigen Jahr 
verdoppelt. Die Zahl der Arbeitslosen, vor allem im 
Westen, sinkt endlich wieder spürbar. 

Wir wissen auch, daß wir noch längst nicht alles er-
reicht haben. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Zählen Sie auf, 
was Sie erreicht haben! Das ist einfacher!) 

Ich meine Strukturverbesserungen, Entbürokratisie-
rung, auch die Neuorganisation unserer Sozial- und 
Bildungssysteme. Wir wissen auch, daß Investieren 
und Wachstum in Deutschland kein Allheilmittel zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sind. Aber gegen 
das Platitüdengejammere der Grünen und der PDS 
möchten wir in dieser Debatte und mit unserer Arbeit 
in den nächsten Monaten auch dokumentieren, daß 
Deutschland unverändert ein ausgezeichneter Stand-
ort für Investitionen, für Wirtschaft und Arbeit ist, ein 
Standort, der durch unsere Reformen weiter an Kraft 
gewinnt, dessen Menschen wieder Selbstbewußtsein 
tanken. Unsere Botschaft über die Grenzen hinaus 
ist: Deutschland hat aufgehört zu jammern, die Ärmel 
hochgekrempelt und die Herausforderungen ange-
nommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wer bei uns investiert, trifft die richtige Entscheidung 
für morgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Gunnar  Uldall [CDU/CSU]: Es geht ein 
Ruck durch das Land! - Gegenruf des Abg. 
Ernst Schwanhold [SPD]: Besser als ein 

Repnik!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es spricht jetzt 
die Abgeordnete Marieluise Beck. 

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Verehrter Herr Minister Rexrodt, liebe Kollegen und 
Kolleginnen von der CDU/CSU-F.D.P.-Koalition, Sie 
müssen sich jetzt, vier Wochen vor dem Ende unserer 
Debatten in diesem Hause 

(Zuruf von der SPD) 

- wir werden im September noch einmal tagen, gut -, 
vier Wochen vor der Sommerpause - ich sage es so -, 
gefallen lassen, daß eine Debatte, in der Sie vom 
Trend sprechen, nicht ausreicht. Sie müssen sich ge-
fallen lassen, daß es hier um Bilanzen geht, und zwar 
um die Bilanzen jener 16 Regierungsjahre, in denen 
Sie die Möglichkeit hatten zu gestalten. Sie können 
nicht drei Minuten vor Toresschluß ankommen und 
sagen: 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Jetzt geht 
es los!) 

Jetzt wird aber wirklich alles besser. Gebt uns doch 
die Gelegenheit, so weiter zumachen wie bisher. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Hans Michelbach [CDU/ 
CSU]: Denken Sie einmal an die Zukunfts

-

konzepte!) 

Das ist nicht überzeugend; das wirkt offensichtlich 
auch nicht bei der Bevölkerung. Denn daß man Ihnen 
immer weniger Kompetenz zuschreibt, das bleibt 
auch Ihnen ja nicht verborgen. 

Deswegen sage ich: Es geht um eine Bilanz und 
nicht um die Trends. 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Wie war das mit dem 
Glashaus?) 

Deswegen ist es auch wichtig, sich noch einmal die 
Strukturen der Bilanz anzuschauen. Es bestreitet ja 
niemand, daß Sie in bezug auf das Wachstum in ge-
wisser Weise erfolgreich gewesen sind, weil es immer 
ein gewisses Wachstum gegeben hat,  mal 2,5 Prozent, 
mal 3 Prozent - mal mehr, mal weniger. Parallel dazu 
ist aber eine dramatische Entwicklung auf dem Ar-
beitsmarkt eingetreten. Das ist doch die eigentlich 
zentrale Frage, um die es geht. Es geht doch nicht 
um die Frage, ob die Zahlen für April saisonbedingt 
ein kleines bißchen günstiger sind als im Vorjahr. 

Welche Antwort haben Sie im Rahmen der Politik - 
Sie lassen das inzwischen auch selbst immer durch-
schimmern, wenn Sie sagen, Wachstum allein reiche 
nicht - auf die Bilanz, daß trotz einer Wachstumspoli-
tik, die Sie gestaltet haben, von Jahr zu Jahr und von 
Krise zu Krise der Sockel der Arbeitslosigkeit, mit 
dem man dann rechnen mußte, immer höher wurde? 
Das ist die eigentliche zentrale Herausforderung, mit 
der wir uns auseinandersetzen müssen. In diesen Be-
reichen gibt es viele verschiedene Faktoren, zu de-
nen auch die Aufgabe zu zählen ist, zusätzliche Men-
schen in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Es gibt ei-
nen Zuwachs des Angebotes auf dem Arbeitsmarkt, 
der sich nie wird rückgängig machen lassen: weil die 
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Frauen nicht mehr zu Hause bleiben werden, son-
dern berufstätig sein wollen, weil es - ob Sie wollen 
oder nicht - Migrationsströme gibt, weil die demo-
graphische Entwicklung zusätzliche Nachfrage mit 
sich bringt. 

Jetzt ist das spannende Problem, daß wir trotz 
Wachstums ein faktisch gleichbleibendes Erwerbsni-
veau bei gleichzeitiger Zunahme der Zahl an Men-
schen haben, die zu Recht ihre eigene Existenz auf 
dem Arbeitsmarkt sichern wollen. Das Drama, mit 
dem wir uns auseinanderzusetzen haben, besteht 
darin, daß Sie mit Ihrer Politik nicht in der Lage ge-
wesen sind, diese Prozesse so zu gestalten, daß jeder 
Mann und jede Frau in diesem Land den Anspruch 
auf sozialen Zusammenhalt, auf Integration und auf 
Teilhabe hat einlösen können. Es geht heute wirklich 
nicht um Trends. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ihre ökonomische Antwort darauf besteht nun in 
der angebotsorientierten Politik. Herr Rexrodt hat 
noch einmal dafür geworben, diesen Kurs möglichst 
lupenrein weiterführen zu dürfen. Sie sagen: Unsere 
Misere ist deshalb zustande gekommen, weil wir 
nicht so „richtig" angebotsorientierte Politik machen 
konnten. In diesem Zusammenhang verweisen Sie 
dann auf die USA. Es bestreitet niemand von uns, 
daß es in der Tat auch in den USA einen Zuwachs an 
Arbeitsplätzen gegeben hat - in unterschiedlichen 
Segmenten, sowohl im Bereich der besser qualifizier-
ten Arbeitnehmer als auch im Bereich der schlechter 
qualifizierten Arbeitnehmer. Das bestreitet niemand. 

Aber wir müssen uns doch auch über den sozialen 
Preis dieser ökonomischen Strategie unterhalten. Die 
in den USA betriebene Politik der massiven Desinte-
gration hat dazu geführt, daß der Teil der amerikani-
schen Gesellschaft, der schlichtweg abgehängt wor-
den ist, der vergessen wird, der noch nicht einmal 
stillgestellt wird und sich in den Suppenküchen der 
Großstädte wiederfindet, gewachsen ist, genauso wie 
die Kinderarmut. 

Unser Plädoyer zielt darauf ab, weiterhin den euro-
päischen Weg zu gehen, in dessen Rahmen man im-
mer auf soziale Integration gesetzt hat, um dieses 
Auseinanderdriften der Gesellschaft nicht zuzulas-
sen. Diese Richtung hat man unter anderem auch 
deshalb eingeschlagen - das hat Kollege Mosdorf an-
gesprochen -, weil man hier Erfahrungen mit einer 
Politik gesammelt hat, die anfällig für Tendenzen der 
Radikalisierung ist. Diese können dann ungemütlich 
und gefährlich für die Gesellschaft werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das ist die zentrale Auseinandersetzung, um die es 
geht. Deswegen kann unsere Antwort nicht zu einem 
Plädoyer für den amerikanischen Weg bestehen. Die 
Herausforderung stellt sich vielmehr so dar: Integra-
tion, Teilhabe für alle, keine Spaltung der Gesell-
schaft. Zusammenhalt im Rahmen einer Sozialpolitik 
mit ökonomischem Erfolg zu verbinden, das ist die ei-
gentliche Herausforderung. 

Offensichtlich sind Sie dieser Herausforderung auf 
der politisch gestaltenden Seite nicht gewachsen ge-
wesen. Denn diese Zahl von 4,4 Millionen - die Zahl 
ist von Jahr zu Jahr höher geworden; im Augenblick 
nimmt sie ein kleines bißchen ab - ist nicht zu über-
sehen; jeder hat sie registriert. Wir wissen, daß die 
Zahl der Menschen, die auf den Arbeitsmarkt gehen 
möchten und die keine Chance dazu haben, faktisch 
noch größer ist, im Osten sowieso, aber auch durch 
die stille Rese rve. 

Nun, Herr Rexrodt, haben Sie noch einmal ein Plä-
doyer gegen einen grundlegenden Ansatz gehalten, 
der sich um die Frage der Verteilung von Arbeit 
dreht, indem Sie Herrn Zwickel angegriffen haben. 
Wenn es stimmt, daß trotz Wachstum das Erwerbsvo-
lumen gleichgeblieben ist, wenn die Zahl der Men-
schen, die auf den Arbeitsmarkt drängen, größer ge-
worden ist, wenn Teilhabe gewollt ist, dann geht es 
neben Innovationspolitik in der Ökonomie auch und 
vor allem um Strategien der Verteilung von Arbeit - 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

in ganz unterschiedlichen Formen, nicht in statischer 
Form; da gebe ich Ihnen recht. Aber es geht um ge-
sellschaftliche Anstrengungen, Arbeit gerecht zu ver-
teilen. 

Das hat die Europäische Union offensichtlich ka-
piert; denn sie hat - gegen die Weigerung der Bun-
desrepub lik - gesagt: Wir brauchen eine europäische 
Zusammenführung der Beschäftigungspolitik, wobei 
die Idee des Verteilens, des sozialen Gestaltens aus 
der Politik heraus mit im Zentrum steht, indem man 
Angebote für die macht, die draußen stehen, vor al-
len Dingen für die Jugendlichen. Sie haben sich 
lange überhaupt gegen diesen Ansatz gewehrt. Sie 
haben dann, als er nicht mehr zu verhindern war, 
ihre Kraft vor allen Dingen darin gesetzt, die europäi-
schen Leitlinien möglichst unkonkret zu halten. Sie 
haben jetzt als nationale Antwort ein Papier vorge-
legt, das mir als Arbeitspolitikerin nun wirklich be-
kannt ist; denn ich kenne inzwischen das SGB III, 
das sogenannte Arbeitsförderungsgesetz. Wir haben 
früher mit der Schere unsere Flugblätter erstellt. 
Nichts anderes, Herr Minister Blüm, tun Sie: Sie 
schneiden das SGB auseinander, kleben es ein und 
sagen: Das ist unsere Antwort auf die Vorgaben, die 
uns von europäischer Seite gemacht worden sind. So 
geht es wirklich nicht! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich will einen zentralen Punkt herausgreifen. Im 
Zentrum sollte als Leitlinie Nummer eins die Be-
kämpfung der Jugendarbeitslosigkeit stehen. Hier 
hat die Europäische Union sich klar geäußert: Kein 
Jugendlicher in Europa soll länger als sechs Monate 
ohne Angebot einer Tätigkeit sein. Das ist unter so-
zialen, unter Integrationsgesichtspunkten, auch un-
ter politischen Gesichtspunkten - ich erinnere an 
Sachsen-Anhalt; man könnte auch Bremerhaven 
nennen; wir haben das Problem des Rechtsradikalis-
mus auch im Westen, vor allen Dingen in den Krisen-
gebieten - dringend erforderlich: Wir legen uns dar-
auf fest, daß kein Jugendlicher länger als sechs 
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Monate ohne Angebot einer Tätigkeit bleiben darf, 
sei es eine Ausbildung, sei es eine Beschäftigung, sei 
es eine öffentlich geförderte Beschäftigung, was 
auch immer. 

(Dr. Hermann Kues [CDU/CSU]: Es geht um 
die Bedingungen!) 

Sie sind nicht bereit, sich auf diese Festlegung wirk-
lich einzulassen. Vielmehr wird herumschwadroniert. 
Es gibt hier ein Progrämmchen, es gibt da ein Pro-
grämmchen. Eigentlich, heißt es, liegen wir an der 
Spitze; eigentlich haben wir gar keine Probleme. 

500 000 Jugendliche unter 25 aber sind in diesem 
Land ohne Beschäftigung. Davon sind 125 000 länger 
als sechs Monate ohne Tätigkeit. Wenn Sie Europa 
wirklich ernst nehmen würden, wenn Sie damit über 
den Euro hinaus etwas zu tun haben wollten - Sie 
wollen doch auch politisch Europa; das sagen Sie je-
denfalls immer -, hätte das bedeutet: In diesem Pro-
gramm müßten Maßnahmen für 125000 junge Men-
schen stehen, um diese Festlegung - länger als sechs 
Monate soll in Europa kein Jugendlicher ohne Ange-
bot sein - zu erfüllen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Glauben Sie, die 
anderen machen das? Glauben Sie das 

echt?) 

Sie haben das nicht getan. Sie haben das alte SGB III 
eingesetzt und gemeint, das reiche. Das geht nicht. 
Ich finde, es ist gerade im Bereich der Jugendarbeits-
losigkeit eine durch und durch unverantwortliche 
Politik, die nachwachsende Generation, auf die wir 
setzen müssen, die wir brauchen, so unversorgt zu 
lassen. 

Da lobe ich mir die Aussage eines Herrn Riester, 
der sagt: Wir brauchen ein Bündnis für Arbeit, auch 
ein Bündnis zwischen Jung und Alt. Auch da geht es 
um Verteilen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Gerhard 

Jüttemann [PDS]) 

Wir werden sowohl die öffentlich geförderten Pro-
gramme als auch eine Veränderung der Strukturen 
auf dem ersten Arbeitsmarkt brauchen, um den jun-
gen Menschen eine Chance geben zu können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS - Dr. Gisela Babel 
[F.D.P.]: Mit einer Arbeitsmarktabgabe und 
einer Ausbildungsabgabe! - Paul K. F ried-
hoff [F.D.P.]: Der Staat wird es wohl rich-

ten!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Dr. Diet rich Sperling. 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte mich am An-
fang mit einigen Bemerkungen möglichst ruhig mit 
Äußerungen auseinandersetzen, die hier im Verlauf 
der Debatte gefallen sind. Ich wende mich zuerst 
dem verehrten Kollegen Friedhoff zu. 

Herr Friedhoff, wenn Sie wie ich Gewerkschafts-
mitglied wären, zum Beispiel - anders als ich - Me-
tallarbeiter bei Opel, wie es einst Kollege Blüm war, 
oder bei den Farbwerken Hoechst beschäftigt, wie 
würden Sie das Verhalten der DGB-Funktionäre ge-
genüber der Politik Ihrer Bundesregierung wohl be-
trachten? 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Michaela Gei

-

ger) 

Mir ist völlig verständlich, daß Sie, Herr Friedhoff, 
dort , wo Sie Zwangsmitglied einer Kammer sein 
könnten, erwarten, daß sich dieser Zwangsmitglied-
schaftsverband zur Politik der von Ihnen getragenen 
Regierung äußert, und zwar möglichst positiv. Das 
kann ich gut nachvollziehen. Aber daß Sie nicht 
nachvollziehen können, daß Gewerkschaftsmitglie-
der über das Verhalten der von Ihnen getragenen 
Bundesregierung empört sind, finde ich merkwürdig. 

(Beifall bei der SPD und der PDS - Wolf

-

Michael Catenhusen [SPD]: Heuchelei!) 

Deswegen haben Sie nach meinem Empfinden 
kein Recht, den DGB zu kritisieren. 

(Paul K. Friedhoff [F.D.P.]: 8 Mil lionen DM 
Mitgliedsbeiträge! - Ingrid Matthäus-Maier 
[SPD]: Der keine Zwangsmitglieder hat!) 

Dessen Mitglieder können freiwillig ein- und austre-
ten. 

(Beifall der Abg. Ingrid Matthäus-Maier 
[SPD] - Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: 
Was sollen denn SPD-Unternehmer zu dem 

Laden sagen?) 

Sie haben eigentlich - das war der Eindruck meiner 
Kolleginnen und Kollegen im Gewerkschaftsbereich 
- sehr geduldig zugeschaut, wie die Gewerkschafts-
führungen versucht haben, mit ihnen gemeinsam et-
was Vernünftiges für die Zukunft zu tun. Das ist an 
dieser Regierung und an diesem Minister geschei-
tert. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Daß dann die Gewerkschaftsführung dem Willen der 
Mitglieder folgend, Kritik übt, findet - da gebe ich 
zu, ich bin Partei, ich bin selber Gewerkschaftsmit-
glied - meine volle Billigung. 

Ich kann ja verstehen, daß Sie diese Kritik mißbilli-
gen. 

(Paul K. Friedhoff [F.D.P.]: 8 Mi llionen DM!) 

- Natürlich. Das sind Gewerkschaftsbeiträge, die ha-
ben Sie nicht mitbezahlt. Die Mitglieder können sich 
dagegen wehren, wenn sie das Geld für falsch ausge-
geben halten. Wenn eine andere Politik gemacht 
wird, kommen die 8 Millionen DM zu den Mitglie-
dern zurück. Auch das ist Investieren in Deutschland. 
Darüber reden wir. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Ich wollte das gar nicht so erregt sagen, Herr F ried-
hoff. Ich wollte eigentlich nur an Ihre Nachdenklich-
keit appellieren, daß man die Interessen von Men- 
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-schaft redet. Tun Sie nicht so, als hätten Sie nicht 
auch Interessen und als würden Sie sie nicht auch 
vertreten. 

(Abg. Walter Hirche [F.D.P.] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

- Wenn Sie unbedingt wollen, versuchen wir es. Das 
wird hoffentlich auf die Redezeit nicht angerechnet. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Sie sind also mit 
der Zwischenfrage einverstanden? 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Ja. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön, Herr 
Hirche. 

(Abg. Walter Hirche [F.D.P.] wartet auf die 
Einschaltung des Mikrophons) 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Grün drücken, rot 
leuchten lassen! 

(Heiterkeit - Beifall bei der SPD und der 
PDS) 

Walter Hirche (F.D.P.): Herr Kollege Sperling, ich 
bedanke mich für Ihre Geduld. 

Ich wollte Sie fragen - ich habe hier einen Aufsatz 
von Ihnen zu dem Thema „Schein und Sein in der 
SPD " mit dem Untertitel „ Schröder will die Welt von 
vorgestern mit den Konzepten von gestern reformie-
ren", der in der „Frankfurter Rundschau" veröffent-
licht worden ist -, wie Sie zu dem Satz in dem von Ih-
nen geschriebenen Artikel stehen: 

Da will er die Welt von vorgestern zurückhaben, 
um sie mit den Konzepten von gestern zu refor-
mieren. Mit den Problemen von heute, die mit 
den Konzepten für morgen gelöst werden müs-
sen, hat das aber nichts zu tun. 

(Beifall der Abg. Dr. Gisela Babel [F.D.P.]) 

Ich frage Sie, was Sie davon heute halten, weil Sie ja 
in eine Erörterung über bestimmte Positionen eintre-
ten wollen. Hier in diesem A rtikel schreiben Sie: 

Nun genießt Gerhard Schröder den Ruf wirt-
schaftspolitischer Kompetenz. Kann man das er-
klären? Aber ja: Wer wi rtschaftspolitische Kom-
petenz bescheinigt bekommen möchte, muß sie 
nur der SPD absprechen. 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Sehen Sie?! 

(Lachen bei der F.D.P.) 

Dafür bekommen Sie als erstes von mir ein Lob für 
Ihre Archivhaltung. 

(Heiterkeit bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich denke auch gar nicht daran, zu bestreiten, daß 
ich mit meinem Kanzlerkandidaten nicht immer einer 

Meinung bin. Das tut im übrigen meiner Partei, mir 
und - wie ich glaube - auch dem Kanzlerkandidaten 
gut. Denn eine streitlose Pa rtei wollen Sie für sich 
selber auch nicht. Warum kritisieren Sie dann uns, 
wenn wir uns streiten, und zwar nach einem Vorbild, 
das bei Ihnen wirklich ordentlich mißbraucht wird? 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Sie machen es sich 
ein bißchen sehr einfach!) 

Zweitens, zu dem Text: Nach meinem Eindruck hat 
mein Kanzlerkandidat erheblich hinzugelernt. 

(Zuruf von der F.D.P.: Aha!) 

Er hatte eine Reihe von Äußerungen - wenn Sie den 
Artikel durchlesen, werden Sie das merken - unter 
Bezug auf einen amerikanischen Arbeitsminister und 
die Regierung Clinton gemacht. Ich habe in dem Ar-
tikel nachgewiesen, daß diese Regierung Clinton sel-
ber einen anderen Argumentationszusammenhang 
im internationalen Bereich verfolgt, als dies Herr 
Schröder damals getan hat. 

Nun, lieber Kollege, ich glaube, man kann in die-
sem Land kein erfolgreicher Kanzlerkandidat wer-
den, ohne hinzuzulernen. Ich bescheinige meinem 
Kanzlerkandidaten, daß er das getan hat. Und darauf 
bin ich stolz. 

(Beifall bei der SPD - Wolf-Michael Caten

-

husen [SPD]: Das Problem ist, .daß der jet

-

zige Kanzler nicht mehr zulernen kann! - 
Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Bei euch lernt 
weder der Kanzler noch der Kandidat, noch 

ihr!) 

- Man soll die Hoffnung nicht aufgeben, liebe Ing rid. 
Ich rede hier jedenfalls nicht ganz ohne Hoffnung, 
daß sie doch noch etwas lernen. Sonst bräuchten wir 
uns hier gar nicht mehr zu unterhalten. Dann wäre es 
das Deklamieren von Hoffnungslosigkeiten. Das soll-
ten wir seinlassen. 

Herr Friedhoff, ich möchte mich Ihnen noch weiter 
zuwenden und in meine Bemerkungen auch Herrn 
Rexrodt einbeziehen. 

Sie haben - nach meiner Ansicht zu Recht - darauf 
verwiesen, daß die Arbeitslosenzahlen in West-
deutschland sinken. Das Problem, das wir eigentlich 
haben, besteht aber nicht in der Frage, ob dann, 
wenn die Schwalben wiederkommen und sich der 
Sommer tatsächlich abzeichnet - was wir in diesem 
schönen Glaspalast auch gut erkennen können -, die 
Arbeitslosenzahlen sinken. Unser Problem ist viel-
mehr - dies gilt für die letzten 20 Jahre -, daß, wann 
immer sich ein Konjunkuraufschwung ankündigt, 
dieser auf einem erhöhten Sockel von Arbeitslosig-
keit beginnt und mit einem noch höheren Sockel von 
Arbeitslosigkeit endet und daß auch dies ein Struk-
turproblem ist. Sobald wir diese Tatsache ernst neh-
men, müssen wir sagen: Die jetzt gemeldete Arbeits-
losenzahl deutet auf dieses Strukturproblem hin, 
auch wenn sie auf 4,4 Millionen gesunken ist. Sie ist 
der Sockel, die Ausgangsposition der Arbeitslosig-
keit, und sie ist wiederum erhöht. Frau Beck hat - wie 
ich glaube, völlig zu Recht - auch darauf hingewie-
sen. 
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Ich wollte, auf ihre Lernfähigkeit und auf die Lern-
fähigkeit ihrer Kollegen vertrauend, darauf verwei-
sen: Diesem Problem müßten wir eigentlich mit 
einem Antrag „Investieren in Deutschland" nachge-
hen, wenn es sich nicht nur darum handeln soll, 
Schwalbennester für einen kurzen Sommer zu 
bauen, sondern darum, für eine lange Zeit einen Auf-
schwung zu bewirken, der tatsächlich etwas anderes 
schafft als bisher, nämlich nicht nur eine kurzfristige 
Erholung, die nachher wieder in höherer Arbeits-
losigkeit endet. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS - Zuruf von der 

F.D.P.: Steuerreform!) 

- Zur Steuerreform komme ich noch. 

Ich möchte mich jetzt dem Kollegen Ruck zuwen-
den, der ja vorgeführt hat, daß ein Ruck durch die 
jammernden Koalitionsmitglieder gegangen ist. Er 
hat gesagt, Deutschland habe aufgehört zu jammern. 
Nun, Herr Ruck, das haben wir auch festgestellt. 
Aber ich behaupte: Diejenigen, die im Namen 
Deutschlands gejammert haben, haben aufgehört zu 
jammern. Das waren Gott sei Dank nicht alle. Ich 
habe nicht die ganze Zeit gejammert; ich habe immer 
geglaubt, der Zustand der deutschen Wi rtschaft sei 
eigentlich etwas besser, als es das Jammergeschrei 
der Regierung dargelegt hat. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Sie haben mit dem Jammergeschrei Verteilungs-
politik gemacht. Sie haben Sozialkürzungen vorge-
nommen, weil Sie gesagt haben, es werde alles noch 
schlimmer, als es jetzt schon sei. Das Jammern war 
für eine bestimmte sozialpolitische Ausrichtung Ihrer 
Regierungspolitik nötig. Deswegen haben Sie gejam-
mert. Nun entdecken Sie: Es stehen Wahlen vor der 
Tür. Da geht ein Ruck durch die Koalition, und es 
wird verkündet: Das Jammern muß aufhören. 

Nur, es war nicht Deutschland, das gejammert hat. 
Es waren die Regierungsparteien. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Und Herr 
Henkel!) 

- Und diejenigen, die die Regierungsparteien stüt-
zen. 

Herr Ruck, das Jammern hat sich natürlich auch 
auf Argumente gestützt. Wir tun ja nicht so, als hät-
ten Sie das Jammern nicht unterfüttert. Aber wenn 
wir uns das jetzt unter dem Stichwort „Investieren in 
Deutschland" ansehen, dann können wir feststellen, 
daß das Jammern auf Argumente gestützt war, die 
reichlich fragwürdig waren. 

Erinnern Sie sich an die Debatte über Direktinve-
stitionen? Ich habe allen Kolleginnen und Kollegen 
im Wirtschaftsausschuß ein Papier dazu zukommen 
lassen, weil ich die Zeit im Wirtschaftsausschuß nicht 
dafür in Anspruch nehmen wollte, auf das hinzuwei-
sen, was sich dort neu getan hat. Ich weiß nicht, ob 
Sie das Papier gelesen haben. Ich will auf jeden Fall 
hier zu Protokoll geben, daß die Debatte über Direk-
tinvestitionen, die in der Vergangenheit geführt 

wurde, auf sehr windigen statistischen Grundlagen 
beruhte, 

(Beifall bei der SPD) 

die die Bundesbank anschließend beseitigt hat. Ich 
bescheinige auch Herrn Hans-Olaf Henkel Lernfä-
higkeit. Er hat aufgehört, das Thema „Direktinvesti-
tionen" so zu behandeln, als handelte es sich um die 
Abstimmung mit den Füßen über das Investitions-
klima in Deutschland, als würde bei diesem Thema 
die Abwanderung von Arbeitsplätzen zu behandeln 
sein. So hat er das eine Weile getan. Er hat es aufge-
geben, nachdem er darauf hingewiesen wurde, daß 
die Statistiken dies alles nicht hergeben. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Und je näher wir 
an die Wahlen herankommen!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte die  Bemer
-kung zu Bemerkungen nun beenden und ein bißchen 

im Zusammenhang zu dem Thema sprechen, das ich 
über lange Frist für das Strukturproblem unserer 
Wirtschaft halte und das mit Investieren und Steuer-
reform zu tun hat. Ich werde versuchen, das relativ 
kurz zu machen, denn allzuviel Zeit habe ich nicht. 

Es ist das Thema, ob denn Wohlstand und Reich-
tum in unserem Land noch zusammengeführt wer-
den. Reichtum läßt sich in Geld messen, Wohlstand 
besteht in Arbeitsplätzen, auf denen Güter und 
Dienstleistungen erzeugt werden, und zwar auf eine 
naturverträgliche Art  und Weise. Meine These ist: 
Wir haben eine ständige Reichtumssteigerung in 
Deutschland, der keine Wohlstandssteigerung mehr 
entspricht. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Leider wahr!) 

Die Frage ist: Wie bekommen wir es hin, daß die 
Reichtumssteigerung, meßbar am täglichen Börsen-
bericht, auch wieder ein Indikator für Wohlstands-
steigerung wird? 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Nehmen wir das ernst, dann müssen wir sagen: 
Der gegenwärtige Börsenaufschwung - nachzulesen 
im „Handelsblatt"; Sie können aber auch in andere 
Zeitungen schauen - zeigt, daß investiert wird. In der 
Umgangssprache nennen das die Investmentgesell-
schaften „Investitionen". Es wird von deutschen An-
legern in enormem Ausmaß, schreibt heute die „Süd-
deutsche Zeitung", sogar in ausländische Aktien in-
vestiert. Auch Daimler-Benz hat, wenn man es so 
ausdrücken will, gerade enorm investiert. Es gibt 
noch mehr Vorgänge, die zeigen, daß in enormem 
Ausmaß investiert wird. Nur, um was für Investitio-
nen handelt es sich? Um Investitionen, die nichts an-
deres sind als der Kauf von schon bestehenden Ver-
mögenswerten, aber nicht um Investitionen, die sel-
ber wiederum die Produktion von Gütern und Dienst-
leistungen - unter Bewahrung der Natur - bewirken. 

Wir haben also einen doppelten Investitionsbegriff, 
den umgangssprachlichen der Investmentgesell-
schaften und den der eigentlichen Volkswirtschafts-
lehre, die sagt: Investitionen sind nur solche, die 
neue Maschinerie, Anlagen und Gebäude für die 
neue, erweiterte Produktion von Gütern und Dienst-
leistungen mit sich bringen. Mit der doppelten Ver- 
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wendung des Wortes „Investition" verschleiern wir 
das, was vor sich geht, nämlich daß an den Märkten 
für Vermögenswertehandel enorme Investitionen 
vorgenommen werden, die für Güter und Dienstlei-
stungen, die Beseitigung von Not, Hunger und Elend 
auf der Erde nichts, aber auch gar nichts bringen. 
Reichtumssteigerung und Wohlstandsmehrung sind 
auseinandergeraten. 

Wenn man jetzt genau hinsieht, was das mit Steu-
ern zu tun hat, kann man feststellen: Weltweit wird 
der erste Typ von Investitionen, der der Reichtums-
steigerung dient, nicht oder fast nicht mit Steuern 
und Abgaben belastet. Weltweit finden wir inzwi-
schen Artikel in Zeitungen, die besagen: Was wir an 
den Börsen erleben, ist eine Inflation der Vermögens-
werte. Die Volkswirte wieder werden sagen: Wie 
könnt ihr da den Ausdruck „Inflation" verwenden? 
Aber selbst der seriöse „Economist" ist inzwischen 
dabei und spricht davon, daß wir „asset inflation" ha-
ben. Wir haben also eine Inflation der Vermögens-
werte, und keine Zentralbank tut etwas dagegen; es 
ist nicht ihre Aufgabe. Dennoch: Die do rt  stattfin-
dende Inflation der Vermögenswerte ist dauernd 
reichtumssteigernd. Es ist egal, ob das Bilder alter 
Meister oder Aktien sind. Nur 1 Prozent der Steige-
rung der Aktienkurse an den Börsen ist durch die 
Menge an neuen Investitionen gerechtfertigt, die an-
deren 24 Prozent Steigerung im Jahr resultieren 
schlicht aus Preissteigerungen an den Börsen. 

Dies hat alles damit zu tun, daß darauf keine Steu-
ern und Abgaben liegen. Diejenigen, die heute in 
Deutschland in ausländische Aktien einsteigen, tun 
das, ohne irgendwo Steuern und Abgaben zahlen zu 
müssen. Geldverwendung für diese Art, ich sage 
dazu jetzt: spekulativer Anlage von Geld bleibt 
steuer- und abgabenfrei. Deswegen sind diejenigen, 
die das Geld haben, daran interessiert, damit die 
höchste Reichtumssteigerung zu erzielen. Was ma-
chen wir im Vergleich dazu - diese Vorgänge sind in-
ternational fast gleich - mit Realinvestitionen im 
volkswirtschaftlichen Sinn an den Orten, wo Güter 
und Dienstleistungen erzeugt werden und dadurch 
auch Arbeitsplätze vorhanden sind? - Diese besteu-
ern wir vergleichsweise hoch. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Leider!) 

Wenn wir uns jetzt Deutschland anschauen, dann 
stellen wir fest, daß nicht nur spekulative Geldver-
wendungen fast steuerfrei sind. Vielmehr werden die 
Verwendungen von Geld, das zu Arbeitsplätzen 
führt, besonders hoch besteuert; denn Arbeit ist der 
Faktor der Produktivkräfte, der am höchsten be-
steuert wird. Herr Friedhoff, Sie merken, wie f ried-
lich ich dies eigentlich anspreche: In den vergange-
nen 25 Jahren, also auch noch in einer Zeit, in der 
meine Partei regiert hat, haben wir kontinuierlich 
den Fehler begangen, Arbeit immer höher zu bela-
sten und - im Vergleich dazu - die Produktionsfakto-
ren Kapital und Natur zu entlasten. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Und speku-
latives Kapital noch am allermeisten!) 

- Das ist ja fast gar nicht belastet. 

Wenn wir uns diesen Sachverhalt einmal im inter-
nationalen Vergleich angucken, dann stellen wir fest, 
daß die Schweiz und Deutschland in dieser - ich 
würde sagen: idiotischen - Belastung der Produkti-
onsfaktoren zu Lasten von Arbeit bei gleichzeitiger 
Begünstigung des Kapitals an der Spitze liegen. 

(Paul K. Friedhoff [F.D.P.]: Was tun wir 
dagegen?) 

- Was tun wir dagegen? - Wir ändern hoffentlich das 
Steuersystem. 

(Zuruf von der F.D.P.: Sehr gut!) 

Es wird Sie vielleicht verblüffen, wenn ich sage, daß 
das nach meiner Ansicht sogar im amerikanischen 
Sinne geschehen sollte. Die Kapitalbesteuerung ist 
dort  wesentlich höher. Das heißt, daß das Thema ei-
ner Steuerreform, die wir dringend brauchen, unter 
dem Gesichtspunkt behandelt werden muß, was zu 
mehr Beschäftigung führt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Dieses Thema darf nicht unter dem Gesichtspunkt 
behandelt werden, wie wir Reichtum steigern. Eine 
Steuerreform, die Reichtumssteigerungen bewirkt, 
ohne die Verwendung des Reichtums für mehr Be-
schäftigung mit anzureizen, ist falsch. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Hierin liegt meine Hauptkritik an der Steuerre-
form, die Gott sei Dank gescheitert ist; 

(Gunnar Uldall [CDU/CSU]: Aha, jetzt 
kommt's raus!) 

denn sie hätte nur reichtumssteigernde Wirkungen 
bei gleichzeitiger Verringerung der Nachfrageeffekte 
erzielt. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Und Riesen

-

schulden!) 

Volkswirtschaftlich war die von Ihnen geplante Steu-
erreform falsch. Die Länder haben gut daran getan, 
zugunsten der Konjunktur und im Interesse der Be-
schäftigten in Ostdeutschland auf diese Steuerreform 
zu verzichten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter Sperling, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Rossmanith? 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Ja, Herr Rossmanith, 
wenn es denn sein muß. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das entscheiden 
Sie. 

Kurt J. Rossmanith (CDU/CSU): Herr Dr. Sperling, 
ich bemühe mich um eine kurze Frage. Herr Kollege, 
ist Ihnen vielleicht entgangen, daß die Spanne vom 
Eingangssteuersatz bis zum Höchststeuersatz mit der 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 236. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Mai 1998 	21721 

Kurt J. Rossmanith 

Steuerreform, die wir im Deutschen Bundestag mit 
den Stimmen der Koalition schon beschlossen hatten, 
insgesamt - sowohl was den unteren als auch was 
den oberen Grenzwert angeht - enger werden sollte? 

Dr. Dietrich Sperling (SPD): Nein, das ist mir gar 
nicht entgangen, Herr Rossmanith. Sie dürfen mich 
ja für beschränkt halten. Aber es wäre unzulässig zu 
vermuten, daß ich überhaupt nicht wahrnehmungs-
fähig sei. 

Vielleicht ist Ihnen entgangen, daß die Senkung 
dieses Eingangssteuersatzes für denjenigen, der we-
nig verdient und wenig Steuern zahlt, möglicher-
weise sogar keine Steuern zahlt, gar nichts bringt, 
während ein jeder, der viel verdient, von dieser Sen-
kung des Eingangssteuersatzes tatsächlich erhebli-
che Vorteile hat. Auch das ist nur eine Form von 
Reichtumsproduktion. Wenn man auf diesem Gebiet 
in diesem Sinne - ich hoffe, Sie können ihn nach-
empfinden - etwas zum Besseren verändern wollte, 
dann müßten Sie die Steuerreform anders anlegen. 

Mit der Beantwortung Ihrer Frage bin ich jetzt am 
Ende und versuche noch einmal, der Frage der Inve-
stitionen nachzugehen. Ich richte meinen Blick dabei 
insbesondere auf Herrn Friedhoff, weil uns eine 
Reihe von persönlichen Gesprächen verbindet. Wie, 
Herr Friedhoff, verfährt denn ein Unternehmer, wenn 
er neue Investitionen tätigen wi ll? - Zunächst einmal 
schaut er sich doch die Kosten der Produktionsfakto-
ren - Arbeit, Kapital und, sofern er Fläche in An-
spruch nimmt, Natur - an. Wenn er dies tut, dann 
stellt er fest: Siehe da, das Einstellen von Arbeitneh-
mern ist durch die Lohnkosten unglaublich hoch be-
lastet; die Löhne meiner Arbeitnehmer habe ich zu 
tragen, ihre Löhne sind meine Kosten. Arbeit ist also 
ein teurer Produktionsfaktor, und folglich werde ich 
versuchen, die Kosten durch möglichst viel Maschi-
nerie zu senken. Das heißt, wir haben durch das 
Steuersystem, das die Arbeitgeber und Unternehmer 
vielleicht noch zum Investieren verlocken könnte, 
von vornherein eine Grundhaltung produziert, die 
darauf aus ist, wenig Arbeitskräfte einzustellen und 
viel Maschinerie zu benutzen. 

Nun kann man über einen Zeitraum von 25 Jahren 
tatsächlich feststellen, daß die Kapitalmenge, die in-
vestiert werden muß, um überhaupt einen Arbeits-
platz zu schaffen, in Deutschland schneller als fast 
überall sonst auf der Welt gewachsen ist. Ich glaube, 
die einzige Ausnahme ist die Schweiz. Ansonsten ist 
die Kapitalintensität in anderen Ländern bei weitem 
nicht so gewachsen wie in Deutschland. Das heißt, 
wenn Unternehmer in Deutschland investiert haben, 
haben sie nicht beschäftigungswirksam in die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze, sondern in die intensive 
Nutzung von Maschinen investiert. Das führte dazu, 
daß bei uns die Produktivitätssteigerungen relativ 
hoch sind. Sie ahnen, Produktivitätssteigerungen 
sind nicht immer beschäftigungsfreundlich, sondern 
im Gegenteil, sie ersparen Beschäftigung. 

Das ist ganz anders in Ländern, deren Beschäfti-
gungswunder uns manchmal vorgehalten wird und 
in denen die Produktionsfaktoren Kapital, Arbeit und 
Natur in der Tat anders als in Deutschland belastet  

werden; dazu gehören auch die USA. Ich sage nicht, 
wir sollten alles nachmachen. Nur, es lohnt, darüber 
nachzudenken, ob ein Steuer- und Abgabensystem, 
das Arbeit so teuer und Kapital so billig macht, nicht 
den Prozeß herausfordert, den wir Substituierung 
von Arbeitskraft durch Kapital nennen. Dies fördert 
in der Tat die Arbeitslosigkeit. 

(Beifall bei der SPD - Walter Hirche [F.D.P.]: 
Aber Sie blenden die Tarifpolitik aus!) 

Das bedeutet, daß wir unter dem Gesichtspunkt 
„Investieren in Deutschland" das Steuer- und Abga-
bensystem viel gründlicher durchdenken müssen, als 
Sie es tun, wenn Sie sagen: Wir wollen auf jeden Fall 
die Steuerlastquote senken. Nein, die Frage lautet, 
welche Steuern gesenkt und welche gegebenenfalls 
sogar erhöht werden sollten. Erst das macht ein Pro-
jekt „Beschäftigungswirksame Steuerreform" aus. 
Dies hat - Herr Uldall, es freut mich, daß Sie nicken - 
ganz wesentlich damit zu tun, daß man dafür sorgt, 
daß sich die Investitionen von Unternehmern auf die 
Beschäftigung neuer Arbeitskräfte auswirken 

(Horst Friedrich [F.D.P.]: Deswegen Steuer

-

reform!)  

und nicht bloß den Reichtum derjenigen steigern, die 
als Aktionäre oder als Kreditgeber für diesen Investi-
tionsprozeß gesorgt haben. 

Investieren und Besteuern haben in der Tat sehr 
viel miteinander zu tun. Das gehört grundsätzlich an-
ders durchdacht, als dies in den vergangenen 16 Jah-
ren der Fall war. Wir werden uns daran orientieren 
müssen, ein in dieser Hinsicht anderes System der 
Besteuerung zu schaffen, das sehr viel mit der Ver-
ringerung der Belastung von Arbeitskosten zu tun 
hat, aber ruhig etwas mit der Belastung von Kapital 
zu tun haben darf. Es wird ausländische Investoren 
nicht abschrecken, wenn man an den Investitionen 
deshalb gut verdienen kann, weil das Produzierte ab-
setzbar ist. 

Das hat etwas mit Nachfrage zu tun. Wir müssen 
weg von einem angebotspolitischen Fundamentalis-
mus 

(Beifall bei der SPD) 

und einer Orthodoxie, die man nur noch bei der deut-
schen Regierung findet. Alle anderen europäischen 
Regierungen haben sich davon abgewendet. Wim 
Kok in den Niederlanden ist ein Beispiel dafür, wie 
auf jede Orthodoxie der einen oder der anderen A rt 

 verzichtet wird. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Stolzer Erfolg der 
Rechtsliberalen!) 

- Nein, es ist viel schlimmer. Wenn Sie sich die präzi-
sen Wahlergebnisse anschauten, würden Sie einen 
Schrecken bekommen. Die linke Wählerschaft hat in 
Holland noch mehr zugelegt als die in der Mitte. 
Gucken Sie sich das genau an. Dann finden Sie er-
staunliche Ergebnisse. 

Der Erfolg von Wim Kok ist auf einen pragmati-
schen Umgang mit den Instrumenten von Sozialpoli-
tik und Wirtschaftspolitik zurückzuführen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Genau!) 
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Dem Vorbild würde ich mich gerne anschließen. 

(Horst Friedrich [F.D.P.]: Lohnfortzahlun-
gen!) 

Ich würde sagen, dies hat auch etwas mit der anders-
artigen Besteuerung von Investitionen zu tun. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Die ganze Tarifpoli-
tik und das ganze Arbeitsrecht werden aus-

geblendet! Halbe Sache!) 

Nun noch einmal zum Mittelstand und zur Steuer-
reform. Sie wollten den Mittelstand erreichen. Dies 
ist auch nötig, denn im Mittelstand ereignet sich - 
wenn  überhaupt - ein potentielles Beschäftigungs-
wunder für Deutschland. Das sind nicht die Großun-
ternehmen. Der meiste Zuwachs an Beschäftigung ist 
in kleineren und mittleren Unternehmen erreichbar. 
Diese sind im Regelfall personalintensiver als die 
großen. Das hat zum Ergebnis, daß die Belastung von 
Arbeit für sie besonders teuer kommt. Will man Mit-
telständler zum Investieren verlocken, muß man die 
Kosten für die von ihnen beschäftigten Arbeitskräfte 
möglichst senken. 

Nun sagen Sie immer, das sei Sache der Tarifpart-
ner. Nein, bei einer Staatsquote von auch nur 48 Pro-
zent, die im wesentlichen, nämlich zu 68 Prozent, 
vom Faktor Arbeit getragen wird, ist dies auch Sache 
des belastenden Staates. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer die Staatsquote so finanziert, wie wir das hier 
getan haben und wie es aus Ihrer Sicht immer noch 
fraglos richtig zu sein scheint, erzielt keine Beschäfti-
gungseffekte und hat dann die Grausamkeiten im 
Sozialsystem zu verantworten, weil die Beitragszah-
ler schlicht fehlen. 

Deswegen, Herr Friedhoff, geht mein Appell an 
diejenigen - ich hoffe, nicht mehr an Sie, weil Sie, so 
sympathisch Sie persönlich sind, im nächsten Bun-
destag hoffentlich überflüssig geworden sind -, die 
dann die Opposition stellen werden. Denken Sie dar-
über nach! Führen Sie, wenn es denn geht, einen et-
was nützlicheren Wahlkampf, der über die tatsäch-
lich wirkenden Instrumente von Steuerpolitik auf-
klärt, 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Ich bin bereit! - Wei-
terer Zuruf der F.D.P.: Mit den Rezepten von 

vorgestern!) 

nicht aber einen Wahlkampf mit den Mutmaßungen 
dogmatischer Art , mit denen Sie uns hier ansonsten 
gerne belastet haben. Lassen Sie es sein, die anderen 
schlechtzureden! Auch wir werden uns dann bemü-
hen, das umgekehrt genauso zu machen. Noch ha-
ben Sie die Mehrheit, und der Klügere sollte nachge-
ben, in diesem Fall der Stärkere das Vorbild sein. 
Noch scheinen Sie Vorbildfunktion zu haben. Nutzen 
Sie sie! 

(Kurt J. Rossmanith [CDU/CSU]: Das wäre 
was für den Bundesrat gewesen!) 

Das wäre sehr dienlich, damit mehr Wohlstand in 
Deutschland entsteht. Den brauchen wir. Die Verket

-

tung von Reichtum und Wohlstand ist das Kernstück 

der Instrumente von Wirtschaftspolitik, die wir hier 
gescheiterweise diskutieren sollten. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter Dr. Sperling, ich habe erfahren, daß das eben Ihre 
letzte Rede im Bundestag war. 

(Dr. Dietrich Sperling [SPD]: Wer weiß, Frau 
Präsidentin?) 

- Das hat Ihr Geschäftsführer gesagt. 

(Dr. Dietrich Sperling [SPD]: Der weiß auch 
nicht alles!) 

Wenn es so sein sollte, möchte ich Ihnen doch ganz 
herzlich danken. Sie sind seit 1969 im Bundestag, 
also acht Legislaturperioden, und gehören damit zum 
Urgestein in unserem Parlament. Sie waren in Ihren 
Reden immer temperamentvoll und, wie wir heute 
gemerkt haben, engagiert bis zum Schluß. Ganz 
herzlichen Dank! 

(Beifall im ganzen Hause - Kurt J. Ross

-

manith [CDU/CSU]: Und sehr kollegial!) 

Ich erteile jetzt das Wort der Abgeordneten 
Dr. Gisela Babel, F.D.P.-Fraktion. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich fand vieles, Herr Sperling, 
was Sie ausgeführt haben, sehr interessant. Aber las-
sen Sie mich wenigstens den einen Satz dazu sagen: 
Eines haben Sie bei Ihrer Analyse völlig ausgeblen-
det, und das sollte man in Zukunft redlicherweise an-
ders handhaben. Wenn Sie davon reden, daß die Ar-
beit teuer ist und hoch belastet, wissen wir schon, 
daß der Staat seine Hand mit im Spiel hat. Aber wir 
wissen auch, daß es in der Verantwortung der Tarif-
partner liegt, Löhne zu vereinbaren, und daß auch 
von den Gewerkschaften Arbeitskosten hoch verein-
bart werden, ohne Rücksicht auf Produktivitätsfort-
schritte, wie wir in der Vergangenheit gesehen ha-
ben. Deswegen ist Ihr Bußepredigen vielleicht auch 
in diese Richtung angezeigt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Schwerpunkt meiner sehr kurzen Ausführungen 
werden mehr die arbeitsmarktpolitischen Ins tru-
mente sein, bei denen ich immer den Eindruck habe, 
daß die Opposition sie zum Kernstück der Bekämp-
fung von Arbeitslosigkeit machen will. Denn wenn 
Sie, Frau Beck, von Jugendarbeitslosigkeit und 
Langzeitarbeitslosigkeit sprechen, dann frage ich na-
türlich zurück: Was soll man denn machen? Darauf 
ist, soweit ich mich erinnere, von Ihnen nie ein ande-
rer Vorschlag gekommen als der, daß man den Ein-
satz der arbeitsmarktpolitischen Instrumente verstär-
ken soll, daß ihre Rücknahme oder Kürzung falsch 
sei und daß man damit den wesentlichen Ansatz-
punkt habe. 

Nun will ich zunächst einmal sagen: Wir haben für 
aktive Arbeitsmarktpolitik immerhin einen Betrag 
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von 40,8 Milliarden DM zur Verfügung gestellt. Das 
ist nun nicht ganz wenig. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Frau Dr. Babel, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Ich möchte erst noch zwei 
Sätze dazu sagen. - Wir haben unzweifelhaft auch 
immer gesehen, daß die arbeitsmarktpolitischen In-
strumente wie AB-Maßnahmen sowie Fortbildung 
und Umschulung eine wichtige sozial flankierende 
Funktion wahrnehmen müssen. Ich habe nie gesagt, 
daß wir darauf verzichten können. Aber Skepsis in 
der Hinsicht, daß dieser Einsatz das bringt, was Be-
kämpfung von Arbeitslosigkeit im Kern bedeuten 
muß, nämlich die Schaffung von neuen Arbeitsplät-
zen, und daß er den Strukturwandel verbessert, be-
schleunigt und in die richtige Richtung bringt, ist an-
gebracht. Daß sie das bringen, kann man von diesen 
arbeitsmarktpolitischen Instrumenten nämlich nicht 
behaupten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Bitte schön. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön, Frau 
Beck. Sie können jetzt Ihre Zwischenfrage stellen. 

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Liebe Frau Kollegin Babel, darf ich Sie darauf 
hinweisen, daß meine Kollegin Margareta Wolf zur 
selben Fraktion gehört wie ich und wir eine gewisse 
Aufteilung vorgenommen haben. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Wir auch!) 

Sie hat zu der Notwendigkeit der Wertschöpfung in 
der Ökonomie gesprochen. Das ist mir als Arbeits-
marktpolitikerin sehr wohl bekannt. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Dann sind wir uns viel-
leicht auch darüber einig, daß wir nicht auf Knopf-
druck Beschäftigung schaffen können. 

Man könnte allenfalls staatliche Beschäftigungs-
programme schaffen. Aus den Erfahrungen vergan-
gener Jahrzehnte wissen wir mittlerweile, daß das 
nur ein Strohfeuer ist. Ich halte es deswegen für 
wichtig, daß wir auch auf die Argumente eingehen, 
die gegen den Einsatz von Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen sprechen, und sie ernst nehmen. Das hat 
zum Beispiel der Präsident des Zentralverbandes des 
Deutschen Handwerks klargemacht - nachzulesen 
im „Handelsblatt" vom 6. Mai dieses Jahres -: „Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen führen zu Wettbe-
werbsverzerrungen. " Gerade in den neuen Ländern 
- das ist ja sehr bedauerlich -, wo uns - jedenfalls in 
großen Dimensionen - nicht sehr viel mehr möglich 
war als der Einsatz von Arbeitsmarktinstrumenten, 
ist diese Wettbewerbsverzerrung fühlbar. Deswegen 
mutet es geradezu gefährlich an, wenn die SPD am 
selben Tag - übrigens auch in derselben Zeitung - 
verkündet, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen müßten 
als Dauermaßnahmen in den neuen Bundesländern 

fest installiert werden. Das kann nicht funktionieren. 
Man kann nur immer wieder auf die Vorläufigkeit - 
etwas genauer ausgedrückt und etwas leiser ausge-
sprochen: auf die Hilflosigkeit - dieser Arbeitsmarkt-
instrumente hinweisen, weil sie nicht Arbeitsplätze 
schaffen, sondern nur eine Zwischenlösung sind, bis 
sich Strukturverbesserungen ergeben. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Kommen Sie 
bitte zum Schluß. Ihre Redezeit ist um. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Die Koalition ist ent-
schlossen, diesen Reformweg weiter zu beschreiten. 
Die heutigen Zahlen und auch die heutige Debatte 
zeigen, daß sich, wenn auch langsam, eine Besse-
rung abzeichnet. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile dem 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
Dr. Norbe rt  Blüm, das Wort . 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Frau Präsidentin! Auch ich möchte 
meinem vertrauten Kollegen Sperling einen Gruß 
zum Abschied nachrufen. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Er lebt noch!) 

- Zum Abschied aus dem Parlament. - Wir kennen 
uns seit vielen Jahrzehnten. Wir sind uns trotz unter-
schiedlicher Standpunkte in dem Ziel einig, für den 
Sozialstaat zu kämpfen. Ich habe an ihm immer die 
hohe Bereitschaft, dem anderen zuzuhören und im 
Dialog stärker zu werden, sowie seine Fairneß in Ver-
bindung mit engagierter Vertretung des eigenen 
Standpunktes geschätzt. Das will ich hier ausdrück-
lich zu Protokoll geben. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Herr Dreher, da Sie vorhin meine Frage nicht zuge-
lassen haben, will ich sie zu Beginn meiner Rede stel-
len. Erstens. Wie erklären Sie sich, daß Ihre Kollegin, 
Frau Ministerin Hildebrandt, gesagt hat, sie werde 
mit ABM-Mitteln zugeschüttet, wenn wir, wie Sie ge-
sagt haben, angeblich alles zerschlagen? Wie erklä-
ren Sie sich, daß das Land Brandenburg zwei Mo-
nate gebraucht hat, um die Kofinanzierung für ABM

-

Mittel sicherzustellen? Zwei Monate haben Sie verlo-
ren! Deswegen stelle ich fest: Sie sollten die Zeit bes-
ser dafür nutzen, die Mittel, die angeblich zuwenig 
sind, schneller an den Mann oder an die Frau zu 
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - Kurt J. Rossmanith 
[CDU/CSU]: Hochinteressant!) 

Zweitens. Wenn Sie schon davon sprechen, die 
ABM-Mittel würden kurz und klein geschlagen, 
dann sollten Sie mir auch noch erklären, wieso im 
letzten Jahr Lohnkostenzuschüsse in Höhe von 
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3,7 Milliarden DM nicht abgeholt wurden. Ich 
komme darauf noch einmal zurück. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Unglaub lich!  - 
Walter  Hirche [F.D.P.]: Es ist unfair, wenn 
Sie Herrn Dreher zu Frau Hildebrandt fra-

gen!) 

Heute ist festzuhalten: Der Wind hat sich gedreht. 
Es gibt keinen Gegenwind mehr für den Arbeits-
markt, sondern Rückenwind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ernst  Schwanhold [SPD]: Bei 4,5 Millionen 

Arbeitslosen!) 

Die Zahl der Arbeitslosen in Deutschland hat sich in 
diesem April um 202 700 außergewöhnlich stark ver-
ringert. „Das ist die stärkste Abnahme in einem April 
im wiedervereinigten Deutschland", so die Bundes-
anstalt für Arbeit. Im April der Vorjahre waren es 
nicht 200000 wie in 1998. Es waren von 1995 bis 1997 
im Durchschnitt 124 000. Wer das nicht für eine gute 
Nachricht hält, der ist ein Miesepeter. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Was schaust du 
mich da an?) 

- Er kann auch Ottmar heißen. Es kann auch eine 
Frau sein, Ursula heißen und beim DGB beschäftigt 
sein. Er bleibt trotzdem ein Miesepeter. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Eine Miesepetra!) 

Für die neuen Länder gibt das Statistische Bundes-
amt für Februar erstmals seit langem keinen Rück-
gang der saisonbereinigten Beschäftigung an. Im 
Westen gab es sogar eine Zunahme der Beschäfti-
gung. 

Ein weiterer Pluspunkt - ich will ihn in Erinnerung 
rufen - ist: Die Zahl der offenen Stellen ist emporge-
schnellt. Es gab 341 000 Angebote im April. Das sind 
26 Prozent mehr als vor einem Jahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es gab 314 000 Vermittlungen der Bundesanstalt. 
Das sind 10,6 Prozent mehr. Die Zunahme war in den 
neuen Ländern wesentlich stärker als in den alten 
Ländern. Die Kurzarbeit ist zurückgegangen. 

Ich interpretiere diese Zahlen nicht als einen 
Durchbruch und sage schon gar nicht - damit wir uns 
nicht mißverstehen -, das sei ein Grund zum Ausru-
hen. Ich sage nur: Der Wind hat sich gedreht. 

(Paul K. Friedhoff [F.D.P.]: Die Richtung 
stimmt!) 

- Die Richtung stimmt. - Die Gründe sind: Belebung 
der Konjunktur und Beitrag der Arbeitsmarktpolitik, 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Exportkonjunk-
tur!) 

allerdings nur mit einem Anteil von 15 Prozent. Das 
sage ich, damit Sie diese Zunahme nicht mit dem 
Aufschwung auf dem zweiten Arbeitsmarkt erklären. 

Siemens hat 10 000 Neueinstellungen angekün-
digt, Daimler Benz 5000, BMW 1000, Lufthansa 3500, 
Saab 3000, VW 3000, Commerzbank 1000, Aral 1000, 

Rewe 4500. Damit bekommen Sie zwar die 4 Millio-
nen Arbeitslosen nicht von der Straße, aber diese 
Zahlen sind ein Zeichen dafür, daß es nach einer 
Welle von Entlassungen, die ich so wie Sie bedaure, 
jetzt zu Einstellungen kommt. Das Handwerk hat 
Einstellungen angekündigt. Firmen - darüber ist 
heute morgen gesprochen worden - kehren aus dem 
Ausland zurück. 

Ich halte auch die Vereinigung von Daimler-Benz 
mit Chrysler für einen Pluspunkt für den Wirtschafts-
standort Deutschland. Im übrigen geschieht das nach 
dem deutschen Aktienrecht, also auch mit der Mitbe-
stimmung; sie hat sich nicht als Standortnachteil er-
wiesen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Sehr gut!) 

Kooperatives Management erkennt auch die Befrie-
dungsfunktionen der Mitbestimmung an. Ein Mitein-
ander ist mit Sicherheit nicht nur besser, sondern 
auch profitabler als ein Gegeneinander. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Ernst  Schwanhold [SPD]: Weiß das auch 

Frau Babel?) 

Die Reformen greifen, wenn auch - das gebe ich zu 
- mit großer Ungeduld meinerseits begleitet. Aber 
wenn ich sage, die Reformen greifen, muß ich auch 
erwähnen, daß manche noch gar nicht zur Wirkung 
gekommen sind. Beispielsweise bewirkt die Renten-
reform eine Entlastung des Rentenbeitrags erst zu ei-
nem späteren Zeitpunkt. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Das ist keine 
Reform! Das ist eine Kürzung! - Gegenruf 
der Abg. Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das ist 

keine Kürzung!) 

- Herr Schreiner, Sie reizen mich wirklich. Ihr Kanz-
lerkandidat kündigt an: Zurücknahme der Reformen 
und Senkung der Beiträge. Herr Schreiner, erklären 
Sie mir einmal, wie Sie das machen wollen, mit weni-
ger Geld mehr auszugeben! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Gisela Babel [F.D.P.]: Er hat Plus und 

Minus verwechselt!) 

Das klingt doch wie das Märchen vom Sterntaler: 
Gerhard Schröder in einem kurzen Hemdchen sam-
melt die Sterne auf und verwandelt sie in Gold. So 
können Sie Ihre Politik vertreten: Gerhard, der Ste rn

-talersammler. Das ist doch wirklich unter Niveau! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Heute morgen habe ich gelesen: Scharping kün-
digt an, die Zumutbarkeitsregeln müßten verschärft 
werden. Die Zumutbarkeitsregelung haben Sie, Herr 
Schreiner, an dieser Stelle als den Untergang des 
Abendlandes bezeichnet, als wir das AFG beschlos-
sen haben. Meinen Sie, Sie könnten uns für dumm 
verkaufen, Sie könnten hier mit Nein stimmen und 
draußen eine andere Meinung vertreten? Ich lasse 
mich nicht gerne auf den Arm nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Sie können nicht auf zwei Hochzeiten tanzen: 
Schröder marschiert zu den Unternehmern, kündigt 
die größten Entlastungen an, und Schreiner schreit 
hier herum, wir wären der Sozialstaatkiller. Sie müs-
sen sich schon entscheiden. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Schreiner 
schreit nie!) 

- Schreiner schreit nie. Gut, ich nehme meinen Satz 
zurück. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Immer diese Ver-
ballhornungen! - Wolf-Michael Catenhusen 
[SPD]: Wir sagen ja auch nicht Blümchen!) 

Der Arbeitsmarkt war ja auch das Thema auf dem 
europäischen Beschäftigungsgipfel. Herr Dreher, Sie 
sollten sich noch einmal Ihre Aussage, das, was wir 
zum Arbeitsmarkt vorgeschlagen haben, sei nur Pa-
pier, überlegen. Sechs Punkte, die wir für den Ar-
beitsmarkt vorschlagen - nach Gesprächen mit den 
Ländern; da müssen Sie Ihre Aussage korrigieren - 
sind das Ergebnis gemeinsamer Gespräche mit dem 
DGB, der DAG, der BDA und dem ZDH. Ich muß den 
DGB vor diesen Angriffen der SPD Brandenburg, 
man habe nur Papier produziert, ausdrücklich in 
Schutz nehmen. Sechs Punkte schlagen wir für den 
Arbeitsmarkt vor. Diese sind nicht - wie Frau Beck 
behauptet hat - vom SGB abgeschrieben. Ich komme 
gleich darauf zurück. 

Zunächst einmal komme ich zu den europäischen 
Vorgaben. Als Meßlatte war vorgegeben, 20 Prozent 
der Arbeitslosen durch aktive Arbeitsmarktpolitik zu 
unterstützen. Bei uns waren es im letzten Jahr 28 Pro-
zent. In diesem Jahr werden es noch mehr sein. 

Für die Arbeitsmarktpolitik sind 40 Milliarden DM 
vorgesehen. Die Hälfte davon ist für die neuen Län-
der. Herr Dreher, sagen Sie es in Brandenburg wei-
ter. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Wir verteilen die Arbeitsmarkthilfen im Verhältnis 
1:1, obwohl das Verhältnis der Arbeitslosenzahlen 
2 : 1 beträgt. Ich unterstütze diese Verteilung sehr; 
denn die Arbeitnehmer, Frauen wie Männer, haben 
es in Problemregionen ganz besonders schwer. 

Ich sehe hier einige meiner Kollegen: Ich möchte 
mich für das Engagement der Abgeordneten aus der 
Koalition für die neuen Länder ausdrücklich bedan-
ken. Sie waren Sprecher auch für diejenigen, die es 
ganz besonders schwer haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir unterstützen die ABM mit 600 Millionen DM 
für Sachkosten. 

(Marieluise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nachdem Sie die Projekt-
mittel über das SGB III vorher gekürzt 

haben!) 

- Das steht nicht im SGB. Diese 600 Millionen DM 
sind neu. Frau Beck, regen Sie sich nicht auf; das 
steht nicht im SGB. Es sind 600 Millionen DM zusätz-

lich. Herr Dreher, wenn das nichts ist, dann verzich-
ten Sie doch darauf. Dann tut es ja nicht weh. Es ist 
kein Verzicht, auf nichts zu verzichten. 600 Mil lionen 
DM für Sachkosten werden hier von Brandenburg zu 
nichts erklärt. 

1,4 Milliarden DM stammen von der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau. 

Meine Damen und Herren, richtig ist, daß wir die 
Arbeitslosigkeit mit diesen Arbeitsmarktmaßnahmen 
nicht beseitigen. Immerhin werden mit Hilfe dieser 
Maßnahmen 1,28 Millionen Arbeitnehmer vor Ar-
beitslosigkeit bewahrt . Das sind 120 000 mehr als im 
letzten Jahr. Darüber sollten Sie nicht einfach hin-
weggehen und es zum Papiertiger erklären. Das sind 
Hilfen für 120 000 Arbeitnehmer, die sonst arbeitslos 
wären. 

Wir stocken die Mittel - Frau Beck, auch das steht 
nicht im SGB - für schwer vermittelbare Jugendliche 
von 2,5 Milliarden DM auf 2,8 Milliarden DM auf. 
350 Millionen DM mehr gehen in die neuen Länder. 
Zählen Sie einmal zusammen, was Sie mit großer Ge-
ste zu nichts erklärt haben. 

Ich will  hinzufügen: 850 Millionen DM zahlen wir 
zum großen Teil, damit Jugendliche den Weg zum 
Hauptschulabschluß mit Hilfe der Bundesanstalt für 
Arbeit geebnet erhalten. Das halte ich für einen Of-
fenbarungseid der Schulpolitik der Länder. Ich will 
Bayern  und Baden-Württemberg ausdrücklich aus-
nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge
-

ordneten der F.D.P.) 

Daß solche Maßnahmen notwendig sind, ist ein Ar-
mutszeugnis für die Länder. 110 000 Jugendliche be-
nötigen Hilfe der Bundesanstalt, weil der normale 
Weg bei ihnen versagt. Das ist das Ergebnis einer 
ideologischen Politik, die die Hauptschule hat ver-
kümmern lassen, die sie zum Stiefmütterchen erklärt 
hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Wir unterstützen mit dem DGB, mit der DAG, mit 
den Handwerkern, mit der BDA ein Programm für 
noch nicht ausbildungsfähige Jugendliche, und zwar 
nach dem Modell - in Hamburg von uns unterstützt 

-„Qualifikation und Arbeit für Schulabgänger". Wir 
wollen sozialversicherte Praktikantenstellen. Es geht 
darum, Jugendlichen, die nicht ausbildungsfähig, 
manchmal vielleicht auch nicht ausbildungswillig 
sind, die Brücke in das Erwerbsleben zu bauen. Die 
Alternativen dazu sind Drogen oder Kriminalität. 
Dieses Programm wird von uns mit 40 Millionen DM 
unterstützt. 

Es ist kein Trost für uns - das wurde heute morgen 
schon gesagt -: Aber die Arbeitslosigkeit der deut-
schen Jugendlichen liegt bei 10,3 Prozent, während 
sie in Europa bei 20,9 Prozent, in Frankreich bei fast 
30 Prozent, in Spanien bei fast 40 Prozent liegt. 

Ich komme zum Langzeitarbeitslosenprogramm. 
Alles, was angeblich nichts ist, wird bis 2001 verlän-
gert. Ich habe gerade gehört, Sie wollen das a lles als 
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Wahlkampf abtun. Das Jahr 2001 liegt hinter dem 
27. September 1998. Wir machen keine Politik nur 
für 1998. Wir wollen denen helfen, die es ganz beson-
ders schwer haben. Ausgabenreste von fast 300 Mil-
lionen DM werden eingesetzt. Wir können damit zu-
sätzlich rund 25 000 Langzeitarbeitslosen helfen. 

Ich komme zur Kooperation zwischen Sozialhilfe 
und Arbeitsverwaltung. Auch die Vermittlung wird 
unterstützt. Das Arbeitsamt zahlt für die Vermittlung 
schwer Vermittelbarer durch Dritte, beispielsweise 
Sozialämter, eine Prämie. 

Die Existenzgründung wird insofern unterstützt, 
als ein Überbrückungsgeld für Arbeitslose gezahlt 
wird, die sich selbständig machen wollen, weil sich 
herausgestellt hat, daß es ein großes Hemmnis ist, 
aus dem sozialen Schutz herauszutreten, sich selb-
ständig zu machen, dann nach kurzer Zeit zu schei-
tern und mit nichts dazustehen. 

Es ist ein höchst erfolgreiches Programm. 169 000 
waren es in den letzten zwei Jahren, dieses Jahr sol-
len es 100 000 sein, die gefördert werden. 83 Prozent 
waren auch nach einem Jahr noch selbständig. 

Ein anderer Aspekt ist die Weiterbildung im Betrieb. 
Greifen Sie dies nicht an, sonst muß ich den DGB 
schützen. Alle diese Maßnahmen werden zusammen 
mit dem DGB durchgeführt, zum Beispiel die Weiter-
bildung im Betrieb auch für Ungelernte. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Von allein wärt 
ihr da nicht draufgekommen!) 

- Ist es gut oder nicht? Ist es nur Papier, wie Herr Dre-
her gesagt hat? Ist es nichts, wie Sie heute den gan-
zen Morgen erklären? Sind es sechs konkrete 
Punkte, die Sie unterstützen oder nicht? 

Ich sehe auch am Ende dieser Woche, daß uns Eu-
ropa hilft, auch auf dem Arbeitsmarkt. Ich habe den 
Anfang der Woche noch in Erinnerung. In 30 Jahren 
- da bin ich sicher - wird niemand mehr wissen, wer 
der erste Präsident der Europäischen Zentralbank 
war. Wir werden auch nicht wissen, wie lange er am-
tiert hat. Aber man wird wissen, daß am 2. Mai 1998 
ein neuer Zeitabschnitt für Europa begonnen hat. 

Geld - ganz t rivial - überwindet Grenzen. Das ist 
mir lieber, als 1000 Jahre Erfahrung mit Grenzüber-
windung durch Gewehre, Panzer und Waffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch sehe ich, daß Europa eine soziale Funktion 
hat. Europa ist eine Stabilitätsgemeinschaft. Wir hat-
ten Anfang der 80er Jahre 13 Prozent Inflation in Eu-
ropa. Im letzten Jahr haben wir 1,6 Prozent Inflation 
mit sinkender Tendenz gehabt. In Deutschland be-
trägt sie 1,2 Prozent. Wir hatten einmal 7 Prozent In-
flation im Jahre 1973/74. Fragen Sie einmal, wer da-
mals regiert hat. 

7 Prozent Inflation bedeuten 126 Milliarden DM 
Kaufkraftverlust, die den kleinen Leuten aus den 
Portemonnaie geholt wurden. 1 Prozent Lohnsteige-
rung  bedeuten übrigens nur 10 Milliarden DM. Das 
ist ganz leicht erklärbar. Beim Preis besteht Stabilität 
zwischen brutto und netto. Bei der Lohnsteigerung 
liegen zwischen brutto und netto die Abgaben. 

Um 7 Prozent Preissteigerung auszugleichen, brau-
chen Sie eine Lohnerhöhung von 12 Prozent. Ich 
sage - auch Theo Waigel verdient meinen Dank und 
Anerkennung -, daß wir eine soziale Politik betrie-
ben haben, und zwar eine ganz geräuschlose und 
stille; denn die Inflation ist der Taschendieb der klei-
nen Leute. 

Ich fasse meinen Beitrag, Frau Präsidentin, meine 
Damen und Herren, zusammen: 

Erstens. Der Wind hat sich gedreht. Er kommt als 
Rückenwind auf den Arbeitsmarkt. Wir sind noch 
lange nicht am Ziel. 

Zweitens. Die Reformen greifen. Wir helfen, und 
zwar handfest, Jugendlichen und Langzeitarbeitslo-
sen mit einem neuen Programm in Übereinstimmung 
mit den Sozialpartnern. 

Drittens. Europa ist auch eine arbeitsmarktpoliti-
sche Chance. 

Viertens. Die Stabilität ist ein großer sozialer Erfolg 
ohne viele Worte, Paragraphen und Gesetze. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat der 
Abgeordnete Ottmar Schreiner, SPD-Fraktion. 

Ottmar Schreiner (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Beim Kollegen Blüm war 
wieder eine ordentliche Po rtion Demagogie im Spiel. 

(Dr. Norbert  Blüm [CDU/CSU]: Fakten!) 

- Es ist richtig, daß die Arbeitsämter zur Zeit mehr 
Geld zur Verfügung haben, als dies noch im vorigen 
Jahr der Fall war. Es ist aber auch richtig, daß am 
27. September in diesem Jahr Bundestagswahlen 
sind und daß die Beschlüsse der Bundesregierung 
eindeutig wahlkampftaktische Gründe haben. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Sie haben, Herr Blüm, in den letzten Jahren die Be-
dingungen für eine aktive Arbeitsmarktförderung so 
verschlechtert, daß wir allein in Ostdeutschland in-
nerhalb eines Jahres auf Grund dieser verschlechter-
ten Bedingungen der aktiven Arbeitsmarktinstru-
mente über 200 000 Arbeitslose mehr als vorher zu 
beklagen hatten. Jetzt machen Sie wieder das ge-
naue Gegenteil, nämlich zickzack. Es sind Wahlen. 
Sie haben ganz schlechte Karten. 

(Dr. Norbe rt  Blüm [CDU/CSU]: Arbeits

-

platzschaffung! Sollen wir das wegen der 
Wahlen seinlassen?) 

Ihre Beschäftigungsbilanz ist verheerend. Jetzt 
pumpen Sie kurzfristig aus wahltaktischen Gründen 
wieder Geld in die aktiven Arbeitsmarktinstrumente 
hinein. 

So ist doch die Lage. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Dr. Norbert  Blüm [CDU/ 
CSU]: Wir sollen das also nicht machen?) 
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- Fragen Sie doch die Fachleute der Bundesanstalt 
für Arbeit! In den letzten Jahren sind in großem Um-
fang Trägerstrukturen zusammengebrochen, weil 
Hunderttausende Menschen weniger durch die In-
strumente des aktiven Arbeitsmarkts beschäftigt 
worden sind. Sie können doch nicht über Nacht diese 
weggebrochenen Trägerstrukturen wieder aufbauen. 
Das bedarf einer gewissen Zeit. Deshalb lautete die 
Kritik der Bundesanstalt an der Bundesregierung im-
mer: Diese Stop-and-go-Politik macht eine vernünf-
tige, auf lange Sicht ausgerichtete Arbeitsmarktpoli-
tik völlig unmöglich. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Sie sind der Held dieser Stop-and-go-Politik. Sie 
erschweren die Arbeitsbedingungen der Arbeits-
ämter in einem nicht mehr nachvollziehbaren Maße. 
Und dann stellen Sie sich hierher und heucheln in Ih-
ren Reden, wie Sie es eben getan haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Herr Minister, das paßt wirklich nicht zusammen. 

(Dr. Norbe rt  Blüm [CDU/CSU]: Aber Sie 
machen im Moment keinen Wahlkampf, 

nicht?) 

- Nein, ich versuche, mich auf die Fakten zu konzen-
trieren. 

Sie haben gemeinsam mit der F.D.P. in Anlehnung 
an den Beitrag des Kollegen Sperling als Ziel formu-
liert , den Gesamtsozialversicherungssatz auf unter 
40 Prozent zu drücken. Wir haben hier immer wieder 
gesagt: Dabei finden Sie uns an Ihrer Seite. 

Der Gesamtsozialversicherungssatz liegt inzwi-
schen bei weit über 40 Prozent. Das heißt: Wenn es 
beim Kostenfaktor Arbeit Probleme gibt, dann hängt 
das doch damit zusammen, daß die Regierung dem 
Faktor Arbeit Finanzierungsprobleme an den Hals 
gebunden hat, mit denen er überhaupt nichts zu tun 
hat. Das ist der Grund. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wir finanzieren so beispielsweise die deutsche Ein-
heit. Ich habe zu denen gehört, die von Anfang an 
und immer wieder Solidarität mit den Menschen in 
Ostdeutschland eingefordert haben. 

(Abg. Dr. Norbe rt  Blüm [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter Schreiner - - 

Ottmar Schreiner (SPD): Ich möchte den Satz noch 
zu Ende führen, damit er weiß, was er fragen so ll . 

Mir hat aber bis zur Stunde niemand erklärt, 
warum wir seit dem Frühjahr 1991, möglicherweise 
auf Grund der Wahlkampflüge des Bundeskanzlers 

von 1990- „Im Westen wird niemand auf etwas ver-
zichten müssen" war der zentrale Inhalt -, 

(Beifall der Abg. Ingrid Matthäus-Maier 
[SPD]) 

die größeren Lasten der deutschen Einheit über mas-
siv gestiegene Lohnnebenkosten, sprich: Sozialversi-
cherungsbeiträge, zahlen. Dadurch haben Sie den 
Faktor Arbeit belastet. Der Grund war nicht die 
Lohnentwicklung, die von den Gewerkschaften 
durchgesetzt worden ist. Wir hatten 1997 einen nied-
rigeren Reallohn als 1990. Das hängt wesentlich mit 
den zusätzlichen Belastungen zusammen, die der 
Faktor Arbeit über die Mehrheit in diesem Hause er-
fahren hat. 

Bitte schön. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das waren jetzt 
doch mehrere Sätze. - Bitte schön, Herr Bundesmi-
nister. 

Dr. Norbe rt  Blüm (CDU/CSU): Herr Schreiner, ist 
Ihnen bekannt, daß der größere Teil der Verschie-
bung der Finanzierung von sozialen Ausgaben von 
der Steuer zu den Beiträgen von 1973 bis heute in 
der Zeit zwischen 1973 und 1980 stattgefunden hat? 
Es ist eine Verschiebung, von der ich genauso wie 
Sie glaube, daß man ihr entgegensteuern muß. Des-
halb haben wir gemeinsam die Entlastung des Bun-
deszuschusses durch eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer beschlossen. Ist Ihnen bekannt, daß der grö-
ßere Teil der Verschiebung in den sieben soziallibe-
ralen Jahren erfolgt ist? 

Ottmar Schreiner (SPD): Man müßte zunächst ein-
mal die F.D.P. zu Rate ziehen, wie sie die Frage be-
antworten würde. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Selbst wenn es so wäre, machte das die Sache 
nicht besser. Sie sind doch damals angetreten, um al-
les besser zu machen. 

(Dr. Norbert  Blüm [CDU/CSU]: Wir haben 
es ja auch besser gemacht!) 

- Das sehe ich ja. Der Arbeitnehmer und die Arbeit-
nehmerin verzichten auf 42 Prozent ihres Bruttoein-
kommens; denn so hoch ist der Gesamtsozialversi-
cherungssatz. 

(Dr. Norbert  Blüm [CDU/CSU]: Deswegen 
brauchen wir eine Reform!) 

- Ja, ja. - Diese dramatische Höhe hat er unter dem 
Bundesarbeitsminister Blüm erreicht. 

(Dr. Norbert  Blüm [CDU/CSU]: Deshalb 
wollen Sie draufsatteln?) 

Alle Ihre Zielvorgaben, ihn wieder unter 40 Prozent 
zu drücken, sind in den letzten Jahren ins genaue 
Gegenteil verkehrt worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
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Sie haben zuallerletzt Grund, sich über diesen Zu-
stand zu beschweren. Sie sind zentral ursächlich und 
verantwortlich für diese Entwicklung, Herr Bundes-
arbeitsminister. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Nun zum nächsten Punkt. Hier sind regelrechte 
Hurrareden auf die Entwicklung des Arbeitsmarktes 
in diesem Jahr gehalten worden. Sehen wir uns das 
Ganze etwas ruhiger an: Der Bundeswirtschaftsmi-
nister hat davon gesprochen, daß wir in diesem Jahr 
mit einer gesamtwirtschaftlichen Wachstumsrate von 
etwa 2,5 bis 3 Prozent zu rechnen haben. Wenn diese 
Prognose zutrifft, haben wir in diesem Jahr nicht 
mehr Beschäftigung, sondern weniger. 

(Konrad Gilges [SPD]: Ja!) 

Die Beschäftigungsschwelle des Wachstums liegt in 
Deutschland bei knapp 3 Prozent. Und die Progno-
sen, die ich bisher vom DIW in Berlin und anderen 
gehört habe, sprechen auch für das Jahr 1998 im 
Schnitt, gemessen am Jahr 1997, von einem weiteren 
Anstieg der Arbeitslosigkeit. Es gibt also überhaupt 
nicht den geringsten Anlaß für Hurrarufe. 

Wenn man eine Bilanz der beschäftigungspoliti-
schen Arbeit dieser Bundesregierung zieht, so muß 
man feststellen, Herr Bundesarbeitsminister, daß die 
Bundesrepublik Deutschland innerhalb der Europäi-
schen Union das einzige Land ist, in dem die Arbeits-
losigkeit in den letzten Jahren von Jahr zu Jahr ange-
stiegen ist. Der Anstieg von Arbeitslosigkeit ist keine 
Naturgesetzlichkeit. Die anderen Länder haben ge-
zeigt, daß man Arbeitslosigkeit sehr wohl in deutli-
chen Schritten zurückführen kann. Die Holländer 
sind bei unter 5 Prozent, die Dänen sind von vormals 
13 Prozent bei unter 7 Prozent angelangt. Nur in 
Deutschland ist sie von Jahr zu Jahr angestiegen. 
Also muß etwas mit den Rezepten nicht stimmen, die 
hier von der Bundesregierung angewandt worden 
sind. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Klar ist: Kohl 
muß weg!) 

Damit bin ich bei den Rezepten: Wenn Sie jemals 
eine Konzeption zur Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit gehabt hatten, dann waren es die berühmten 
50 Punkte des Jahres 1996, also im wesentlichen Ab-
bau von sozialen Schutzrechten der Arbeitnehmer-
schaft, Verschlechterung der sozialen Leistungen 
usw. Das war im Kern Ihr neoliberales Beschäfti-
gungskonzept aus dem Jahr 1996. 

(Paul K. Friedhoff [F.D.P.]: Wie in Holland!) 

Dieses Beschäftigungskonzept allerdings ist jämmer-
lich gescheitert. Kein anderes Land in Europa hat 
eine derart  rigide neoliberale Angebotspolitik ge-
macht wie die Bundesrepublik Deutschland. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Das Vereinigte 
Königreich würde ich mir einmal anguk-

ken!)  

Sie haben damit die Beschäftigung in Deutschland 
an die Wand gefahren. 

Nun möchte ich Ihnen als Beispiel etwas aus dem 
„Handelsblatt" zitieren; es ist ja nun wahrlich nicht 
verdächtig, sozialdemokratisches Gedankengut zu 
verbreiten. 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Kampfpostille!) 

Da heißt es am 3. April dieses Jahres unter der Über-
schrift „Lockerung des Kündigungsschutzes hat den 
Arbeitsmarkt nicht beflügelt": 

Einstellungsbarrieren bei kleinen Bet rieben 
wollte der Gesetzgeber 1996 durch die Locke-
rung des Kündigungsschutzes beseitigen. Der er-
hoffte Beschäftigungszuwachs blieb vor allem 
wegen der schwachen Binnennachfrage aus. 

Das war immer unser Argument hier im Hause: Die 
Binnennachfrage ist zu schwach; wir müssen dazu 
beitragen, daß die Kaufkraft der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer und ihrer Fami lien gestärkt wird. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Steuerreform!) 

- Das ist ein zentrales Projekt jeder großen Steuerre-
form. Das haben wir in diesem Hause immer wieder 
vorgetragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt sehen wir uns durch das „Handelsblatt" aus-
drücklich bestätigt. 

Im „Handelsblatt" heißt es weiter: 

Mit einer Milchmädchenrechnung untermauerte 
die Bundesregierung auch 1996 die gegen den 
Widerstand der Gewerkschaften durchgesetzte 
Lockerung des Kündigungsschutzes. 500 000 Ar-
beitsplätze sollten allein im Handwerk dadurch 
entstehen, daß der Geltungsbereich des Kündi-
gungsschutzgesetzes drastisch eingeschränkt 
wurde. 

Ein paar Zeilen weiter heißt es: 

Die 500 000 neuen Jobs im Handwerk jedenfalls 
hat es nicht gegeben. Statt dessen gingen 1996 
und 1997 rund 135 000 Arbeitsplätze do rt  zusätz-
lich verloren. 

Das ist die Bilanz, jetzt aus dem „Handelsblatt" zi-
tiert. 

Von daher kann ich jetzt resümieren: Eine ökono-
misch-soziale Politik, die ausschließlich auf den Ab-
bau sozialer Schutzrechte und auf weitere drastische 
Einschnitte in die sozialen Netze gesetzt hat, hat die 
Beschäftigung in Deutschland nicht nur nicht geför-
dert, sondern ihrerseits eine wesentliche Ursache für 
die hohe Arbeitslosigkeit geschaffen. Das ist die Bi-
lanz Ihrer Regierungsarbeit in dieser Legislaturperi-
ode. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Was Sie sagen, ist 
ökonomisch Unsinn!) 

- Nein. Herr Rexrodt hat eben auch den IG-Metall

-

Vorsitzenden Zwickel wegen seiner Überlegungen 
zur 32-Stunden-Woche kritisiert. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Recht hat er!) 
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- Seien Sie vorsichtig! Ich habe das Jahr 1985 sehr 
genau im Kopf. Damals hat die IG Metall den Ein-
stieg in die 35-Stunden-Woche vorgeschlagen. Die 
Antwort des Bundeskanzlers war: „töricht, absurd 
und dumm" . Heute kann Ihnen jeder, der bis drei 
zählen kann, vorrechnen, 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Aber Kohl 
kann nicht bis drei zählen!) 

daß wir in Deutschland zusätzliche 1,5 Millionen Ar-
beitslose hätten, wenn  es nicht zu den Arbeitszeitver-
kürzungen seit 1985 gekommen wäre. 

(Zurufe der Abg. Walter Hirche [F.D.P.] und 
Paul K. Friedhoff [F.D.P.]) 

- Das kann Ihnen jeder vorrechnen. Als Regierung 
wäre ich angesichts der Erfahrungen der letzten 
zehn Jahre außerordentlich zurückhaltend, wenn es 
darum geht, gewerkschaftliche Überlegungen im Be-
reich der Arbeitsumverteilung kritisch zu bewe rten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe die Beschäftigungsschwelle des Wachs-
tums genannt; sie liegt bei knapp 3 Prozent. Wir lie-
gen damit weit über den Beschäftigungsschwellen 
der anderen europäischen Länder. Sie können die 
Beschäftigungsschwelle in Deutschland entweder 
durch eine andere Arbeitszeitpolitik, durch Arbeits-
zeitverkürzungen und die Bereitstellng von mehr 
Teilzeitarbeitsplätzen, durch Zurückdrängung der 
sozialversicherungsfreien Minibeschäftigungsver-
hältnisse, die dramatisch zugenommen haben, oder 
auf der anderen Seite durch ein vermehrtes Angebot 
von personenbezogenen Dienstleistungen absenken, 
die sich einer Steigerung der Arbeitsproduktivität 
aus der Natur ihrer Tätigkeit heraus entziehen. Das 
sind die beiden denkbaren Strategien zur Absen-
kung der Beschäftigungsschwelle. Keiner der beiden 
Strategien bedienen Sie sich. Im Gegenteil, Sie reden 
gegen beide Strategien an. 

(Beifall bei der SPD) 

Mein letzter Punkt sind die europäischen Beschäf-
tigungsleitlinien. Die Regierung hat einen nationa-
len Aktionsplan vorgelegt, der - ich würde nicht von 
einem Papiertiger reden, sondern in diesem Punkt 
die Aussage des Kollegen Dreher zuspitzen - ein 
„Papiertigerchen" ist. 

(Bundesminister Dr. Norbe rt  Blüm: Da muß 
ich den DGB aber in Schutz nehmen!) 

- Der DGB hat sich - wie ich das gesehen habe - öf-
fentlich sehr wohl kritisch zu dem, was Sie präsen-
tiert haben, geäußert. 

Als oberstes Primat der Leitlinie, die auf dem Be-
schäftigungsgipfel in Luxemburg verabschiedet 
wurde, ist die Selbstverpflichtung der Regierungen 
der Mitgliedsländer anzusehen, innerhalb einer be-
stimmten Zeit dafür zu sorgen, daß jeder junge 
Mensch - ob Mann oder Frau - einen Ausbildungs-
oder Arbeitsplatz erhält. Das ist eine, wie ich finde, 
sehr ambitionierte Selbstverpflichtung. Das kommt 
nicht ganz von ungefähr. Wenn in Europa 5 Millionen 
Menschen unter 25 Jahren keinen Arbeitsplatz ha-
ben, wenn sie vom Zentrum gesellschaftlicher Aktivi-

täten ausgegrenzt werden, dann darf man sich nicht 
wundern, wenn der europäische Einigungsgedanke 
Schaden nimmt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Also bietet es sich geradezu an, der jungen Genera-
tion ein neues europäisches Identifikationsprojekt zu 
geben, das lauten könnte: Wir, die europäischen Län-
der, trauen uns zu, mit dem Krebsgeschwür der Ju-
gendarbeitslosigkeit fertig zu werden. Das ist der In-
halt der in Luxemburg verabschiedeten Leitlinie. 

Herr Minister, es gibt in Deutschland 700 000 junge 
Leute unter 25 Jahren, die ausweislich der Untersu-
chungen des Instituts für Arbeitsmarkt und Berufsfor-
schung der Nürnberger Bundesanstalt weder einen 
Ausbildungsplatz noch einen Arbeitsplatz haben. 
Das sind knapp 18 Prozent der entsprechenden Jahr-
gänge. Also  fast jeder fünfte junge Mensch in 
Deutschland hat weder einen Ausbildungsplatz noch 
einen Arbeitsplatz. Das sind die neuen Zahlen. Das 
sind dramatische Entwicklungen. 

Die Analysen der Wahl in Sachsen-Anhalt haben 
jedenfalls ein Ergebnis gehabt: Der typische Wähler 
der rechtsradikalen Deutschen Volksunion verfügt in 
der Regel über drei Att ribute: jung, männlich, ar-
beitslos. Damit bewahrheiten sich alle Analysen der 
Vergangenheit, die besagten: Soziale Ausgrenzung 
ist der Anfang von Armut; Armut ist immer auch die 
Mutter oder der Vater von Gewalt; soziale Ausgren-
zung bedeutet rechtsradikale Gefahren. Die 6 Millio-
nen Arbeitslosen des Deutschen Reiches von 1932 
waren der soziale Anfang vom politischen Ende der 
Weimarer Republik. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vor diesem Hintergrund muß ich sagen, daß Sie in 
der Tat ein Papiertigerchen anbieten. Sagen Sie uns, 
mit welchen Maßnahmen Sie in welcher Zeit wie 
viele hunderttausend junge Leute in Deutschland 
aus der Arbeitslosigkeit herausführen wollen. Das 
werden Sie nicht können, weil Sie es in Ihrem natio-
nalen Aktionsprogramm nicht formuliert haben. Das 
ist die zentrale Schwäche dessen, was Sie uns hier 
vorgelegt haben. 

Ich habe zu denen gehört, die in den letzten Jahren 
das Bemühen der Bundesregierung, die Stabilitäts-
kriterien von Maast richt einzuhalten, verfolgt haben. 
Anfang der 90er Jahre hieß es: Die Stabilitätskrite-
rien sind sehr ambitioniert. Die meisten Länder wer-
den sie möglicherweise gar nicht einhalten können. 
Die Schlußbilanz hat gezeigt: Alle Länder haben sie 
eingehalten. Nun stellt sich für einen Sozialpolitiker 
- nicht nur für einen sozialdemokratischen - die 
Frage, ob nicht die großen Anstrengungen, die in Eu-
ropa im Bereich des Geldes hinsichtlich der Stabili-
tätskriterien möglich gewesen sind, auch für arbeits-
lose junge Menschen möglich sind. 
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eine Zwischenfrage, Herr Abgeordneter? 

(Ernst Schwanhold [SPD]: Herr Hirche 
kennt davon nichts! Ottmar, tu uns das 

nicht an!) 

Ottmar Schreiner (SPD): Wir machen das noch; 
dann haben wir es hinter uns. Bitte schön, Herr Kol-
lege. 

(Heiterkeit bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der PDS - Paul K. F ried-
hoff [F.D.P.]: Wollen Sie dann aufhören?) 

Walter Hirche (F.D.P.): Herr Kollege Schreiner, ich 
bedanke mich zunächst für Ihre Großzügigkeit. - Sie 
haben ja auf Europa abgehoben und haben dann das 
Thema Wochenarbeitszeit angesprochen. Wie erklä-
ren Sie sich eigentlich das Phänomen, daß in allen 
anderen europäischen Staaten die Wochenarbeitszeit 
länger als in Deutschland ist und daß in all diesen 
Staaten zugleich die Arbeitslosigkeit geringer ist? 
Gibt es denn überhaupt den Zusammenhang, den 
Sie so monokausal herstellen wollen? 

Ottmar Schreiner (SPD): Der Zusammenhang, den 
Sie suggerieren wollen, ist ebenso falsch wie der Zu-
sammenhang, der von einem Ihrer Parteikollegen vor 
wenigen Tagen in bezug auf die Urlaubsregelung 
hergestellt worden ist. Er hatte gewissermaßen f or-
muliert: Weniger Urlaub gleich mehr Beschäftigung. 
Wenn dieser Grundzusammenhang richtig wäre, hät-
ten wir in den letzten Jahren in Deutschland eine von 
Jahr zu Jahr steigende Beschäftigung haben müssen. 
Denn die Arbeitskosten sind gesunken. 

Im übrigen geht die Arbeitszeit genauso wie die 
Urlaubsregelung in die Lohnstückkosten ein. Heute 
morgen ist einleitend vom Kollegen Uldall vorgetra-
gen worden, daß wir das einzige Land in Europa 
seien, in dem in den letzten Jahren die Lohnstückko-
sten gesenkt worden sind - im Gegensatz zu allen 
anderen Ländern. Deshalb stellt sich natürlich die 
rhetorische Gegenfrage: Was will uns der Meister 
lehren? 

(Paul K. Friedhoff [F.D.P.]: Deswegen wird 
der Arbeitsmarkt ja besser! Das ist doch 

wohl klar!) 

Nochmals: In den letzten Jahren hatten wir gesun-
kene Lohnstückkosten und steigende Arbeitslosig-
keit. In allen anderen Ländern Europas war es umge-
kehrt. Das drückten die Zahlen des Kollegen Uldall 
heute morgen aus. Insoweit sollten Sie in sich gehen 
und versuchen, darüber noch einmal nachzudenken. 

Ich will zum Schluß kommen und sagen: Eine 
Selbstverpflichtung der europäischen Mitgliedslän-
der, allen jungen Menschen wieder eine Lebens- und 
Arbeitsperspektive zu geben, wäre das mindeste, 
was man im weiteren Prozeß des europäischen Zu-
sammenwachsens erwarten kann. Die Bundesregie-
rung erweckt in der Tat zu Recht den Eindruck, daß 

für sie das Geld wichtiger ist als die Menschen. Die 
Menschen werden Ihnen das verübeln. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Karl-Josef Laumann, CDU/CSU-Frak-
tion. 

Karl-Josef Laumann (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, daß zunächst einmal alle hier im Hause froh 
sein sollten, daß in den letzten vier Wochen 200 000 
Menschen in Deutschland einen sozialversicherungs-
pflichtigen Job gefunden haben. Das ist doch eine 
gute Sache. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auf diesem Weg müssen wir einfach weitergehen. 
Der Streit geht sicherlich darum, was wir verstärkend 
tun können, damit es auf diesem Weg noch schneller 
vorangeht. Meine Besorgnis ist - ich verfolge das hier 
seit acht Jahren -, daß zwischen dem, was allgemein 
bei der Opposition geredet wird, und Ihrem Verhal-
ten, das Sie in den letzten acht Jahren in Abstimmun-
gen gezeigt haben, ganz große Unterschiede liegen. 

Wir haben 1993 hier im Deutschen Bundestag ein 
Arbeitszeitgesetz verabschiedet. Ich war bei diesem 
Gesetz damals Berichterstatter für die CDU/CSU-
Fraktion. Wir haben uns damals entschieden, unter 
bestimmten Voraussetzungen eine leichte Öffnung 
der Sonntagsarbeit vorzunehmen. Vor allen Dingen 
hatten wir dabei die Textilindustrie im Kopf, in der 
wir hochkapitalisierte Arbeitsplätze haben, in der es 
Maschinenlaufzeiten von 144 Stunden in der Woche 
gibt. 

Damals - ich habe es nicht vergessen - hat Ottmar 
Schreiner in der Debatte wegen dieser leichten Öff-
nung der Sonntagsarbeit gesagt, der KAB-Mann 
Laumann sei ein „Sonntagsschänder". Stellen Sie 
sich einmal vor, wir wären damals der SPD gefolgt. 
Wir hätten heute in Deutschland keine Textilindu-
strie mehr. Wir hätten heute in Deutschland keine 
Reifenindustrie mehr. Heute ist es so, daß selbst die 
Sozialdemokraten durch die Lande laufen und sagen, 
das, was damals beschlossen wurde, sei in Ordnung 
und sei ein Beispiel für die Flexibilisierung der Ar-
beitsmarktpolitik. Gerade Herr Clement in Nord-
rhein-Westfalen betreibt das ja in einer besonderen 
Schärfe. 

Ich nenne ein weiteres Beispiel. Da wird von Ott

-

mar Schreiner, auch in seiner heutigen Rede, der An-
stieg der Lohnnebenkosten beklagt. Natürlich: Wie-
dervereinigung. Im nachhinein könnte man sagen - 
das gebe ich zu -, daß das eine oder andere vielleicht 
zu sehr über Sozialversicherungen finanziert worden 
ist. Wenn man das allerdings beim Thema Rente dis-
kutiert, muß man schon sehen, daß auch alle jungen 
Leute in Ostdeutschland in unsere Rentenversiche-
rung einzahlen 

(Dr. Dietrich Sperling [SPD]: Falls sie arbei

-

ten!) 
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und daß wir ein Umlagesystem haben. Sie aber ha-
ben die hohen Lohnnebenkosten beklagt. Wir sind 
bei jedem Schritt, den wir in den letzten acht Jahren 
- solange ich hier bin - gegangen sind, wo wir umge-
schichtet haben, wo wir auch eingespart haben, auf 
euren energischen Widerstand gestoßen. 

Ich nenne einmal ein Beispiel. Wir haben uns ent-
schieden, zu sagen: Wir müssen Zuzahlungen bei 
den Krankenkassen erhöhen, um Krankenkassenbei-
träge zu stabilisieren und langfristig zu senken. Wir 
haben gesagt, daß Alleinstehende in Westdeutsch-
land mit einer Rente unter 1 736 DM und Verheira-
tete mit einer Rente unter 2 387 DM überhaupt nichts 
zuzahlen müssen. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Was sagen Sie 
denn zur Positivliste?) 

Im Osten sind die Grenzen bei 1 456 DM für Allein-
stehende und 2 002 DM für Verheiratete. Man hat 
also - aus meiner Sicht sozialpolitisch richtigerweise 
- dafür gesorgt, daß arme Leute, Leute mit einer klei-
nen Rente, einer Witwenrente nicht zuzahlen müs-
sen. Die anderen müssen zuzahlen. Wir sehen doch 
jetzt, daß wir zum erstenmal in Deutschland erleben, 
daß die Ausgaben für Arzneimittel bei den gesetzli-
chen Krankenkassen zurückgehen. Das hat damit zu 
tun. 

In diesem Jahr werden gesetzliche Krankenkassen 
zum erstenmal die Beitragssätze senken können. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Wegen 
der Selbstbeteiligung; das ist doch völlig 

klar!) 

Und dann lese ich in Ihrem Warenhauskatalog, den 
Sie für den 27. September anbieten, daß man auch 
die Erhöhung der Zuzahlungen, die dies ermöglicht, 
wieder rückgängig machen will. 

Dann sind da die Überlegungen zur Rente. Sie wis-
sen doch genau so gut wie ich, daß die Lebenserwar-
tung steigt; es ist etwas Schönes, daß die Menschen 
heute länger leben. Sie wissen genau so gut wie ich, 
daß im Jahre 2022 fast jeder Dritte über 65 ist. Dazu 
schreiben Sie in Ihrem Wahlprogramm, darauf mit ei-
ner demographischen Formel zu reagieren sei 
Quatsch; das bräuchten wir nicht. 

Darauf will ich hinaus: Wenn Sie am 27. September 
die Wahlen gewinnen sollten, werden Sie, wenn Sie 
Ihr Wahlprogramm ernst nehmen, schon in den er-
sten Wochen Ihrer Regierungstätigkeit eine Erhö-
hung der Lohnnebenkosten herbeiführen. 

(Beifall des Abg. Dr. Peter Ramsauer [CDU/ 
CSU] - Widerspruch bei der SPD) 

Sie werden damit erreichen, daß Arbeit teurer wird, 
daß Schwarzarbeit zunimmt. Sie werden erleben, 
daß dann der positive Arbeitsmarkteffekt, den wir 
jetzt haben, wieder in sich zusammenfällt. 

Letzter Punkt. Der große Unterschied in der Philo-
sophie der Sozialpolitik, die wir in der Union machen, 
und der, die Sie machen, besteht da rin, daß wir uns 
entschieden haben, nach bestem Wissen und Gewis-
sen eine Politik unter dem Motto „Sozial ist, was Be-

schäftigung schafft" zu machen, während Sie das 
nicht akzeptieren wollen. 

Ich will das an einem letzten Beispiel deutlich ma-
chen. Ich lese im Wahlprogramm der SPD, man wolle 
das Kindergeld um 30 DM erhöhen. Das kostet 
5,5 Milliarden DM. 

(Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Nein, das 
kostet 4,5 Milliarden DM!) 

- Oder 4,5 Milliarden DM. - Sie schreiben nirgends, 
woher Sie das Geld nehmen wollen. Nun weiß ich 
wirklich, Frau Matthäus-Maier, daß es viele Familien 
mit Kindern gibt, die das Geld gut brauchen können. 
Ich würde auch mancher Familie diese Finanzspritze 
sehr gerne gönnen. Aber in der Abwägung bin ich 
der Meinung, wir sollten die Spielräume in den näch-
sten Jahren nutzen, um Steuern zu senken und Bei-
träge zu senken. Denn das Verteilungsproblem dreht 
sich nicht um die Frage, ob die Familien, wo Mann 
und Frau arbeiten, 30 DM mehr Kindergeld bekom-
men. Vielmehr muß ich mich jetzt um Familien küm-
mern, wo Vater oder Mutter oder, noch schlimmer, 
beide arbeitslos sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist, finde ich, jetzt das sozialpolitisch Wichtige. 

Es ist meine Auffassung, daß wir deswegen im 
konsumtiven Bereich zur Zeit leider nichts Neues 
machen können. Ich bin froh, wenn ich die Dinge 
halten kann, wie sie sind, und vielleicht in den be-
stehenden Haushalten Umschichtungen vornehmen 
kann, um zielgenauer vorzugehen. Eigentlich müs-
sen wir entlasten - für mehr Investitionen, für mehr 
Arbeitsplätze auf dem ersten Arbeitsmarkt. Über 
diese Grundsatzfrage werden wir im Wahlkampf mit-
einander streiten. Es geht nicht nach dem Motto, der 
eine sei sozialer als der andere. Vielmehr kommt es 
jetzt sehr darauf an, dafür zu sorgen, daß die Men-
schen, die in unserem Land Arbeit suchen, auch ei-
nen Arbeitsplatz finden. 

(Abg. Heinz Schemken [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Karl-Josef Laumann (CDU/CSU): Nein, wir ma-
chen jetzt keine Zwischenfrage mehr. Ich weiß, daß 
viele ihre Züge erreichen müssen. 

Ich glaube, daß wir uns da als Union gut sehen las-
sen können. Denn Sie wissen genau so gut wie ich, 
daß die Probleme nicht über einen Sozialstaat zu lö-
sen sind, sondern nur dadurch, daß man dafür sorgt, 
daß die Menschen auskömmliche Arbeit im eigenen 
Land finden, damit sie den Unterhalt ihrer Familien 
selber in die Hand nehmen können. Das ist Ziel un-
serer Politik. 

(Beifall des Abg. E rich G. Fritz [CDU/CSU]) 

Ich bin sehr damit zufrieden, daß in dieser Woche 
zum erstenmal 200 000 Menschen mehr Arbeit gefun-
den haben, darunter wahrscheinlich viele Väter und 
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Mütter von kleinen Kindern. Davon geht ein gutes 
Signal aus. Ich hoffe sehr, daß es im Mai, im Juni, im 
Juli, im August und im September so weitergeht. 
Dann sprechen wir uns im Oktober hier wieder. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Ich erteile das 
Wort  zu einer Kurzintervention der Abgeordneten 
Frau Ingrid Matthäus-Maier, SPD. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Laumann, Sie 
haben mich in bezug auf die SPD-Forderung nach ei-
ner Anhebung des Kindergeldes für das erste und 
das zweite Kind von 220 auf 250 DM angesprochen. 
Sie haben gesagt, wichtiger als eine Kindergelderhö-
hung sei eine Steuersenkung. 

Ich möchte erstens klarstellen: Die Anhebung des 
Kindergeldes ist technisch - so ist das in Deutschland 
- eine Steuerentlastung für die Fami lien mit Kindern. 
Bei uns werden etwa 95 Prozent der Familien mit 
Kindern über das Kindergeld und etwa 5 Prozent 
über den Kinderfreibetrag entlastet. Das ist also 
keine willkürliche Sozialleistung. Wer in Deutsch-
land die Familien mit Kindern steuerlich entlasten 
will, muß dies durch die Anhebung des Kindergeldes 
tun. 

Zweitens. Sie sagen, wichtiger als das Kindergeld 
sei für die Eltern, daß sie Arbeit haben. Eben hat Ott-
mar Schreiner aus dem „Handelsblatt" vorgelesen, 
das weiß Gott keine SPD-Postille ist. Darin steht, daß 
ein entscheidendes Problem in Deutschland die hei-
mische Nachfrage sei. Der Expo rt  boomt, bei den In-
vestitionen geht es auch. Das Hauptproblem ist, daß 
wir eine zu geringe Nachfrage haben. 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Dann 
machen wir doch die Steuerreform!) 

Aber wenn ich den Familien mit Kindern Geld in die 
Hand gebe, können sie einkaufen. Diese haben noch 
sehr viele Bedürfnisse, die sie heute nicht stillen kön-
nen, weil sie kein Geld in der Hand haben. Deswe-
gen ist dies auch gut für die Schaffung von Arbeits-
plätzen. 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Bitte schön, zur 
Antwort, Herr Abgeordneter Laumann. 

Karl-Josef Laumann (CDU/CSU): An Ihrer Inter-
vention wird noch einmal der große Gedankenunter-
schied zwischen uns und Ihnen deutlich. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Rich-
tig! Gott sei Dank!) 

In der Beurteilung, daß viele Familien mit Kindern 
das Geld gut brauchen können, sind wir uns einig. 
Ich bin aber der Meinung, daß die größte soziale Un-
gerechtigkeit darin liegt, daß es zum einen Familien 
gibt, die es Gott sei Dank geschafft haben, in der un-
ter Umständen sogar Vater und Mutter Arbeit haben, 
die damit ein gutes Einkommen erzielen und sich ei-
nen relativ hohen Lebensstandard erlauben können,  

und zum anderen Familien, die wenig oder kein Ein-
kommen haben, weil ein oder beide Elternteile ar-
beitslos sind. Wenn ich einer solchen Familie helfen 
will, brauche ich einen Menschen in Deutschland  - 
den  nennt man Unternehmer -, der einen Arbeits-
platz schafft, damit diese Fami lie ein Einkommen er-
zielt. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Dafür braucht 
er Nachfrage!) 

- Dafür braucht er Nachfrage, aber in einer expo rt
-orientierten Wirtschaft auch Rahmenbedingungen, 

damit diese Nachfrage nicht nur durch ausländische 
Produkte befriedigt wird, sondern auch durch Pro-
dukte, die hier bei uns in Deutschland hergestellt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ist 

kein Widerspruch!) 

Darüber können wir gerne streiten. Der Punkt ist 
nicht das Kindergeld. Das hält auch unsere Fraktion 
- auch ich - für wünschenswert. Das werden wir 
auch in einigen Jahren machen. Aber jetzt müssen 
wir erst die Probleme auf dem Arbeitsmarkt lösen. 
Wenn wir den wieder richtig am Dampfen haben - 
hier wird sich jetzt etwas tun -, werden sich die ande-
ren Probleme viel leichter lösen lassen. Glauben Sie 
es mir! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: 15 Jahre 

die falschen Rezepte!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Der Abgeord-
nete Gerhard Schulz (Leipzig) hat darum gebeten, 
seinen Redebeitrag zu Protokoll geben zu dürfen. *) 
Sind Sie damit einverstanden? - Dann ist das in Ord-
nung, und wir können so verfahren. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft zu dem 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. zu 
Investitionen in Deutschland, Drucksache 13/10182. 
Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 
13/8047 in der Ausschußfassung anzunehmen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Wer stimmt 
dagegen? - Wer enthält sich? - Dann ist die Be-
schlußempfehlung mit den Stimmen von CDU/CSU, 
F.D.P. und SPD gegen die Stimmen von PDS bei Ent-
haltung von Bündnis 90/Die Grünen angenommen. 

Interfraktionell ist vereinbart, den beschäftigungs-
politischen Aktionsplan der Bundesrepublik 
Deutschland auf Drucksache 13/10510 an die in der 
Tagesordnung genannten Ausschüsse zu überwei-
sen. Die Federführung ist jedoch strittig. Die Fraktio-
nen der CDU/CSU und F.D.P. wünschen Federfüh-
rung beim Ausschuß für Wirtschaft, die Fraktion der 
SPD wünscht Federführung beim Ausschuß für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union. 

Ich bitte diejenigen, die dem Überweisungsvor-
schlag der Fraktion der SPD - Federführung beim 
Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen 

') Anlage 2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 236. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Mai 1998 	21733 

Vizepräsidentin Michaela Geiger 

Union - zustimmen wollen, um das Handzeichen. 
Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Dann ist der 
Überweisungsvorschlag der SPD mit den Stimmen 
der Koalition gegen die Stimmen der Opposition ab-
gelehnt. 

Wer stimmt für den Überweisungsvorschlag der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P.? - Gegenprobe! 
- Enthaltungen? - Dann ist der Überweisungsvor-
schlag mit den Stimmen der Koalition bei Enthaltung 
des übrigen Hauses angenommen. 

Damit liegt die Federführung beim Ausschuß für 
Wirtschaft. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen auf Drucksache 13/10616 soll an diesel-
ben Ausschüsse überwiesen werden. Sind Sie damit 
einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ist auch diese 
Überweisung beschlossen. 

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 18a und 
18b auf: 

a) - Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines Zerle-
gungsgesetzes (ZerlG) 
- Drucksache 13/10152 - 

(Erste Beratung 227. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung und Ergänzung des Kraft-
fahrzeugsteuergesetzes (Kraftfahrzeugsteu-
eränderungs- und -ergänzungsgesetz 1997 
- KraftStÄndErgG 1997) 
- Drucksache 13/10151 - 

(Erste Beratung 227. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10636 -

Berichterstattung: 
Abgeordnete Heinz-Georg Seiffert 
Detlev von Larcher 
Christine Scheel 
Gisela Frick 
Dr. Uwe-Jens Rössel 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Datenermittlung für den Vertei-
lungsschlüssel des Gemeindeanteils am Um-
satzsteueraufkommen 
- Drucksache 13/10343 - 

(Erste Beratung 230. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10635 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Heinz-Georg Seifert 
 Volker Kröning 

Christine Scheel 
Gisela Frick 
Dr. Uwe-Jens Rössel 

Es wurde vereinbart, die Redebeiträge hierzu zu 
Protokoll zu geben. *) Sind Sie damit einverstanden? 
- Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen, und wir kommen zur Abstimmung über 
die vom Bundesrat eingebrachten Entwürfe zur Än-
derung und Ergänzung des Kraftfahrzeugsteuerge-
setzes und eines Zerlegungsgesetzes. Das sind die 
Drucksachen 13/10151 und 13/10152. 

Der Finanzausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/ 
10636, die Gesetzentwürfe zusammenzuführen und 
unter der Überschrift „Entwurf eines Gesetzes zur 
Neuordnung des Zerlegungsrechts und zur Ände-
rung des Kraftfahrzeugsteuerrechts" in der Aus-
schußfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf in der Ausschußfassung zustim-
men wollen, um das Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Der Gesetzentwurf ist damit in zwei-
ter Beratung mit den Stimmen der Koalition gegen 
die Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und bei 
Enthaltung von SPD und PDS angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Somit 
ist der Gesetzentwurf mit dem gleichen Stimmenver-
hältnis wie zuvor angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Datenermittlung für den Verteilungsschlüssel des 
Gemeindeanteils am Umsatzsteueraufkommen, 
Drucksache 13/10343. 

Der Finanzausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/ 
10635, den Gesetzentwurf unter der Bezeichnung 
„Entwurf eines Gesetzes zur Datenermittlung für den 
Verteilungsschlüssel des Gemeindeanteils am Um-
satzsteueraufkommen und zur Änderung steuerli-
cher Vorschriften" in der Ausschußfassung anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschußfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Da-
mit ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung mit 
den Stimmen des gesamten Hauses angenommen. 

Dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Damit 
ist der Gesetzentwurf mit den Stimmen des gesamten 
Hauses angenommen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 21 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Wolfgang Börnsen (Bönstrup), Ul rich 
Adam, Dietrich Austermann, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der CDU/CSU so-
wie der Abgeordneten Paul K. Friedhoff, Jür-
gen Koppelin, Dr. Rainer Ortleb, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der F.D.P. 

Wirtschaftliche Entwicklung des Ostseeraumes 
- Drucksachen 13/8674, 13/10140 - 

') Anlage 3 
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Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Gruppe 
der PDS vor. 

Es wurde vereinbart, die Redebeiträge hierzu zu 
Protokoll zu geben. *) Sind Sie damit einverstanden? 
- Das ist der Fall. Dann können wir so verfahren. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Gruppe der PDS auf Drucksache 
13/10660. Wer stimmt für diesen Entschließungsan-
trag? - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - 

*) Anlage 4 

Damit ist der Entschließungsantrag mit den Stimmen 
der Koalition und der SPD bei Enthaltung der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen und gegen die Stimmen 
der PDS abgelehnt. 

Damit, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind wir 
am Schluß der heutigen Tagesordnung angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 27. Mai 1998, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.24 Uhr) 
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Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) entschuldigt bis 
einschließlich 

Altmann (Aurich), Gila BÜNDNIS 8.5.98 
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90/DIE 
GRÜNEN 

Hiller (Lübeck), Reinhold SPD 8.5.98 

Dr. Hoyer, Werner F.D.P. 8.5.98 

Jacoby, Peter CDU/CSU 8.5.98 

Janssen, Jann-Peter SPD 8.5.98 
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Keller, Peter CDU/CSU 8.5.98 * 
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Matschie, Christoph SPD 8.5.98 
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Dr. Probst, Albert CDU/CSU 8.5.98 * * 
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Zu Protokoll gegebene Rede 
zu Tagesordnungspunkt 17 

(a - Antrag: Investieren in Deutschland, 
b - Beschäftigungspolitischer Aktionsplan 

der Bundesrepublik Deutschland 
- April 1998-) 

Gerhard Schulz (Leipzig) (CDU/CSU): Ich möchte 
mich auf „Investieren in Ostdeutschland" beschrän-
ken. Gehen wir zurück in das Jahr 1990, dem Jahr der 
Wiedervereinigung: Die Ostmark wurde durch die 
D-Mark ersetzt. Die Kaufkraft der Bevölkerung östlich 
der Elbe stieg rapide an, doch davon profitierte nicht 
das ostdeutsche Gewerbe. Die gestiegene Kaufkraft 
floß in den Westen ab, weil überwiegend westdeutsche 
Produkte gekauft wurden. 1992 brach die Sowjetunion 
zusammen, und der osteuropäische Markt ging für die 
ostdeutschen Betriebe verloren. Die Folge war: in 
Osteuropa keine Absatzmärkte, in Westeuropa nicht 
konkurrenzfähig. Das führte allein im verarbeitenden 
Gewerbe zu einem Rückgang von zwei Dritteln der 
industriellen Produktion. Das Ergebnis kennen wir 
alle: ein immenser Beschäftigungsabbau. 

Das ist ein praktisches Beispiel: Die Stärkung der 
Massenkaufkraft gleich zu Beginn der Wiederver-
einigung durch den Währungsumtausch und die Sta-
bilisierung dieser Massenkaufkraft durch die soziale 
Absicherung der von Arbeitslosigkeit betroffenen 
Menschen hat nicht zur Schaffung von Arbeitsplät-
zen geführt. Die Entwicklung der Wi rtschaft und des 
Arbeitsmarktes in Ostdeutschland belegt eindeutig: 
Nachfrageorientierte Wirtschaft ist nicht geeignet, 
Beschäftigungszuwachs herbeizuführen. 

Neben der notwendigen sozialen Absicherung der 
Menschen hat die Bundesregierung wirtschaftspoli-
tisch auf eine breite Investitionsförderung gesetzt, sie 
hat eine angebotsorientierte Wi rtschaftspolitik be-
trieben. 

Daß wir noch nicht am Ziel sind, hat seine Ursa-
chen darin, daß die Umstrukturierung der Ostwirt-
schaft, das Entwickeln neuer marktfähiger Produkte 
und die Eroberung der Märkte lange dauert - länger 
als erwartet, aber wir kommen voran. Das zeigen die 
vom Abbruch des Baubooms überdeckten zweistel-
ligen Steigerungsraten im verarbeitenden Gewerbe. 

Gründe für diese Steigerungsraten sind zum Bei-
spiel: die Sonderabschreibungen und Investitions-
zulagen, die mit einem Bundesanteil von 28 Mil-
liarden DM bis Ende 1997 Investitionen in neue Be-
triebs- und Mietwohngebäude, in neue Maschinen-
parks und Eigenheime in einer Höhe von 510 Milliar-
den DM angeschoben haben - ich wiederhole: 510 
Milliarden DM! Das ist mehr als das 18fache! 

Durch die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsförderung werden 
Großbetriebe mit bis zu 35 %, kleine und mittlere Be-
triebe mit bis zu 50 % der Investitionskosten geför-
dert. Bund und Länder stellten bis Ende 1997 insge-
samt 63 Milliarden DM an GA-Mitteln zur Verfügung, 
davon 38 Milliarden DM für Projekte in der gewerb-
lichen Wirtschaft und 25 Mil liarden DM in der wirt-

schaftsnahen Infrastruktur. Diese 63 Milliarden DM 
indizierten ein Investitionsvolumen in Höhe von 
220 Milliarden DM, das ist fast das Dreieinhalbfache. 
Damit konnten 535 000 Arbeitsplätze gesichert und 
596 000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden. 

Die Förderbanken, namentlich die MW und die 
DtA, gaben zinsgünstige Kredite für die Förderung 
von Existenzgründungen, für die Förderung des Mit-
telstandes, von Betriebsbeteiligungen, von Wohn-
raum- und Plattenbaumodernisierung und den Auf-
bau der Infrastruktur. So erteilte die KfW bis 1997 
Kreditzusagen in Höhe von 121 Milliarden DM. Da-
von konnten 65 000 Unternehmen profitieren, und 
es wurden 2,5 Millionen Arbeitsplätze geschaffen 
oder gesichert. 3,3 Millionen Wohnungen, darunter 
800000 Plattenbauten - das sind 40 Prozent des Ge-
samtbestandes -, wurden modernisiert und 80 000 
neue Wohnungen gebaut. 

Es gibt keinen Wohnraummangel mehr - ein Ziel, 
das die SED jahrelang propagierte, aber nie er-
reichte, nie erreichen konnte! Darüber hinaus wur-
den 4 000 Infrastrukturprojekte, überwiegend in der 
Abwasserreinigung und im Wasserbau, unterstützt. 
Die DtA bewilligte von 1990 bis 1997 in 357 000 Fäl-
len Existenzgründungsmittel in Höhe von rund 
47 Milliarden DM. Diese Mittel wurden für Investitio-
nen in die Betriebe verwendet und schufen insge-
samt 590 000 Arbeitsplätze. 

Wir haben innerhalb von acht Jahren den Struktur-
wandel von einer sozialistischen Monowirtschaft in 
eine stark mittelständisch geprägte Marktwirtschaft 
vollzogen. Wir sind noch lange nicht am Ende unse-
res Ziels, aber wir sind auf dem richtigen Weg. 

Und auch die Arbeitslosigkeit in den neuen Län-
dern muß differenzie rt  betrachtet werden, um nicht 
die falschen Schlüsse zu ziehen. Bezogen auf alle 
zivilen Erwerbspersonen liegt die Arbeitslosenquote 
in den neuen Ländern jetzt bei 19,4 Prozent. Das ist 
vollkommen unakzeptabel, da sind wir uns alle einig. 
Aber beim genauen Hinschauen stellt man fest, daß 
die Arbeitslosenquote in den Städten Dresden und 
Leipzig erheblich unter dem ostdeutschen Durch-
schnitt liegt. In Leipzig betrug sie, bezogen auf alle 
zivilen Erwerbspersonen, rund 16,5 Prozent, in Dres-
den 15,2 Prozent. 

Damit hier kein falscher Eindruck entsteht: Auch 
das ist viel zuviel. Aber wenn man die Gründe für 
diese positive Abweichung analysiert, stellt man fest, 
daß diese beiden Städte sich auszeichnen erstens 
durch einen überdurchschnittlichen Anteil von Exi-
stenzgründungen und Ansiedlungen von Zukunfts-
branchen und zweitens durch eine überdurchschnitt-
lich hohe Investitionstätigkeit. 

Die gezielte Ansiedlung von sogenannten Schlüs-
selbranchen - in Dresden die Chipindustrie und 
Mikroelektronik, in Leipzig die Medien und Dienst-
leistungen - setzt Impulse für viele kleine und mitt-
lere Unternehmen. Alleine im Bezirk der Hand-
werkskammer Leipzig hat sich deshalb der Betriebs-
bestand von 1989 bis heute um über 4 000 Bet riebe 
erhöht. Diese Betriebe haben über 100 000 neue 
Arbeitsplätze geschaffen. Auch das muß man zur 
Kenntnis nehmen. 
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Diese Entwicklung belegt: Nur Investitionen schaf-
fen neue Arbeitsplätze, nur wenn in Bet riebe in-
vestiert wird, die vor Ort produzieren, entstehen lang-
fristig sichere Beschäftigungsverhältnisse. Nicht den 
Leuten Geld in die Hand zu geben, damit sie sich bil-
lige Produkte aus Fernost kaufen, schafft Arbeits-
plätze. Die Förderung von Investitionen ist der rich-
tige Weg zur mehr Wachstum und Beschäftigung. 

Was müssen wir in der Zukunft tun, damit der rich-
tige Weg auch zum Ziel führt? Erstens: Wir brauchen 
schnellstens die große Steuerreform. Sie ist gerade 
für Investitionen in Ostdeutschland immens wichtig. 
So hervorragend die verbesserte Ostförderung ab 
1999 ist, jedes Unternehmen, das sich beim Aufbau 
seiner Produktionsstandorte europaweit orientiert - 
und das wird nach der Einführung des Euro noch 
mehr geschehen als jetzt -, wird eine andauernd 
niedrigere Gewinnbesteuerung dem Einmaleffekt 
einer Investitionszulage immer vorziehen. 

Zweitens: Notwendig ist eine verstärkte Forschungs- 
und Innovationsförderung zur Entwicklung neuer Pro-
dukte und Technologien in den neuen Ländern. 

Drittens: Es muß verstärkt Absatz- und Exportför-
derung betrieben werden. Nur bei genügend Absatz 
macht eine Produktion Sinn. Bei beiden Punkten, 
Forschung und Exportförderung, muß verstärkt Geld 
in die Hand genommen werden. Das ist aber erst vor-
handen, wenn die große Steuerreform erfolgreich 
abgeschlossen wurde. 

Viertens: Beibehaltung der aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik. Die Finanzierung von Arbeit statt Arbeitslosigkeit, 
die in Form der produktiven Lohnkostenzuschüsse be-
reits letztes Jahr deutliche Erfolge aufweisen konnte 
und auch in diesem Jahr zur Entlastung des Arbeits-
marktes beitragen wird, muß fortgesetzt werden. 

Nur Investitionen schaffen Arbeitsplätze, nur der 
Aufbau von Produktion in den neuen Ländern wird 
den Arbeitsmarkt do rt  auch entlasten. In diesem 
Sinne müssen und werden wir unsere Investitionsför-
derpolitik fortsetzen und sie mit einer Umsetzung der 
großen Steuerreform unterstützen. Wir könnten da 
schon sehr viel weiter sein, wenn die Sozialdemokra-
ten die bereits im Bundestag beschlossene Reform im 
Bundesrat nicht blockiert hätten. 

Die SPD blockiert aus reinem Machtkalkül und 
Parteiegoismus Wachstum und Beschäftigung in den 
neuen Ländern. Den Menschen in den neuen Län-
dern ist damit wenig geholfen. 

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 18 

(Entwurf eines Zerlegungsgesetzes, 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 

Ergänzung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes) 

Heinz-Georg Seiffert (CDU/CSU): In der heutigen 
Debatte beschäftigen wir uns mit dem Zerlegungsge-
setz und dem Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz. 

Wir haben diese Gesetzentwürfe zusammengefaßt, 
weil beide vom Bundesrat kommen. Außerdem bera-
ten wir den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
Datenermittlung für die zukünftige Umsatzsteuerver-
teilung. Beide Gesetzentwürfe berühren den sensi-
blen Bereich der Steuersystematik und den schwieri-
gen Ausgleich zwischen Steuervereinfachung und 
-entlastung einerseits und den Steuererwartungen 
der öffentlichen Hand andererseits. Daher ist diese 
Debatte notwendig und sinnvoll. 

Ich will mit dem Verteilungsgesetz zur Umsatz-
steuer beginnen: Hier ist die Ausgangslage eindeu-
tig: wir haben die arbeitsplatzschädliche Gewerbe-
kapitalsteuer abgeschafft - also müssen wir den Ge-
meinden auch den versprochenen Anteil in Höhe von 
2,2 Prozent an der Umsatzsteuer geben. Dafür brau-
chen wir verläßliche Daten für den Verteilungs-
schlüssel - und die haben wir bisher nicht. Nach dem 
Gesetzentwurf der Bundesregierung soll es einen 
endgültigen, fortschreibungsfähigen Verteilungs-
schlüssel ab dem Jahre 2003 geben. Damit werden 
natürlich auch Regelungen für die Übergangsjahre 
zwischen 2000 und 2002 nötig. Um Schlüsselmerk-
male definieren und Daten bestimmen zu können, 
müssen das Gemeindefinanzreformgesetz und das 
Steuerstatistikgesetz angepaßt werden. 

Problematisch in den Beratungen war, daß von der 
Gewerbesteuer befreite oder unter dem Freibetrag 
von 48 000 DM liegende Betriebe nicht statistisch er-
faßt und miteinbezogen wurden. Dies schien aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung vertretbar. 

Der Bundesrat hat dies allerdings zum Anlaß ge-
nommen, zu fordern, als Korrek tiv zu den übrigen 
Schlüsselmerkmalen die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten in den Verteilerschlüssel 
aufzunehmen. Die Bundesregierung und auch die 
Mehrheit des .Finanzausschusses stimmen diesem 
Wunsch des Bundesrates zu, obwohl so die Beschäf-
tigten am Ort dann praktisch doppelt im Verteilungs-
schlüssel erfaßt sind: zum einen über die Löhne und 
Gehälter und jetzt außerdem über die Beschäftigten-
zahl. Das kann man akzeptieren, weil ohnehin erst 
die Modellberechnungen, die notwendig für die end-
gültige Entscheidung über den Verteilungsschlüssel 
sind, zeigen werden, wie wir zu sachgerechten 
Lösungen kommen. 

Wir stimmen diesem Gesetz zur Datenermittlung 
für die Umsatzsteuerverteilung also zu. 

In dieser verbundenen Debatte ist weiterhin das 
Zerlegungs- und Kraftfahrzeugsteueränderungsge-
setz unser Thema. 

Die Änderung des Zerlegungsgesetzes wurde not-
wendig, weil es im wesentlichen aus dem Jahr 1951 
stammt. Weder sind darin bisher die Änderungen der 
Abgabenordnung 1977 enthalten, noch sind die Aus-
wirkungen des Körperschaftsteuer-Anrechnungsver-
fahrens seit 1977 auf die Bagatellgrenze des Zerle-
gungsgesetzes berücksichtigt. Dies kann zu irregulä-
ren Ergebnissen bei der Zerlegung führen und be-
darf daher einer Änderung. Im Endeffekt handelt es 
sich also vornehmlich um eine Angleichung der tech-
nischen Abwicklung an seit Jahren praktizierte Vor- 



21738* 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 236. Sitzung. Bonn, Freitag, den 8. Mai 1998 

gänge. Deshalb will ich das Thema nicht weiter ver-
tiefen. 

Von wesentlich größerer Bedeutung und Brisanz ist 
das Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz. Durch die 
Kraftfahrzeugsteuerreform wurden zum 25. 4. 1997 
bis dahin zulassungsfreie Fahrzeuge, die sowohl ein 
amtliches Kennzeichen als auch eine Betriebserlaub-
nis haben müssen, steuerpflichtig. Betroffen sind 
selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit einer bauart-
bedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 
20 km/h bzw. Arbeitsmaschinen als Anhänger mit 
einer Höchstgeschwindigkeit von mehr als 25 km/h, 
aber auch Leichtkrafträder und Spezialanhänger zur 
Beförderung von Sportgeräten oder Tieren für Spo rt

-zwecke. 

Im Gesetzgebungsverfahren Anfang 1997 sind 
- das bekenne ich offen - die Auswirkungen dieser 
Aufhebung der Steuerbefreiung, die von den Län-
dern gefordert wurde, nicht ganz überschaut wor-
den. Übrigens auch von den Betroffenen und ihren 
Verbänden nicht! Es ist damals gesagt worden, 
steuersystematische Gründe, die Beseitigung von 
Ausnahmetatbeständen und Steuervereinfachung 
würden diese Verbreiterung der Bemessungsgrund-
lage notwendig machen. In der Praxis hat sich nun 
aber schnell gezeigt, daß die finanzielle Belastung in 
Einzelfällen viel schlimmer ist als erwartet. Es sind 
echte Härtefälle eingetreten, die wir alle nicht woll-
ten und die wir nicht verantworten können. 

Ich möchte zwei Gruppen von Betroffenen heraus-
greifen: Die Halter von selbstfahrenden Arbeitsma-
schinen und die Nutzer von Spezialanhängern für 
den Transport von Sportgeräten und Sporttieren. 

Zu den selbstfahrenden Arbeitsmaschinen nenne 
ich ein ganz konkretes und typisches Beispiel: Ein 
Ziegeleibesitzer, der einige Lehmgruben betreibt, 
muß nach der Aufhebung der Steuerbefreiung für 
jeden seiner Radlader - und er hat vier davon -
3 500 DM Steuern zahlen. Er hat diese Radlader bis-
her mit einem grünen Kennzeichen zum Straßenver-
kehr zugelassen, damit sie über öffentliche Straßen 
zu Wartungs- und Reparaturarbeiten ins oder zu Bau-
maßnahmen im nahen Umfeld gefahren werden 
konnten. Eine der Maschinen ist im Jahr zwischen 50 
und 250 km auf öffentlichen Straßen gefahren. Um-
gerechnet auf den Kilometer ergibt sich damit eine 
Kfz-steuerliche Belastung zwischen 14 und 70 DM 
pro km! Dies halte ich für unmoralisch! Das ist im 
Verhältnis zu PKWs mit durchschnittlicher Kilometer-
leistung oder auch zu Transport-LKWs mit normaler 
Auslastung, die fast ausschließlich öffentliche Stra-
ßen benutzen, nicht zu rechtfertigen. Da liegt die 
Kfz-Steuerbelastung zwischen 1 und 2 Pfennigen pro 
gefahrenen Kilometer. 

Hinzu kommt, daß der Ziegeleibesitzer für jeden 
seiner Radlader jährlich etwa 25 000 DM für Mineral-
ölsteuer ausgibt, obwohl das Gerät zu 95 Prozent 
nicht auf der öffentlichen Straße, sondern in der 
Grube fährt. 

Es ist ganz offensichtlich: Dieser mittelständische 
Unternehmer - und er ist einer von vielen - wird be-
reits jetzt über die Maßen steuerlich belastet. Wenn 

wir diese neue Belastung durch die Kfz-Steuer nicht 
wieder zurücknehmen, so kostet dies weitere Ar-
beitsplätze! Ich meine, gerade im Baubereich wäre 
dies - wenn man die Lage kennt - schlimm. Und 
noch eines: Es gibt - selbst wenn man den Finanzbe-
darf der Länder kennt - auch eine moralische Grenze 
für den Steuer-Staat! 

Meine Damen und Herren, das Gleiche gilt für 
Spezialanhänger zur Beförderung von Sportgeräten 
oder Tieren für Sportzwecke. Denn auch im Bereich 
des Sports gibt es zahllose Beispiele, daß die steuer-
liche Befreiung für Anhänger zum Transport von 
Sportgeräten dringend wieder kommen muß. Es geht 
hier nicht in erster Linie um Leute, die komfortable 
Segelboote und teure Rennpferde transportieren. Es 
geht hier nicht um die steuerliche Förderung von 
Luxussportarten! Sondern es geht hauptsächlich um 
den Breitensport und mehr noch um den Jugend-
sport . Es geht darum, daß wir mit dieser Steuer das 
ehrenamtliche Engagement und den Vereinssport 
bestrafen. Das kann doch nicht unsere Politik sein! 

Von Kanu- und Kajakfahrern über die Rodel- und 
Bobvereine bis zu den Radrennfahrern sind ungleich 
viele Vereine betroffen. Und wer mit Reitsport und 
Segelfliegen nur Profisport und reiche Leute verbin-
det, sollte einmal zu einem ländlichen Reitturnier 
fahren oder sich in einer Uni-Stadt die studentischen 
Segelflugvereine ansehen. Es trifft also den Breiten-
sport , dem wir bei jeder Gelegenheit - auch Sie von 
der Opposition tun dies ja bei jedem Anlaß - unsere 
Sympathie und Unterstützung versichern. 

Fazit: Die Steuerbefreiung für diese betroffenen 
Sport-Anhänger muß wieder eingeführt werden! 
Weil uns bewußt ist, daß diese ungerechte Kfz-Steuer 
wieder korrigiert werden muß, hat der Deutsche 
Bundestag im Rahmen der großen Steuerreform be-
reits beschlossen, die Steuerbefreiung rückwirkend 
wiederherzustellen. 

Daß der SPD-geführte Bundesrat diese Steuerre-
form blockiert hat, ist für unser Land nicht nur wegen 
der Baumaschinensteuer und der für Sportanhänger 
ärgerlich und schädlich! Auch die Initiative des Lan-
des Bayern ist vom Bundesrat abgelehnt worden. 
Und nun habe ich - seit der Stimmenthaltung der 
SPD im Finanzausschuß - echte Sorgen, daß dies ein 
Signal ist, daß sich die Bundesratsmehrheit dieser 
wichtigen Sache wieder verweigert! Dabei finde ich, 
daß die Begründung der Länder für ihr Verhalten 
nicht stichhaltig ist. 

Der Hinweis auf die Steuersystematik ist falsch. 
Denn eine Vereinfachung muß auch ökonomisch 
sinnvoll und gerecht sein. Die Belastung, die der 
Wirtschaft, aber auch die der Freizeitgesellschaft, ist 
aber ökonomisch nicht sinnvoll: Es wird mehr zer-
stört, als durch die Abschaffung von Ausnahmerege-
lungen in der Steuersystematik erreicht wird. 

Es geht den Ländern um's Geld - 170 Millio-
nen DM Steuerausfall wird prognostiziert, wenn die 
Steuer für Baumaschinen, Sportanhänger und Klein-
krafträder wieder abgeschafft wird. Natürlich sind 
170 Millionen DM viel Geld! Aber der Zweck allein 
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heiligt nicht die Mittel. Sonst könnten wir gleich wie-
der zum Raubrittertum zurückkehren. 

Im übrigen bezweifle ich ganz ernsthaft die pro-
gnostizierte Höhe der Steuerausfälle. Zumindest bei 
den selbstfahrenden Arbeitsmaschinen bin ich 
sicher, daß die meisten Halter in der Lage sind, die 
Steuer zu vermeiden oder zu umgehen. Sie werden 
ihre Maschinen einfach ganz oder zeitweise abmel-
den. Und mein vorher genannter Lehmgrubenbetrei-
ber wird den Transpo rt  zur Reparatur oder zu Außen-
einsätzen eben mit einem Tieflader vornehmen. Und 
die Sportanhänger werden eben nur für wenige 
Monate angemeldet. Oder glaubt jemand, daß der 
Kanu-Club seine Bootsanhänger auch im Winter-
halbjahr zuläßt?! Es wird also so oder so zu ganz 
erheblichen Steuerausfällen kommen. Die Frage ist 
nur, ob wir die Leute schikanieren oder nicht. 

Und jetzt komme ich zu Ihnen, meine Damen und 
Herren von der SPD: In beiden mitberatenden Aus-
schüssen - also im Verkehrs- wie im Sportausschuß - 
haben Sie mit der Koalition gestimmt. Im federfüh-
renden Finanzausschuß dagegen haben Sie sich ver-
weigert. Das ist schade und unverständlich! Es ist in-
konsequent, weil die SPD damit gegen die Erhaltung 
von Arbeitsplätzen in der Bauwirtschaft und gegen 
die Unterstützung des Breitensports stimmt! 

Meine Damen und Herren von der SPD: Man kann 
nicht einerseits die Arbeitsplatzsituation im Baube-
reich beklagen und gleichzeitig der Bauwirtschaft 
eine solche Sonderlast zumuten. Und man kann nicht 
die soziale Bedeutung des Jugendsports betonen und 
mehr ehrenamtliches Engagement der Sportvereine 
fordern und ihnen gleichzeitig in die Tasche greifen! 

Deshalb sollten Sie heute zustimmen! Und ich 
hoffe auch, daß sich im Bundesrat mit seiner SPD-
Mehrheit die Einsicht durchsetzt, daß das Interesse 
unserer Bauwirtschaft und unserer Sportvereine 
höher anzusetzen ist als die reine Steuersystematik 
bei zweifelhaftem finanziellen Aufkommen. Die 
CDU/CSU-Fraktion jedenfalls wird diesen Schluß 
heute ziehen und den beiden Gesetzen in der vorge-
legten Form zustimmen. 

Detlev von Larcher (SPD): Die Beschlußemp-
fehlung zum Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz, 
dokumentiert vor allem eines: Die rechte Seite dieses 
Hauses hat ihre hehren Grundsätze und Ziele über 
Bord geworfen. Immer wieder haben Sie verkündet, 
Ausnahmen im Steuerrecht beseitigen zu wollen - 
aber mit der Änderung des § 3 Nr. 1 werden so viele 
Ausnahmen wiedereingeführt, daß ich meine Rede-
zeit überschreiten müßte, um sie alle aufzuzählen. 
(Deshalb nur ein paar Beispiele: selbstfahrende Tep-
pichklopfmaschinen, ...). 

Gerade ein Jahr ist es her, daß diese Steuerbefrei-
ungen mit dem Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetz 
1997 auf Initiative der Bundesregierung und der 
Koalitionsfraktionen gestrichen wurden. In der Be-
gründung zur entsprechenden Formulierungshilfe 
des BMF heißt es unter anderem: „Nur auf diese 
Weise wird gewährleistet, daß wirtschaftlich und ver-
kehrsrechtlich gleichartige Sachverhalte auch steuer-

lich gleichbehandelt werden." Mich würde jetzt in-
teressieren, ob der Grundsatz der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung für Sie nicht mehr gilt. 

Immer wieder haben Sie verkündet, Subventionen 
abbauen und die Marktkräfte walten lassen zu wol-
len. Aber heute muß ich feststellen: Die Staatsinter-
ventionisten sitzen in den Fraktionen von CDU/CSU 
und F.D.P. Erzählen Sie uns hier noch mal was von 
ordnungspolitischen Prinzipien! 

Ich will hier nicht falsch verstanden werden. 
Selbstverständlich begrüße ich Ihre Einsicht, daß die 
neoliberalen Heilslehren, die Sie sonst verkünden, 
keine Probleme lösen. Angesichts der schwierigen 
Lage der Bauwirtschaft spricht einiges für die Steuer-
befreiung für selbstfahrende Arbeitsmaschinen. 

Auch spricht einiges dafür, die Sportanhänger 
nicht mit der Kraftfahrzeugsteuer zu belegen. Denn 
sie stehen die längste Zeit des Jahres im Schuppen 
oder auf dem Platz und werden nur selten auf der 
Straße bewegt. Und die Förderung des Spo rts ist ja 
eine wichtige Aufgabe auch des Gesetzgebers. 

Es ist auch richtig, daß die meisten der durch die 
Ausnahmeregelungen freigestellten anderen Fahr-
zeuge - also die selbstfahrenden Baumaschinen - 
nur geringe Strecken zurücklegen und daher die 
Straßen nur wenig in Anspruch nehmen. Das grund-
sätzliche Problem, daß die Kraftfahrzeugsteuer nicht 
fahrleistungsabhängig ist, kann man aber durch gut-
gemeinte Ausnahmeregelungen nicht zufriedenstel-
lend lösen. 

Gegen Ausnahmen sprechen nicht nur grundsätz-
liche steuersystematische Überlegungen, nicht nur 
das Ziel, die steuerlichen Bemessungsgrundlagen zu 
verbreitern und dafür niedrigere Steuersätze zu er-
heben. 

Dagegen spricht auch, daß die Maßnahme dem 
Problem eigentlich nicht angemessen ist: Immer wie-
der haben Sie gefordert, daß Subventionen - wenn 
überhaupt - nur noch befristet gewährt werden sol-
len. Sie aber wollen hier erneut eine unbefristete 
steuerliche Subvention beschließen, und dies, um 
eine Branche zu unterstützen, die sich in einer kon-
junkturellen, also zeitlich begrenzten Krise befindet. 

Wenn das nichts mit den kommenden Bundestags-
wahlen zu tun hat! Vor lauter - berechtigter - Angst, 
die Macht zu verlieren, mißachten Sie die von Ihnen 
selbst immer wieder beschworenen Grundsätze. 
Allerdings sind wir das ja gewohnt: Grundsätze wer-
den beschworen, wenn es gerade paßt. Aber im 
Zweifelsfall interessiert Sie Ihr Geschwätz von ge-
stern sehr wenig. Wie war das doch mit dem Zweck 
und den Mitteln? Vielleicht sagen Sie uns heute 
noch, wie viele solcher Wahlgeschenke Sie noch in 
der Pipeline haben?! 

Auffällig finde ich außerdem, wie leicht Sie sich 
tun, wenn es darum geht, die Haushalte der Länder 
zu belasten. Das haben Sie ja auch schon in der Ver-
gangenheit gerne getan. Die Lorbeeren für die 
„Wohltaten" wollen sie selbst haben. Aber hinterher 
zeigen Sie mit dem Finger auf die Länder, wenn sie 
aufgrund der Steuerausfälle mit großen Haushalts- 
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löchern zu kämpfen haben. So geht es nicht, meine 
Damen und Herren Koalitionäre, das ist Heuchelei. 

Sie wissen, daß Sie mit so etwas nicht durchkom-
men können, und nur deswegen haben Sie das Kraft-
fahrzeugsteueränderungsgesetz mit dem Zerle-
gungsgesetz zusammengefaßt. Das ist schon eine 
skurrile Kombination, aber bei Ihnen heiligt der 
Zweck ja jedes Mittel. Sie wollen Ihre Fassung des 
Kraftfahrzeugsteuergesetzes huckepack durch den 
Bundesrat bringen. Ein solches Verfahren ist nicht 
akzeptabel. Auch deshalb kann die SPD-Fraktion 
dem Gesetzentwurf nicht zustimmen. 

Wer sich die Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Antrag des Bundesrates anschaut, stellt fest, daß 
die Bundesregierung zunächst vorhatte, den Bundes-
rat und die Bundesländer ordentlich zu behandeln. 
Denn sie fordert  in dieser Stellungnahme den Bun-
desrat und damit die Bundesländer auf, selbst die In-
itiative in dieser Sache zu ergreifen. Und die Bundes-
regierung begründet diese Empfehlung selbst damit, 
daß es sich bei der Kraftfahrzeugsteuer um eine Län-
dersteuer handelt und daß die Bundesregierung des-
halb nicht selbst handeln wolle. Das heißt, ursprüng-
lich sollte das Verfassungsorgan Bundesrat ernst ge-
nommen werden. Aber nun sind auch diese Verfas-
sungsgrundsätze nichts mehr we rt . Nach dem Motto 
„Und bist Du nicht willig, so brauch ich Gewalt" wird 
jetzt dem Verfassungsorgan Bundesrat vom Verfas-
sungsorgan Bundestag die Pistole auf die Brust 
gesetzt. Nicht nur beschließen wir heute über eine 
Ländersteuer, ohne mit den Ländern ins Einverneh-
men gekommen zu sein. Nein, als Druckmittel wer-
den zwei völlig sachfremde Regelungssachverhalte 
in einem Gesetz miteinander verkoppelt. Auch das 
war ursprünglich nicht vorgesehen. Dem Finanzaus-
schuß lagen erst, wie es sich gehört, zwei verschie-
dene Gesetzentwürfe vor und erst in der Sitzung 
wurden sie miteinander verkoppelt, um dem Bun-
desrat die Anrufung des Vermittlungsausschusses 
schwieriger zu machen. 

Mit unserer Stimmenthaltung wollen wir signa-
lisieren, daß wir nicht bereit sind, so mir nichts, Dir 
nichts in das Steueraufkommen der Länder einzu-
greifen. Es geht immerhin um 170 Millionen, das ist 
kein Pappenstiel. Eine Regelung sollten wir nur im 
Einvernehmen mit den Ländern beschließen. Dies ist 
heute nicht gegeben. 

Albert  Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): „Was lange währt, wird endlich gut": Das 
stimmt oft, aber nicht immer. Und schon gar nicht bei 
der Bundesregierung: Da hat sie erst Jahre ge-
braucht, um das Kraftfahrzeugsteueränderungs - 
gesetz von 1997 auszubrüten, und dann dauert es 
kaum ein Jahr, bis man feststellt: Das Gesetz taugt 
nicht, es muß nachgebessert werden, „um praktika-
bel zu sein" . Zumal man sich auch noch gründlich 
verrechnet hatte. 

Zu den Fakten: 

Erstens. Zu Lasten der Länder wurde ein Steueraus-
fall von rund i Milliarde DM produziert, weil man die 
Zahl der Euro-4-Fahrzeuge völlig unterschätzt hat. 

Zweitens. Die betroffenen Autofahrer haben bei der 
„Umschlüsselung" ihrer Fahrzeugpapiere erhebliche 
Kosten zu tragen, weil die Euro-Normen, auf die das 
Gesetz zurückgreift, noch gar nicht festgelegt waren. 

Drittens. Bundesweit mußten - soweit überhaupt 
erfaßt - mindestens 500 000 fehlerhafte Steuerbe-
scheide geändert werden. 

Und die Regelungswut des neuen Gesetzes ging 
gar so weit, daß sie selbst vor Mobil- und Auto-
kränen, bereiften Baggern und Betonpumpen nicht 
halt machte, was zu einer massiven zusätzlichen 
Belastung der Bauindustrie geführt hat, die erst jetzt 
zurückgenommen werden soll, um nicht weitere 
Arbeitsplätze zu gefährden. Und der Vermittlungs-
ausschuß muß sich jetzt mit der überragenden Frage 
beschäftigen, ob Sportanhänger steuerfrei sein sollen 
oder nicht - fürwahr eine Glanztat effizienten Regie-
rungshandelns! 

Doch Bonn ist nicht Schilda - es ist schlimmer: Wir 
hatten die genannten Probleme der Bundesregierung 
vorhergesagt und schon im September 1995 in einer 
Pressemitteilung aufgefordert, auf die Änderung der 
Kraftfahrzeugsteuer zu verzichten, „damit die Beam-
tinnen und Beamten aus drei Ministerien, die immer-
hin schon seit 1990 an diesem Thema arbeiten, sich 
endlich sinnvolleren Aufgaben widmen können" . 

Ungleich einfacher wäre und ist es, die Kraftfahr-
zeugsteuer direkt auf die Mineralölsteuer umzule-
gen. Die Steuerbelastung wäre dann verbrauchsab-
hängig und verursachergerecht, vor allem aber ohne 
weiteren Aufwand zu erheben. Selbst eine Regie-
rungspartei - die Drei-Punkte-Pa rtei - hatte diese 
Vorteile erkannt und genau diese Umlegung jahre-
lang gefordert - um im entscheidenden Moment um-
zufallen. Das Desaster haben wir nun: eine Regie-
rung, die kurz vor den Wahlen eingestehen muß, daß 
ihre eigenes Änderungsgesetz schon wieder geän-
dert werden muß. 

Also noch einmal Nachhilfe für die Regierungs-
koalition: Das Gesetz zur Kraftfahrzeugsteuer muß 
nicht geändert, sondern diese Steuer sollte durch 
eine einfache Umlegung auf den Benzin- und Diesel-
preis ersetzt werden, wobei die Länder selbst-
verständlich weiterhin ihre bisherigen Einnahmen 
erhalten müssen. 20 Pfennig zusätzliche Mineralöl-
steuer, dafür Abschaffung der Kraftfahrzeugsteuer - 
eine einfache Lösung. Rund 40 Millionen einzelne 
Steuerbescheide pro Jahr können damit eingespart 
werden, ebenso wie jede Menge Ärger für den ein-
zelnen Bürger und Frust für 1500 unnütz beschäftigte 
Steuerbeamte. 

Der Versuch der Bundesregierung, mit ihrer merk-
würdigen Kraftfahrzeugsteuer in eine Ökologisie-
rung des Steuersystems einzusteigen, ist gescheitert: 
Offensichtlich brauchen Waigel & Co eine kreative 
Pause in der Opposition. 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Wir beraten heute ab-
schließend einen ganzen Bauchladen von Steuer-
gesetzen, deren Bedeutung sich zumindest den 
Laien kaum erschließt. Wir erkennen an diesen Vor-
lagen, daß unsere Steuergesetze nicht nur in sich 
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kompliziert sind. Offenbar wird auch, daß unser 
Steuersystem insgesamt sehr komplex ist. Die Ursa-
che hierfür liegt unter anderem in unserem föderalen 
System mit den Steuergläubigern, Gemeinden, Län-
dern und dem Bund. Im Zuge der europäischen Eini-
gung haben wir mit der EU mittlerweile einen vier-
ten Steuergläubiger, der zwar keine Steuern erhebt, 
sie aber erhält. 

Die vorliegenden Entwürfe sind im Finanzaus-
schuß ohne großen politischen Streit beraten und 
verabschiedet worden. Sie enthalten im Fall der 
Kraftfahrzeugsteuer Korrekturen eines Gesetzes. 
Beim Zerlegungsgesetz geht es um die überaus kom-
plizierte Aufteilung der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer. Das dritte Gesetz schließlich mit dem 
nahezu unaussprechlichen Namen „Gesetz zur 
Datenermittlung für den Verteilungsschlüssel des 
Gemeindeanteils am Umsatzsteueraufkommen" ver-
sucht erneut, einen praktikablen und auch gerechten 
Schlüssel zu finden, mit dem die einzelnen Gemein-
den einen fairen Ausgleich für den Wegfall der 
Gewerbekapitalsteuer erhalten. 

Ich glaube, daß mir niemand widersp richt, wenn 
ich feststelle, daß dies alles viel zu kompliziert ist. Für 
die Bürger, die von diesen Gesetzen betroffen sind, 
dürften die heute vorliegenden Gesetze nahezu 
unverständlich sein. Wenn wir diese Vorlagen heute 
verabschieden, geht es - jedenfalls in Teilen - um 
das berühmte „Korrigieren am  System".  

Bei der Korrektur der Kraftfahrzeugsteuer habe ich 
im Finanzausschuß den Eindruck gewonnen, daß alle 
Kolleginnen und Kollegen diese Korrekturen für ver-
nünftig erachten. Die Steuerfreiheit für selbstfah-
rende Baumaschinen wird wiederhergestellt. Das gilt 
auch für Anhänger zum Transpo rt  von Sportgeräten. 
Die Rücknahme der zusätzlichen Belastung der Bau-
wirtschaft ist angesichts der konjunkturellen Lage 
dieser Branche mehr als vernünftig. Zudem werden 
sich viele Freizeitsportler über diese Korrektur freuen. 

Deutlich wird, daß wir eine grundlegende Verein-
fachung des Steuersystems brauchen. Das gilt für die 
einzelnen Gesetze, das gilt aber auch für die Anzahl 
der Steuern. Die Koalition hat in dieser Legislaturpe-
riode mit der Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer 
sowie der Vermögensteuer einen wesentlichen Bei-
trag zur Steuervereinfachung geleistet. Das ist uns 
trotz Ihres Widerstandes, meine Damen und Herren 
von der Opposition, gelungen. Auch Sie müssen 
darin zustimmen, daß die Reduzierung der Anzahl 
von Steuerarten eine Vereinfachung ist. Wir werden 
auf diesem Weg weitergehen. Abzuschaffen ist die 
Gewerbesteuer und auch der Solidaritätszuschlag. 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz, daß wir heute erneut 
ändern, ist nach Auffassung der F.D.P. ebenfalls abzu-
schaffen. Es ist bedauerlich, daß in den Beratungen nur 
Änderungen der Kraftfahrzeugsteuer erfolgt sind und 
daß es für den Vorschlag der Abschaffung der Kraft-
fahrzeugsteuer und der Umlegung auf die Mineralöl-
steuer auch seitens der Länder mit einer grünen Regie-
rungsbeteiligung keine Unterstützung gegeben hat. 

Es ist doch für jeden einleuchtend: Würde die 
Kraftfahrzeugsteuer auf die Mineralölsteuer umge-

legt, muß nur der Bürger zahlen, der Auto fährt und 
damit die Umwelt belastet. Das ist einfach. Das ist 
verständlich. Das erspart viel Bürokratie. 

Die Vereinfachung gerade des viel zu komplizierten 
Einkommensteuergesetzes hat die SPD im letzten Jahr 
im Bundesrat verhindert. Wenn Sie, meine Damen und 
Herren von der Opposition, jetzt von der Notwendig-
keit einer Steuerreform sprechen, grenzt das an Heu-
chelei. Sie wollen den Bürgern den Eindruck vermit-
teln, als ob Sie in der ablaufenden Legislaturperiode 
eine Steuerreform verwirklichen wollten. Genau das 
Gegenteil ist der Fall, Sie haben sie verhindert. Sie ver-
weigern den Bürgern zum einen eine Nettoentlastung. 
Zum anderen haben Sie dafür gesorgt, daß unser 
Steuerrecht weiterhin viel zu kompliziert bleibt. 

Die F.D.P. wird an ihrem Modell festhalten. Wir wol-
len eine deutliche Nettoentlastung der Bürger und 
eine grundlegende Vereinfachung des Steuerrechts. 
Dabei verzichten wir darauf, den Schleier des Finan-
zierungsvorbehalts über unser Reformvorhaben zu le-
gen. Genau das macht die SPD in ihrem Programm. 
Sie verspricht den Bürgern eine Nettoentlastung un-
ter Finanzierungsvorbehalt. Gleichzeitig will sie die 
Reformen der Koalition rückgängig machen und neue 
Leistungen verteilen. Das heißt mehr Staat, das kostet 
viel Geld. Die nebulösen Versprechen an die Bürger 
können überhaupt nicht eingehalten werden. Eine 
Nettoentlastung wird es niemals geben. Die SPD will 
keine Nettoentlastung. Die SPD will, daß die Bürger 
und Wirtschaft weiter belastet werden. Die SPD wi ll 

 mehr und nicht weniger Staat. 

Die F.D.P. steht weiterhin für eine massive Netto-
entlastung von Bürgern und Unternehmen. Die Bür-
ger können wieder mehr Eigenverantwortung über-
nehmen. Die Unternehmen können mehr investie-
ren. Auf diese Weise erreichen wir einen deutlichen 
Abbau der Arbeitslosigkeit. 

Dr. Uwe-Jens Rössel (PDS): Der vorliegende Ent-
wurf eines Kraftfahrzeugsteueränderungsgesetzes 
- ein furchtbares Wo rt  - wird wohl wieder einmal den 
Steuerdschungel in Deutschland verdichten. Die 
wirklichen ökologischen Probleme des Verkehrs aber 
bleiben weiterhin ungelöst. Statt dessen werden nur 
neue Einzelfallregelungen und Ausnahmen geschaf-
fen. Die neue Regelung ist überflüssig wie ein Kropf. 
Sie wird daher keine Zustimmung bei der Gruppe 
der PDS finden. Die Bundesregierung ist offensicht-
lich auch bei der Kraftfahrzeugbesteuerung immer 
weniger in der Lage, anstehende Probleme zu lösen. 

Und Aussitzen angesagt ist bei ihr auch mit Bezug 
auf die Kommunalfinanzierung. Das belegt ebenfalls 
der vorliegende Regierungsentwurf über ein Gesetz 
zur Datenermittlung für den Verteilerschlüssel des 
Gemeindeanteils am Umsatzsteueraufkommen. Es 
klingt mir noch in den Ohren, wie die Spitzenver-
bände der deutschen Wi rtschaft in der Anhörung zur 
Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer - einer tradi-
tionellen Einnahmequelle der Gemeinden - vollmun-
dig verkündeten: Wenn diese Steuer erst abgeschafft 
ist, wird es keine Probleme geben, auch die notwen-
digen Zahlen zu erheben, die für einen Verteiler-
schlüssel zum Gemeindeanteil an der Mehrwert- 
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steuer - faktisch als Ausgleich für die entfallene 
Gewerbekapitalsteuer - notwendig sind. Ich hatte 
bereits damals davor gewarnt, daß ohne fest fixier-
ten, angenommenen Verteilerschlüssel für die Ge-
meindeanteile an der Umsatzsteuer die Gewerbeka-
pitalsteuer nicht abgeschafft werden kann. Nun ist 
sie weggefallen. Die Spitzenverbände der Wirtschaft 
aber lassen die Bundesregierung mit den versproche-
nen Daten im Regen stehen. Leidtragende sind die 
Städte und Gemeinden. Plötzlich stellt sich heraus, 
daß die bisher für den Verteilerschlüssel vorgesehe-
nen Daten nicht erhoben werden können. Also muß 
ein neues Gesetz her. Und wie solide wiederum diese 
Datenbasis dann sein wird, steht in den Sternen. 

Die jetzt vorgesehene Datenbasis wird zudem viel 
enger fixiert sein als die bisherige. So werden nun ins-
besondere Freiberufler nicht mehr in die Datenermitt-
lung einbezogen. Speziell ostdeutsche kommunale 
Spitzenverbände haben diesbezüglich auf die Gefahr 
hingewiesen, daß aufgrund der Besonderheiten der 
Wirtschaftsstruktur in Neufünfland eine Benachteili-
gung der Gemeinden zu befürchten ist, da in den mei-
sten ostdeutschen Gemeinden nach wie vor sehr wenig 
produzierendes Gewerbe, aber relativ viele Dienstlei-
ster, die häufig als Freiberufler arbeiten, angesiedelt 
sind. Damit spiegelt der von der Bundesregierung an-
visierte Datenschlüsse die Wi rtschaftsstruktur in Ost-
deutschland nicht ausreichend wider. Eine weitere 
Verschlechterung der Finanzausstattung der mit Kre-
ditmarktschulden von 190 Milliarden DM ohnehin arg 
gebeutelten Kommunen ist zu befürchten. 

Das ist mit der PDS aber nicht zu machen. Wir ver-
langen statt dessen, daß die Bundesregierung end-
lich Ernst macht mit einer umfassenden Reform der 
Kommunalfinanzierung, wofür konkrete Vorschläge 
der PDS vorliegen. Die Gemeindefinanzen müssen 
endlich vom Kopf auf die Füße gestellt werden. 

Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 21 

(Große Anfrage zur wirtschaftlichen Entwicklung 
des Ostseeraumes) 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): In den 
letzten zehn Jahren haben sich die politischen Rah-
menbedingungen der Ostseeregion stärker verscho-
ben als in all den vier Jahrzehnten nach dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges. Für das Selbstverständnis 
der Region kann die Bedeutung dieser Entwicklung 
gar nicht hoch genug eingeschätzt werden. Über 
eine ganze Epoche war die Ostsee politisch dreige-
teilt. Deutschland hat sich als EU-Mitglied nach 
Westeuropa orientiert, die skandinavischen Länder 
Dänemark, Schweden, Norwegen und Finnland 
haben in der nordischen Zusammenarbeit eine 
eigene Alternative gesucht. Die östlichen Anrainer 
Estland, Lettland, Litauen, Polen und Rußland wur-
den durch das realsozialistische Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsmodell geprägt. Sie waren fast ausschließ-
lich auf die sowjetischen Interessen ausgerichtet. 

Innerhalb kürzester Zeit ist aus der aufgesplitter-
ten Ostsee ein europäisches Binnenmeer geworden. 
Vier seiner Anrainer sind jetzt Mitglieder in der EU, 
zwei weiteren wurde die EU-Mitgliedschaft angetra-
gen, die Hälfte seiner Bewohner sind schon jetzt 
EU-Bürger. Norwegen ist über den europäischen 
Wirtschaftsraum, Polen sowie die baltischen Staaten 
Estland, Lettland und Litauen sind über Europa-
abkommen mit der Union verbunden, Rußland über 
Partnerschaftsabkommen. 

Die Ostsee wird zu Recht als eine europäische 
Region betrachtet, an der die EU nicht mehr vorbeige-
hen kann. Doch nur zögernd nimmt Europa zur 
Kenntnis, daß es neben dem Mittelmeer noch über ein 
weiteres großes europäisches Binnenmeer verfügt. 

Die Großregion Ostsee weist in bezug auf ihre 
natürlichen Ressourcen, auf Produktion und Handel 
ein bedeutendes entwicklungsfähiges Potential auf. 
Für den Ostseeraum wurden im Zeitraum von 1990 
bis 1994 insgesamt 4 534 Millionen ECU an interna-
tionalen Hilfen in Form von Zuschüssen oder Darle-
hen bereitgestellt. 517 Millionen ECU betragen da-
bei die Zuschüsse der Gemeinschaft. Für die Jahre 
von 1995 bis 1999 sind Mittel in Höhe von 4 655 Mil-
lionen ECU vorgesehen, darunter 950 Millionen ECU 
Gemeinschaftsgelder. 

Für den Mittelmeerraum wurde die fünffache 
Summe durch Brüssel ausgegeben. Dieses Ungleich-
gewicht war ein entscheidender Ansatzpunkt für die 
Bundesregierung, eine aktive Ostseekooperation mit 
dem Ziel einer Stärkung des Ostseeraumes als eigen-
ständigem Wirtschaftsraum zu betreiben, den Blick 
der EU auf den Norden zu lenken. Hauptziel ist da-
bei neben der Förderung der wi rtschaftlichen Ent-
wicklung von Handel, Infrastruktur, Energie und 
Tourismus die Forcierung der Demokratisierung und 
Sicherung der politischen Stabilität. 

Eine Revitalisierung des alten Hanseraums ist 
durchaus möglich und machbar. Schon wird von einer 
„Blauen Banane" gesprochen, die zu einem Gebiet 
mit einer hohen Entwicklungsdynamik werden soll 
und neben der ,,Euro-Banane", die von Südengland 
über Benelux, Deutschland, das Pa riser Becken bis 
nach Oberitalien reicht, ihren Eigenwert haben wird. 

Bedingt durch die politische Spaltung unseres 
Kontinents gab es in dieser Großregion wirtschaft-
liche Divergenzen wie nur in wenigen anderen Räu-
men der Welt. Auf der einen Seite stehen die hoch

-

entwickelten westlichen Industriestaaten, auf der an-
deren die ehemaligen Ostblockstaaten, die noch 
einen weiten Weg zurückzulegen haben, um den 
westlichen Staaten und Standards zu entsprechen. 
Im westlichen Teil ist die Pro-Kopf-Produktion, abge-
sehen einmal von Kalifornien in den USA, höher als 
sonst in der Welt. Das gilt aber auch für die Besteue-
rung und die Höhe der Sozialabgaben. Anders dage-
gen im östlichen Teil: Die Sozialleistungen sind nied-
rig, die Löhne ebenfalls, aber auch die Besteuerung. 
Überdurchschnittlich hoch sind dagegen Inflation 
und öffentliche Verschuldung. Die Ostseeregion ge-
meinsam erwirtschaftet pro Jahr ein Burttosozialpro-
dukt von zirka 1 Milliarde US-Dollar. 
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Geteilt ist diese Region nicht nur in ihren Besied-
lungsschwerpunkten, sondern auch in der Bevöl-
kerungsstruktur. Während in Skandinavien und 
Deutschland die Überalterung der Gesellschaft zu-
nimmt, weisen die baltischen Staaten und Polen eine 
überdurchschnittlich junge Bevölkerung auf. 

Die fehlende Konvertibilität und die Unterschied-
lichkeit der Währungen behindern den Handel und 
erhöhen die Transaktionskosten. Die Unterschied-
lichkeit der Rechtssysteme und der Märkte ist trotz 
aller Anstrengungen noch enorm groß und wird als 
erhebliche Belastung empfunden. 

Mit diesen unterschiedlichen Voraussetzungen zu 
einem Gemeinsamen Markt zu kommen, stellt die 
Ostseeanrainer vor eine große Herausforderung. 
Handel und Wirtschaft haben auf die politischen Ver-
änderungen in Nordosteuropa in den 90er Jahren 
prompt reagiert und sich an die Schaffung eines ge-
meinsamen Marktes gewagt, denn eines war klar: Ein 
Europa, das auf Dauer durch Gräben der Armut 
geteilt wäre, würde kein stabiles Europa sein können. 

Der sich dynamisch entwickelnde „Home-Market", 
wie die Schweden den Ostseeanrainerhandel be-
zeichnen, setzt Maßstäbe für eine grenzüberschrei-
tende, regionale Kooperation. Im Nordosten Europas 
vollzieht sich ein Integrationsprozeß, der Modellcha-
rakter für das Zusammenwachsen Gesamteuropas 
annimmt. Alle Anrainerstaaten der Ostsee - ohne 
Ausnahme - haben dabei die Nutzung und den Aus-
bau der Wirtschaftsregion Ostsee fest im Visier. Der 
Ostseeraum gewinnt als Exportziel Nummer eins für 
fast alle Nachbarn zunehmend an Bedeutung. 

In den drei baltischen Staaten ist dieser Auf-
schwung bereits spürbar; die Exportbilanzen von 
Polen, Dänemark, Finnland, Schweden und Rußland 
verzeichnen die höchsten Zuwachsraten im Ostsee-
handel. Spitzenreiter mit einem Exportumfang von 
68 Millionen DM 1995 war Deutschland. Während 
die Ausfuhren der Bundesrepublik 1995 weltweit um 
5,4 Prozent zulegten, konnte der Ostseehandel um 
mehr als 10 Prozent gesteigert werden. 

Sowohl die Länder mit einer niedrigen Lohnstruk-
tur als auch die Hochlohnländer sind Gewinner die-
ser Kooperation. Hier kann die Europäische Union 
ihr Meisterstück vollenden, weil das verbindende 
Meer niedrige Transpo rtkosten sichert, Land- und 
Luftverkehr sowie die Energieversorgung hervorra-
gende Voraussetzungen bietet, wie sie nur in weni-
gen Regionen der Welt vorhanden sind. 

100 Universitäten und Lehranstalten rund um das 
„Mare Balticum" garantieren ein Forschungspoten-
tial sondergleichen, ein wissenschaftliches Reservoir 
mit großen Zukunftsperspektiven. Das noch vorhan-
dene erhebliche Wohlstandsgefälle mit Destabilisie-
rungstendenzen durch einen anhaltenden Abwande-
rungsdruck von Ost nach West läßt sich jedoch nicht 
durch optimistische Perspektiven für die Zukunft ab-
bauen, sondern durch Fortentwicklung der begonne-
nen wirtschaftlichen Dynamik, die eine noch engere 
Kooperation voraussetzt. 

Die politische und wirtschaftliche Interessenlage 
der beteiligten Staaten des Ostseeraumes ist unter-
schiedlich. 

Für die nordischen Staaten geht es um die „Wie-
dergewinnung" des anderen Teiles der Ostsee für 
ihre Sicherheit, ihren Handel und ihre Wirtschafts-
entwicklung. Für Deutschland geht es um die Zu-
sammenarbeit mit einem nachbarschaftlichen Raum, 
der unserer Wirtschaft, vor allem der unserer Küsten-
länder, gute Chancen bietet und die Herausforderun-
gen im Sicherheits- und Ökologiebereich gemeinsam 
bestehen läßt. Für die vier Reformstaaten geht es um 
die Unterstützung durch die fortschrittlichen Volks-
wirtschaften im Westen und Norden, doch auch um 
Gewinnung demokratischer Stabilität und militäri-
scher Sicherheit. Für Rußland geht es um die Teil-
habe an der Entwicklung des Ostseeraumes, um Mit-
sprache und Einflußnahme, um einige der Interessen 
zu kennzeichnen. Doch allen gemeinsam ist das Wis-
sen um die Chancen durch die Ostseenachbarschaft, 
einem Markt mit 52 Millionen Menschen. 

Das „Binnenmeer" Ostsee weist 4 Millionen Fähr-
passagen pro Jahr auf. Der Seeverkehr ist das Rück-
grat des Transportsystems im Ostseeraum. Die An-
bindung des Hinterlandes an die Häfen ist besonders 
im Osten unbefriedigend. Während der Straßenver-
kehr im östlichen Teil noch unzureichend angebun-
den ist, verläuft die Entwicklung im Flugverkehr we-
sentlich besser. Eine „Via Baltica" besteht als Idee, 
die feste Anbindung der nordischen Länder an Däne-
mark ist mit der Großen-Belt- und der Öre-Sund-
Querung begonnen worden. 

Eine besondere Herausforderung für alle Anrainer-
staaten stellt der kritische Zustand der Ostsee dar. 
Die Umweltverschmutzung erfolgt hauptsächlich 
durch den Mangel an Klär- und Reinigungsanlagen 
im Osten des Raumes sowie durch die unkontrollierte 
Einleitung von Nitraten, Phosphaten und anderen 
gefährlichen Stoffen. Mit einer Ausdehnung von 
415 000 Quadratkilometern und einem Volumen von 
22 000 Kubikkilometern stellt die Ostsee, die durch 
die Meerenge mit der Nordsee verbunden ist, eines 
der größten Brackwassermeere der Welt dar. Das 
Ökosystem Ostsee ist durch seinen geringen Wasser-
austausch stärker gefährdet als die Nordsee. Im Ein-
zugsgebiet seiner Hauptzuflüsse leben etwa 
.80 Millionen Menschen. Die Zunahme der Ver-
schlechterung des ökologischen Zustandes war in 
den letzten Jahrzehnten unverkennbar. Doch deut-
lich wird gerade seit Anfang der 90er Jahre, daß die 
seit der Helsinki-Konvention 1974 getroffenen Maß-
nahmen zu wirken beginnen. 

Die Kosten für das auf die nächsten 20 Jahre aus-
gelegte Programm zur Verbesserung der Wasserqua-
lität werden auf 40 Milliarden DM geschätzt. Zu den 
Folgen der Verschmutzung gehört auch der Rück-
gang der Fischpopulation mit entsprechenden Fol-
gen für die Fischerei. 

Mit der Unabhängigkeit der MOE-Staaten eröffne-
ten sich Chancen für eine Vielzahl von Initiativen 
und Aktivitäten. In etwa 70 verschiedenen Organisa-
tionen der Ostseekooperation wird derzeit auf den 
unterschiedlichsten Gebieten zusammengearbeitet. 
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Eine ordnende Kooperation findet noch nicht statt, 
soll aber in Zukunft durch ein Informationsbüro der 
EU übernommen werden. 

Mit der Ostsee-Gipfelkonferenz der Regierungs-
chefs der elf Staaten und des Präsidenten der EU-
Kommission am 3. Mai 1996 in Visby wurde erstmals 
die europäische Bedeutung und Eigenständigkeit 
dieser Großregion herausgestellt und anerkannt, ein 
Verdienst besonders des deutschen Bundeskanzlers. 
Auf der im Januar 1998 folgenden Stockholmer Kon-
ferenz wurde in erster Linie der Ausbau der grenz-
übergreifenden Infrastruktur, wie Telekommunika-
tions-, Stromverbund- und Verkehrsnetze, sowie der 
Kampf gegen die Kriminalität behandelt. 

Diese Zukunftsregion steht in den kommenden 
Jahren noch vor großen Herausforderungen, die die 
Kooperation erschweren. Der Hernesmiemi-Report 
von 1996 nennt insbesondere die fehlende Sicherheit 
der Gesetzgebung und Rechtsprechung, die krimi-
nellen Aktivitäten und die schwach entwickelte Ge-
schäftsethik, die mit Schmuggel, Bestechung und 
mafiosen Strukturen einhergehen, dazu die Schwä-
che der Unternehmen in den Reformländern, die 
fehlende Privatisierung und der Mangel an Eigen-
kapital. Und: Noch gibt es zu viele Hindernisse beim 
Warentransport, bei den Grenzübergängen und bei 
der Zollabfertigung. Doch alle diese Probleme sind 
durch eine verstärkte Zusammenarbeit und die Mit-
hilfe der EU lösbar. 

Die Konferenzen von Visby und Stockholm haben 
mit starker Unterstützung der EU ein deutliches Si-
gnal des Aufbruchs für den Wirtschaftsraum Ostsee 
gegeben. Seine Bedeutung als eigenständige, zu-
kunftsträchtige Region tritt immer mehr ins Licht und 
ins Bewußtsein, und die Perspektiven ermutigen. 

Der Ostseeraum hat Zukunft. Nach Angaben des 
Kieler Instituts für Weltwirtschaft wird für Polen und 
die baltischen Staaten bereits in zehn bis zwölf Jah-
ren eine Kaufkraftqualität erreicht sein, wie sie die 
mediterranen Länder der EU besitzen. Nach den vor-
liegenden wissenschaftlichen Szenarien wird in spä-
testens 15 Jahren Deutschland - gefolgt von Schwe-
den - führend im Ostseehandel sein. Dabei setzt man 
eine anhaltende Modernisierung der Infrastruktur 
durch EU-Förderung voraus. 

Wer aber Projekte wie zum Beispiel die A 20, die 
als baltische Magistrale von zentraler Bedeutung ist, 
torpediert, untergräbt damit auch die Aufschwung-
bemühungen der östlichen Ostseeanrainer. Ohne op-
timale Verkehrsverbindungen zu Land, zu Wasser 
und in der Luft, so die Auffassung der Experten, zer-
platzen alle Prognosen wie Seifenblasen. Das dann 
weiter bestehende extreme Ungleichgewicht würde 
einen Abwanderungsdruck erzeugen, der zu einer 
ernsthaften K rise im Ostseeraum führen könnte. 

Falsch wäre es, nur im Osten die Entwicklungsnot-
wendigkeit für den Ostseeraum festzumachen. Ne-
ben dem Ausbau von Bahn und Straße muß den Hä-
fen als Schnittstelle von See- und Hinterlandverkehr 
in den westlichen Ländern mehr Aufmerksamkeit 
geschenkt werden. Allein von deutschen Ostsee-
häfen aus betrug das Gütervolumen 400 Mil lionen 

Tonnen und im Personenverkehr 23 Millionen Fahr-
gäste bei etwa 35 ständigen Fährlinien. Der von der 
Bundesregierung erarbeitete Entwurf eines natio-
nalen Hafenkonzeptes, angeregt vom Gesprächs-
kreis Küste der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, ist 
eine überzeugende Antwort auf die oben formulierte 
Forderung. Aber unabhängig von jeder geographi-
schen Einordnung haben alle Anrainerstaaten dafür 
zu sorgen, daß das Wesenselement dieser gemeinsa-
men Region, das Wasser in seiner Qualität weiter ver-
bessert und weniger gefährdet wird. Mitte der 80er 
Jahre noch wurden Touristen und Feriengäste durch 
Horrorschlagzeilen über den kritischen Zustand der 
Ostsee abgeschreckt. Zehn Jahre später, so macht 
die Antwort der Bundesregierung deutlich, konnte 
die Verschmutzung und Beeinträchtigung dieses 
Meeres beträchtlich reduziert werden. Daran haben 
alle Länder ihren Anteil. Aber besonders die Bundes-
republik hat die Helsinki-Konvention von 1974 unter 
großem finanziellen Einsatz beispielhaft umgesetzt. 
40 Milliarden DM sind für die kommenden 20 Jahre 
vorgeschlagen, um das Ökosystem Ostsee weiter zu 
entlasten. Ein erheblicher Teil dieser Mittel kommt 
aus dem EU-Programm. Die Vorbeitritts- und 
Beitrittskosten in den Jahren 2000 bis 2006 für die 
Länder Polen, Estland, Lettland und Litauen betragen 
41,8 Milliarden Euro, also etwa 83,6 Mil liarden DM. 

Doch damit ist es nicht getan. Diese Großregion 
benötigt zu ihrer Stabilisierung bereits mittelfristig 
eine Aufnahme weiterer Ostseeanrainer in die EU. 
Wer Estland will, darf an Lettland und Litauen nicht 
vorbeigehen, denn er würde sonst neue Ungleichge-
wichte schaffen. Mit der Bildung des Ostseerates ist 
zwar eine Konzentration politischer Interessenwahr-
nehmung eingeleitet worden; doch wenn es nicht ge-
lingt, mehr praktische Beispiele, beispielsweise auch 
kommunale Nachbarschaften, zu gründen, bleiben 
die fast 70 Kooperationen, die durchweg aktiv tätig 
sind, ohne einen Unterbau. Anregen möchte ich eine 
Jugendkampagne für die Ostseekooperation, ein 
Ostsee-Jugendprogramm, das über die bisherigen 
eher bilateralen Begegnungen hinausgeht und jun-
gen Repräsentanten aus den neun Anrainerstaaten 
die Chancen gibt, für eine Revitalisierung des Hanse-
gedankens tätig zu werden. Die Sprachenvielfalt, die 
immer wieder als mögliches Handelshemmnis im 
Ostseeraum genannt wird - immerhin gehören die 
Sprachen vier sehr unterschiedlichen Sprachfamilien 
an  -, wäre hierbei als Chance für ein vertieftes Ver-
ständnis füreinander begriffen worden. Die Parla-
mente der Ostseestaaten sollten als Träger dieses 
Hanse-Jugendaustausches auftreten, um damit die-
ser Idee einen offiziellen Stellenwert zu übertragen. 

Jelena Hoffmann (Chemnitz) (SPD): Als „Noch

-

Opposition" darf ich es nicht unterlassen, die Bun-
desregierung zu kritisieren und in die Pflicht zu neh-
men. Deshalb sage ich: Die Antwort der Bundesre-
gierung auf die Große Anfrage der CDU/CSU und 
F.D.P.-Koalition zur wirtschaftlichen Entwicklung im 
Ostsee-Raum ist ein Ablenkungsmanöver, um Ver-
säumnisse der Regierung zu verschleiern. 

Die Große Anfrage und die weitschweifige Ant-
wort  der Bundesregierung darauf wird den Aufga- 
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ben und Problemen des Ostseeraumes nicht gerecht. 
Stellenweise nimmt die Antwort den Charakter einer 
Landeskunde für Berufsschulen an. Da werden brav 
Wirtschaftsdaten und Bevölkerungsdaten aufgelistet, 
Organisationen genannt, die sich um den Ostsee-
raum kümmern, und deren Satzungen zitiert. Wich-
tige Probleme werden ausgeklammert. Wenn man 
die Antworten der Bundesregierung liest, fragt man 
sich: Wozu diese Fragen? 

Aber selbst diese Darstellung ist nicht frei von Wi-
dersprüchen. Da wird einmal zum Ostseeraum eine 
Einwohnerzahl von 46 Mil lionen Menschen genannt, 
ein anders Mal wird die Region mit ihren direkten 
und indirekten Verflechtungen auf eine Bevölke-
rungszahl von 300 Millionen Menschen ausgedehnt. 
Letzteres ist die überwiegende Zahl der Bewohner 
der Europäischen Union. 

Das zeigt, diesem Be richt fehlt es an der erforderli-
chen präzisen Bestandsaufnahme, um daraus die ent-
sprechenden wirtschaftspolitischen Maßnahmen ab-
leiten zu können. Letztlich fehlt der Bundesregie-
rung ein tragfähiges Konzept als Mit-Ostsee-Land. 
Insofern sind die langen Aufzählungen von Wirt

-schaftsdaten und Organisationen ein Ablenkungs-
manöver der Bundesregierung, um von unangeneh-
men Richtungsentscheidungen abzulenken. 

Der Kanzler selbst hat Deutschlands Rolle im Ostsee-
raum, insbesondere auch in ökonomischer Hinsicht, in 
den vergangenen Jahren entscheidend beschränkt, 
und zwar aus rein politischen Gründen. Weder Ruß-
land noch Frankreich sollten verärgert werden durch 
voreilige Integration der Ostseeländer, insbesondere 
der baltischen Staaten. Eine Politik, welche die bal-
tischen Staaten sowohl aus der militärischen Integra-
tion als auch aus der wirtschaftlichen heraushalten 
will, ist aber auf Dauer nicht durchzuhalten. 

Die Strategie der Bundesregierung, politische 
Spannungen durch wirtschaftliche Zusammenarbeit 
abzubauen, ist grundsätzlich richtig. Ich begrüße das 
hier ausdrücklich. In diesem Zusammenhang ist 
auch die besondere Einbindung Rußlands in den Ost-
seerat ein wichtiges und richtiges Element. Die Bun-
desregierung muß aus dieser richtigen Strategie aber 
auch die richtigen Konsequenzen ziehen. Das bedeu-
tet, daß vor allem für die Politik der Osterweiterung 
wichtige Weichenstellungen unumgänglich sind. 

Es ist für den Ostseeraum, insbesondere für die ost-
europäischen Länder, auf Dauer nicht hinnehmbar, 
über die Bedingungen und Modalitäten der Auf-
nahme in die Europäische Union im ungewissen ge-
lassen zu werden. Ein verbindlicher Zeitplan mit de-
finierten Schritten ist wesentlich wichtiger als eine 
schnelle Aufnahme. Vor allem die französische For-
derung, zunächst die Institutionen der EU zu refor

-mieren, bevor konkrete Verhandlungen mit den 
neuen Beitrittskandidaten aufgenommen werden, ist 
für die osteuropäischen Ostseeländer eine wirtschaft-
liche Katastrophe. 

So wichtig die Reform der europäischen Institutio-
nen ist, so wichtig ist aber auch eine konkrete Schritt-
folge von Maßnahmen zu definieren und zu verein-

baren, die den osteuropäischen Ostseeanrainern eine 
Chance zur schrittweisen Integration gibt. 

Als zweites möchte ich ausdrücklich darauf hin-
weisen, daß die Entwicklungsunterschiede im Ost-
seeraum ernst genommen werden müssen. 

Zwischen den Ländern des Ostseeraums herrscht 
ein zum Teil absurdes Entwicklungs- und Wohl-
standsgefälle. Vor allem die Unterschiede im Ent-
wicklungsniveau, die sich in Problemen wie fehlende 
Rechtssicherheit, unzureichende Rechtsordnung und 
Rechtspflege sowie wachsende organisierte Krimina-
lität niederschlagen, müssen vordringlich beseitigt 
werden. 

Dazu ist es erforderlich, vor allem den osteuropäi-
schen Ostseeanrainerstaaten in wesentlich größerem 
Umfang als bisher institutionelle Hilfen zu geben. 
Der Aufbau von Institutionen und die Ausbildung 
entsprechenden Fachpersonals, die finanzielle Un-
terstützung beim Aufbau der staatlichen Infrastruk-
tur sind wesentliche Elemente, um das Entwick-
lungsgefälle des Ostseeraumes zu verringern. 

Die strukturell bedingten Entwicklungsunter-
schiede der Staaten sind auch Mitursache für das 
große Wohlstandsgefälle. Bei einem Wohlstandsun-
terschied von 1 : 10 zwischen Polen und Dänemark 
wird ein Anreiz für die organisierte Kriminalität ge-
schaffen, der durch keine polizeiliche Maßnahme be-
seitigt werden kann. 

Die einzige Lösung besteht darin, den Aufholpro-
zeß der osteuropäischen Länder soweit wie möglich 
zu beschleunigen. Die Antworten der Bundesregie-
rung hierzu fa llen aber verhältnismäßig dürftig aus. 
Die Bundesregierung gibt bei der Entwicklung von 
Kooperationsprogrammen und wi rtschaftlichen Kon-
zeptionen für den Ostseeraum allzugern ihre Verant-
wortung an die Kommission in Brüssel ab. 

Doch gerade die Nordländer, die über eine längere 
Zeit die Nachteile der politischen Randlage erleben 
mußten, brauchen besondere nationale Anstrengun-
gen und Maßnahmen. 

Aber die Bundesregierung zählt in ihrer Antwort 
lange Listen von Maßnahmen auf, die angeblich für 
die Ostseepolitik durchgeführt worden sind. Soweit 
es sich hier um Infrastrukturmaßnahmen in Schles-
wig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern han-
delt, können sie eigentlich nicht als spezifische Maß-
nahmen für die Ostseepolitik angesprochen werden 
- wobei die beiden Bundesländer mit ihren Arbeitslo-
senquoten über dem Bundesdurchschnitt liegen und 
sie schon aus diesem Grund zu einer Sonderwirt-
schaftszone erklärt werden müßten. 

Eine Ausnahme stellen hier lediglich die Verkehrs-
projekte dar. Es ist begrüßenswert, daß die Verbin-
dungen zwischen Deutschland, Dänemark und 
Schweden jetzt wesentlich verbessert werden. Es 
fehlen aber entsprechende Projekte zur verkehrsmä-
ßigen Anbindung der osteuropäischen Ostseeanrai-
ner. 

Pläne für Schnellbahnverbindungen durch Polen 
nach Sankt Petersburg zum Beispiel oder auch Auto-
bahnlinien entlang der Ostseeküste sind bisher über 
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das Stadium von Visionen nicht hinausgekommen. 
Besonders dürftig sind die Ausführungen zur Tele-
kommunikationsinfrastruktur, deren Verbesserung 
vor allem in Osteuropa dringend erforderlich ist. Ein 
ausgebautes Telekommunikationsnetz ist der erste 
Schritt zur Verbesserung der wirtschaftlichen Koope-
ration. 

Auch der hochgelobte sogenannte baltische Ring 
für den Strommarkt stellt bisher nicht mehr als eine 
Studie dar. Die Verwirklichung der Pläne erfordert 
nicht nur Initiative der beteiligten Industrieunterneh-
men, sondern auch ein staatliches Tätigwerden, um 
die dazu erforderlichen wi rtschaftlichen und gesetzli-
chen Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Bei Licht betrachtet, beschränken sich die Maß-
nahmen der Bundesrepublik Deutschland für den 
Ostseeraum auf das Transformprogramm. Ein Bera-
tungs- und Studienprogramm ist aber völlig unzurei-
chend angesichts der Probleme in den beteiligten 
Staaten. Lediglich 90 Millionen D-Mark sind von 
1994 bis 1997 in die drei baltischen Staaten geflossen 
für den Aufbau demokratischer Institutionen und für 
die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung. Das 
ist ein Tropfen auf den heißen Stein. Angesichts des 
hohen Investitionsbedarfs für Infrastruktur, Umwelt-
schutz und Ausbildung sind diese Mittel völlig unzu-
reichend. Insgesamt gibt die Bundesrepublik 
Deutschland nur ein Viertel von rund 1,6 Milliarden 
ECU an bilateraler Hilfe der Ostseestaaten. Die För-
derung verlagert sich mehr und mehr auf die Euro-
päische Union und die dort geschaffenen Förderpro-
gramme. 

Auch im Bereich der p rivaten Direktinvestitionen 
haben zwar die osteuropäischen Ostseeanrainer hö-
here Zuflüsse zu verzeichnen, allerdings mit einer 
eindeutigen Konzentration auf Polen. Die Hälfte aller 
Direktinvestitionen entfällt auf Skandinavien. Die 
kaufkräftigen Märkte Skandinaviens sind immer 
noch wesentlich attraktiver als erst langfristig ertrag-
reiche Investitionen in den osteuropäischen Ostsee-
anrainern. 

Hier hat auch die Osteuropa-Bank mit zinsgünsti-
gen Krediten nur wenig Veränderungen gebracht. 
Deutschland ist keineswegs der Vorreiter für Direkt-
investitionen im osteuropäischen Ostseeraum. Die 
skandinavischen Länder vereinen auf sich einen 
ebenso hohen Anteil, die USA liegen eindeutig an 
der Spitze. Für deutsche Investoren fehlen die An-
reize und auch die unterstützenden Maßnahmen, um 
verstärkt in den sich entwickelnden Ländern des Ost-
seeraumes zu investieren. 

Jetzt möchte ich mit einigen Worten auf die Forde-
rung an die Bundesregierung eingehen. Die wirt-
schaftliche Integration der Ostseestaaten ist in erster 
Linie eine Aufgabe dieser Staaten selbst und nicht 
der Europäischen Union. Soweit die Europäische 
Union hier allgemeine Förderprogramme bereitstellt, 
können und sollen diese selbstverständlich genutzt 
werden. 

Es darf aber nicht so sein, daß sich hier insbeson-
dere Deutschland als größter Ostseestaat aus der 
Verantwortung herauszieht und Aufgaben nach 

Brüssel verlagert. Damit würde Deutschland dem 
Grundsatz der Subsidarität einen Bärendienst erwei-
sen. Die Europäische Union darf nicht zu einem Zen-
tralstaat nach französischem Muster werden, wie ja 
auch der Bundeskanzler vor wenigen Tagen ernüch-
tert festgestellt hat. 

Die Ostseestaaten müssen deshalb enger zusam-
menarbeiten. Sie müssen ihre Kooperation intensi-
vieren und auf eine breitere Basis stellen. Als erstes 
müssen die Gremien für die Integration wirtschaft-
licher Maßnahmen mit mehr Kompetenzen ausge-
stattet werden. Dies gilt ganz besonders für das Ost-
seesekretariat, das die Bundesregierung bisher abge-
lehnt hat. Dieses Sekreta riat sollte auch fachlich-in-
haltliche Aufgaben übernehmen, wie zum Beispiel 
die Erstellung von Entwicklungsplänen für die Ost-
seeregion, spezifische Fachpläne zum Beispiel für 
Verkehr und Infrastruktur, oder diese Pläne doch zu-
mindest koordinieren. 

Auch auf politischer Ebene muß der Ostseerat ge-
stärkt werden. Er sollte zu einem Gremium ausge-
baut werden, das bei notwendiger finanzieller Unter-
fütterung auch verbindliche Entscheidungen auf der 
Basis der Einstimmigkeit treffen kann. Dies dient 
letztlich auch einer stärkeren politischen Einbindung 
Rußlands in die europäische Politik. 

Die Einführung des Euro zwingt gerade die Ost-
seestaaten zu schnellerer Integration. Es ist heute 
schon vorauszusehen, daß der Euro zur Standard-
währung im Ostseeraum wird. Die Anbindung dieser 
Staaten an die Europäische Union und hier insbeson-
dere an das Kernland Deutschland ist damit unum-
gänglich. 

Um diese Entwicklung zu beschleunigen, brau-
chen die Ostseestaaten eigenständige Finanzie-
rungsinstrumente für die großen Aufgaben des Infra-
strukturausbaus und der Entwicklung der Unterneh-
men. Es hat sich ja gerade bei dem Kuhhandel um 
Duisenberg gezeigt, daß die Präsidentschaft der Ost-
europa-Bank in London politische Verhandlungs-
masse ist. 

Es kann den Ostseestaaten nicht gleichgültig sein, 
wenn die Spitze der Osteuropa-Bank ohne Berück-
sichtigung ihrer Interessen politisch besetzt wird. In-
sofern muß schrittweise ein eigenes Finanzierungsin-
strument für die Ostseestaaten aufgebaut werden. 
Dieses sollte in enger Kooperation mit den privaten 
Banken geschehen. 

Wir brauchen im Ostseeraum mehr privatwirt-
schaftliche Initiative. Das historische Vorbild der 
Hanse zeigt, daß sowohl im Bereich von Handel und 
Industrie als auch bei der Finanzierung privatwirt-
schaftliche Initiativen schneller und wirksamer sein 
können als staatliche. 

Als ich vor kurzem in St. Petersburg war, konnte 
ich beobachten, daß die russische Regierung und die 
Verwaltung von St. Petersburg die großen Chancen, 
die den Ostseeraum charakterisieren, erkannt haben 
und gewaltige Anstrengungen unternehmen, trotz 
mangelnder innerer Struktur und Finanzierungsmög-
lichkeiten die wirtschaftliche Entwicklung der Re-
gion voranzutreiben. 
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Doch ohne fremde Unterstützung, vor allem auch 
ohne die Unterstützung der deutschen Seite in Rich-
tung einer Verbesserung der Infrastruktur, der Ent-
wicklung von Voraussetzungen für den Tourismus 
und der Umstrukturierung der Wirtschaft insgesamt 
werden aus den Chancen Risikofaktoren entstehen. 
Und dies gilt nicht nur für St. Petersburg und die da-
zugehörende Region, das gilt für den gesamten Ost-
seeraum. 

Vielen Dank. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aus 
der Antwort der Bundesregierung sind mehrere Pro-
bleme ersichtlich, auf die ich auf Grund der Kürze 
der Zeit leider nur stichwortartig eingehen kann. 

Die Ostsee als Wirtschaftsraum ist für die Zukunft 
Europas eine Kernregion, denn sie stellt die Verbin-
dung von, wenn ich hier „geoökonomisch" argumen-
tieren darf, dem nördlichen Europäischen Wirt-
schaftsraum und der mittel- und osteuropäischen 
Wirtschaftsregion dar. Auf Grund der kreativen und 
kooperativen Außenpolitik, die die skandinavischen 
Länder in der Phase des Ost-West-Konfliktes entwik-
kelt haben, wurde hier an innovativen und koopera-
tiven Sicherheitsmodellen gearbeitet. 

Während Schleswig-Holstein treibende Kraft der 
Ostseekooperation ist, ist die Bundesregierung je-
doch nicht an der Weiterentwicklung einer alle Ost-
seeanrainerstaaten umfassenden Kooperation inter-
essiert, sondern setzt in der konkreten Politik auf 
eine eurohegemoniale Politik gegen Rußland. 

Vor dem Hintergrund, daß in der Region durchaus 
Konfliktpotentiale vorhanden sind, mahne ich zur 
Umsicht. Kaliningrad ist ein Problem, an dem man 
sowohl auf die Problematik der NATO-Osterweite-
rung als auch auf Folgen der EU-Erweiterung hin-
weisen kann. Ich stelle nur zwei Fragen: Welche Fol-
gen haben die unbedachte NATO-Osterweiterung 
und eine nicht im Konsens durchgeführte EU-Erwei-
terung? Und warum betreibt die Bundesregierung 
keine konstruktive Politik im Ostseerat, mit der sie 
die Schäden der NATO-Osterweiterung zumindest 
eindämmen könnte? Die zukünftigen NATO-Mitglie-
der investieren in die Anpassung an die NATO-
Strukturen und binden so Mittel, die für die Wi rt

-schafts- und Sozialpolitik fehlen. 

Die Erweiterung der EU, so wie sie bis jetzt geplant 
ist, zerreißt die gewachsenen Wi rtschaftsstrukturen, 
und zwar in doppelter Hinsicht: Zum einen werden 
nicht alle Staaten Mitglieder der EU, zum anderen 
besteht in Estland die Gefahr, daß die relativ positive 
Entwicklung dort gefährdet wird. Ich möchte das an 
einem Beispiel demonst rieren: In Schleswig-Holstein 
sind in den letzten 40 Jahren durch die EU-Agrar-
politik etwa 50 Prozent der eigenständigen Bauern-
höfe ruiniert worden. Die Folge: Überlebt haben nur 
rationalisierte Großbetriebe. Die gleiche Entwick-
lung steht bevor, wenn dieses Modell auf Länder wie 
Polen übertragen wird. 

Aber auch die ökologischen Probleme werden von 
der Bundesregierung sträflich vernachlässigt: Der 
Wasseraustausch zwischen Ost- und Nordsee ist für  

das Biotop Ostsee lebensnotwendig. Was tut die Bun-
desregierung, um das endgültige Umkippen der Ost-
see zu verhindern? Der Austausch zwischen Ost- und 
Nordsee wird durch die Großbrückenprojekte ge-
fährdet. Ein weiteres Problem sind die Senfgasbe-
stände, die noch auf dem Boden der Ostsee lagern. 
Die Bundesregierung versucht das Problem auszusit-
zen, indem die tickende Zeitbombe auf dem Grund 
liegen gelassen wird. 

In ihrer Antwort auf die Große Anfrage beklagt die 
Bundesregierung den zurückgegangenen Fischbe-
stand, ohne die Überfischung überhaupt zu erwäh-
nen. Lösungsvorschläge für dieses ökologische Pro-
blem sucht man vergebens. 

Wichtig - das sage ich insbesondere als Abgeord-
nete aus Schleswig-Holstein - ist die Betrachtung der 
Probleme, die der derzeitige Ausbau der Verkehrs-
wege bedingt. Eine feste Querung des Fehmarn

-

Belts zwischen Puttgarden und Rödby müssen wir 
aus ökologischen Gründen ablehnen. Der Schiffsver-
kehr ist wegen des geringen Energieverbrauchs ver-
hältnismäßig umweltverträglich, besonders im Ver-
gleich mit dem Verkehr auf der Straße. Daher sollte 
alles vermieden werden, was zu einer Verlagerung 
auf die Straße führen könnte. Vor diesem Hinter-
grund sollte auch der Ausbau der A 20 bewertet wer-
den. Er wird aus wirtschaftlichen Gründen zu einer 
Verkehrsverlagerung auf die Straße führen, die öko-
logischen Kosten sind in den Rechnungen dafür nicht 
enthalten. 

Ich möchte zum Abschluß kurz zusammenfassen. 
Wirtschaftskooperation im Ostseeraum, so wie sie 
jetzt von der Bundesregierung betrieben wird, ver-
nachlässigt erstens die Schaffung politischer Stabili-
tät durch eine friedensverträgliche Ostseekooperati-
onspolitik, vernachlässigt zweitens ökologische Fak-
toren und gefährdet so eine moderne und zukunftsfä-
hige Wirtschaftsentwicklung in Schleswig-Holstein 
als Teil der Ostseeregion und setzt drittens damit 
fahrlässig mittel- und langfristig Arbeitsplätze und 
eine dynamische Entwicklung aufs Spiel. 

Wir setzen dagegen, indem wir vorschlagen: Wir 
sind für eine Ostseekooperation, die alle Ostseean-
rainerstaaten einbezieht und die Ostsee nicht zum 
EU-Binnenmeer reduziert. Wir müssen die Heraus-
forderung einer ökologischen Verkehrspolitik in der 
Ostsee annehmen und Personen- und Güterverkehr 
soweit wie möglich auf das Wasser verlegen. Wir 
müssen die Ostsee als eigenständiges, aber einge-
bundenes Biotop begreifen, das die Grundlage für 
eine zukunftsfähige Wirtschaft bilden muß. Auf die-
ser Basis können wir in Zusammenarbeit mit allen 
Partnerstaaten an der Ostsee eine zukunftsfähige 
und sozialverträgliche regionale Ökonomie auf-
bauen. 

Lisa Peters (F.D.P.): Der Ostseeraum, so wie er sich 
heute darstellt, bildet wieder eine Einheit. Das war 
vor 1990 nicht so. Deshalb hatte die Große Anfrage, 
die wir heute beraten, auch ihre Berechtigung. Die 
Antwort ist umfassend, die Vielfältigkeit dieses „Zu-
kunftsraumes" ersteht vor unseren Augen und 
nimmt Gestalt an. Der Ostseeraum mit den Anlieger- 
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staaten Deutschland, Dänemark, Schweden, Finn-
land, der russischen Förderation, Estland, Lettland, 
Litauen und Polen mit seinen Entwicklungschancen, 
die gerade erst beginnen, wird uns vorgestellt. Die 
Ostsee, ihre Küsten, ihre Kultur, ihre gewachsenen 
Städte, in denen gut ausgebildete Menschen woh-
nen, sind ein hervorragendes Potential für eine auf-
strebende Region. 

Jetzt, nachdem die Menschen und die Länder um 
die Ostsee herum wieder frei mitgestalten und wirt-
schaften können, muß vieles nachgeholt werden. Es 
geht um die Sauberhaltung der Ostsee; noch viele 
moderne und leistungsfähige Klärwerke müssen ge-
baut werden. In diesem Zusammenhang ist auch der 
Fischbestand in der Ostsee zu sehen. Er wird sich zu-
nehmend verbessern, wenn erforderliche Maßnah-
men im Umweltschutz getroffen worden sind. 

Die stabilen Verhältnisse, die jetzt in allen Ländern 
des Ostseeraumes herrschen, werden Investoren er-
mutigen, dort  Arbeitsplätze zu schaffen, weil sich 
Chancen für Zukunftsperspektiven ergeben. Investi-
tionen in allen Wirtschaftsbereichen werden nötig 
sein. Handel und Wandel kann nur do rt  funktionie-
ren, wo die Häfen ausgebaut sind und die Infrastruk-
tur vorhanden ist. Hier sind Zubringerstraßen im Bau 
oder in der Planung, die ein Zu- und Abfließen der 
Waren ermöglichen und noch verbessern werden. 
Die vorhandenen Fähren spielen im Ostseeraum eine 
wichtige Rolle. 

In der Beantwortung durch die Bundesregierung 
sind auf alle Fragen zukunftsweisende Antworten 
gegeben worden. Die Menschen in den neun an-
grenzenden Ländern werden die Zukunft dieses 
Raumes gestalten müssen. Sie müssen miteinander 
reden, miteinander umgehen, Kontakte knüpfen. 
Dazu muß man sich sprachlich verständigen können; 
noch bestehende Vorbehalte müssen abgebaut wer-
den! 

Alle Länder sind auf die Unterstützung der EU und 
ihre Maßnahmen und Programme angewiesen. Der 
Fremdenverkehr wird in Zukunft eine wichtige Ro lle 
spielen und damit ein wesentlicher Wi rtschaftsfaktor 
sein. Auch der Sport, hier besonders alle Aktivitäten, 
die mit dem Wasser verbunden sind, wird nicht un-
wichtig sein, Menschen verbinden und zusammen-
führen. Dabei darf man nicht den Fehler wiederho-
len, der im Mittelmeerraum gemacht wurde, und die 
Küsten zubetonieren. Hier ist noch Natur pur, sie 
muß erhalten und geschützt werden. Es dürfen nicht 
mehr Dünen verlorengehen. 

Früher hat die Hanse im Ostseeraum eine große 
Rolle gespielt. Seit 1980 haben wir die „Hansetage" 
der Neuzeit, die damals in Zwolle in den Niederlan-
den ihren Anfang nahmen. In diesem Jahr sind wir in 
Visby in Schweden; auch Kalmar, Tallin und Danzig 
haben in den vergangenen Jahren zum „Hansetag 
der Neuzeit" geladen. Auch meine Heimatstadt Bux-
tehude ist Hansestadt. Wir nehmen ohne Unterbre-
chung an den Hansetagen teil. Für mich waren es 
Begegnungen mit Menschen, die ich nicht missen 
möchte. 

Zur Zeit des Eisernen Vorhanges, Anfang der acht-
ziger Jahre, konnten die Hansestädte aus dem dama-
ligen Ostblock nicht teilnehmen. Mitte der achtziger 
Jahre schmolz das Eis; Freunde aus Polen und Ruß-
land (Novgorod) kamen dazu. Inzwischen kennen 
wir uns alle, Handel und Wandel wird forciert, Erfah-
rungen werden ausgetauscht, Seminare veranstaltet, 
Feste gefeiert. 

In diesem Jahr ist die „Hansejugend" mit dabei, 
die sich verbindet. Lübeck ist weiter Wortführer in 
der „Hanse der Neuzeit". Es sind in jedem Jahr 
lebendige Veranstaltungen, die von Menschen ge-
staltet werden, die sich nur so treffen konnten. Über 
140 Städte nehmen teil, die Städte, die um den Ost-
seeraum angesiedelt sind, sind alle dabei. Eine tolle 
und aktive Partnerschaft verbinden diese Begegnun-
gen, und wir wollen sie nicht mehr missen! 

Rolf Kutzmutz (PDS): Die PDS dankt der Koalition 
für die Beschaffung dieses informativen und detail-
lierten Überblicks durch die Bundesregierung über 
die vielfältigen zwischenstaatlichen Aktivitäten im 
Ostseeraum. Damit dieses Mate rial nicht folgenlos 
bleibt, haben wir einen Entschließungsantrag vorge-
legt, der - so meinen wir - eigentlich parteienüber-
greifende Zustimmung finden könnte. 

Die Fragen der Koalition hoben vor allem auf Wi rt
-schaftspotentiale und Kooperation von Institutionen 

ab. Dazu nur drei Detailbemerkungen. 

Erstens. Mir erschließt sich nach wie vor nicht, 
wieso ausgerechnet der Transrapid ein Beitrag zur 
Ostsee-Zusammenarbeit sein soll - vor a llem, wo an-
dererseits ein Ausbau der Eisenbahnstrecken Berlin-
Rostock und Berlin-Stralsund-Rügen für überflüssig 
erklärt wird, obwohl die Häfen Mukran und Rostock 
ausgebaut wurden bzw. werden. 

Zweitens. Die Atomkraftwerke Ignalina und Sos-
nowi Bor werden einerseits problematisiert. Anderer-
seits sind der Bundesregierung zu regenerativen 
Energieträgern aber - ich zitiere - „keine größeren 
Vorhaben in der Region bekanntgeworden". Sollte 
sie da nicht von sich aus das Nachdenken über sol-
che Vorhaben auf die Tagesordnung setzen? 

Drittens. Was gedenkt man zur Unterstützung der 
östlichen Anrainer zu tun, ehe nach Lachs und He-
ring die Ostsee auch noch bei Sprotten und Dorsch 
überfischt wird? 

Wir möchten hier aber vor allem einen über ökono-
mische Details hinausgehenden Aspekt benennen. 
Die Bundesregierung selbst betont an einer Stelle, 
beim „Bund der Ostseestädte", den - ich zitiere -
„basisorientierten Ansatz ihrer Ostseepolitik" . Ge-
rade diese Basisorientierung von Politik muß weiter-
entwickelt werden. Denn machen wir uns nichts vor: 
Natürlich liegen auf dem Weg zu einem geeinten 
Ostseeraum noch viele politische und wi rtschaftliche 
Steine. Ich verweise nur auf den für alle schwierigen 
Prozeß der Integration Polens in die Europäische 
Union. 

Auch in Mecklenburg-Vorpommern und Schles-
wig-Holstein fürchten Bauern angesichts der 
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„Agenda 2000" um ihre Existenzgrundlagen, ver-
steift sich der Widerstand gegen eine neue Agrarpoli-
tik. Andererseits sollte sich bei den hiesigen Debat-
ten jeder bewußt sein, daß bei einer sofortigen land-
wirtschaftlichen Produktivität von Szczecin bis 
Gdansk auf EU-Niveau 22 Prozent aller polnischen 
Beschäftigten - nicht nur der Landwirtschaft, son-
dern insgesamt betrachtet! - arbeitslos sein würden. 

Schon diese beiden Fakten verdeutlichen, daß 
über Zeitschiene wie auch Resultate, beispielsweise 
von EU-Reform und -Erweiterung, vor allem aber 
über das aktive Einbeziehen der vor Ort Betroffenen 
in diese Prozesse neu nachgedacht werden muß. Un-
demokratische Entscheidungen der Regierenden 
über das Schicksal der Regierten - wie die Euro-Ein-
führung - dürfen sich keinesfalls wiederholen. 

Politikkonzepte, wie sie beispielsweise der Land-
tag von Mecklenburg-Vorpommern zur Intensivie-
rung der Zusammenarbeit zwischen dem Land und 
der angrenzenden Wojewodschaft Szczecin beschlos-
sen hat, müssen Schule machen. Do rt  wurde auf 
Initiative der PDS im April 1997 einstimmig - also 
auch von CDU und SPD - unter anderem die Anre-
gung unterstützt, daß als erste praktische Schritte 
alle Gemeinden und Schulen beiderseits der Grenze 
Partnerschaften anstreben und eine gemischte 
deutsch-polnische Parlamentariergruppe - die ört-
lichen Bundestagsabgeordneten eingeschlossen - 
eingerichtet wird. 

Dies scheinen uns geeignete Wege, Probleme wie 
die eingangs beschriebenen überhaupt als Alltagser-
fahrung bewußt zu machen. Nur so kann man dann 
im Kleinen wie im Großen zu für von allen getrage-
nen Kompromissen vorstoßen. Gegenseitiges Ver-
trauen muß erst von unten wachsen, ehe Kooperatio-
nen von oben besiegelt werden können. Sonst tragen 
sie nicht auf Dauer. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Die Bundesregierung be-
grüßt das besondere Interesse an der wirtschaftli-
chen Entwicklung des Ostseeraumes. Der Ostsee-
raum verdient in der Tat volle Aufmerksamkeit. 

Die Ostseeregion hat nach dem Ende der Spaltung 
Europas ihre Bedeutung als eine West- und Ost-
europa im Norden verbindende Region wieder er-
langt. Die Aussicht auf den Beitritt Polens und der 
drei baltischen Staaten zur Europäischen Union er-
höht ihre Bedeutung. Die Ostsee wird in Zukunft 
nahezu ein EU-Binnenmeer sein. Um so wichtiger ist 
es, daß auch Rußland mit seinen Osteegebieten in 
vollem Umfang an der Kooperation teilnimmt. Der 
Ostseekooperation kommt deswegen über die Wi rt

-schaft hinaus politische Bedeutung zu. Dies schlägt 
sich in der Arbeit des Ostseerates nieder. 

Die Bundesregierung hat bereits in der Antwort 
auf die Große Anfrage, die hier behandelt wird, die 
vielfältigen Aktivitäten und die bisherigen Erfolge 
geschildert. Sie hat aufgezeigt, wie sich die Zusam-
menarbeit auf allen Ebenen entfaltet und wie sich 
EU-Aktivitäten und Aktivitäten des Bundes, unserer 
Ostseeländer und zahlreicher Institutionen ergänzen. 

Ostseezusammenarbeit ist ein vielschichtiger Vor-
gang, er muß vor allem von der Basis her wachsen. 

Die Bundesregierung hat Ihnen auch dargelegt 
- und das ist wichtig -, welche Chancen im Ostsee-
raum bestehen und welche Aufgaben zu bewältigen 
sind. Lassen Sie mich einige hier ansprechen: 

Die wirtschaftliche Entwicklung des Ostseeraums, 
die sich im Vorfeld des Beitritts von vier Ostsee-
ländern zur EU beschleunigt, eröffnet Deutschland 
einen vielversprechenden Markt. Dank der hervorra-
genden Verkehrsverbindungen über die Ostsee und 
der Entwicklung der Landverbindungen liegt dieser 
Markt vor unserer Haustür, vor allem vor der Tür un-
serer nördlichen Bundesländer. Schon jetzt ist Polen 
unser größter Handelspa rtner und größtes Investi-
tionsziel im Osten. 

Unsere Aufgabe ist es, die östlichen Anrainerstaa-
ten bei der Erleichterung des Grenzübergangs, der 
Harmonisierung ihres Rechts mit dem der EU und bei 
der Sicherung der Rechtsanwendung zu unterstüt-
zen. Für Handel und Investitionen ist dies unver-
zichtbar. 

In der EU setzten wir uns dafür ein, daß die Union 
den Ostseeraum entsprechend seiner Bedeutung 
berücksichtigt. Ostseekooperation ist angewandte 
europäische Regionalisierung, welche die EU nur 
stärken kann. 

Die EU stellt schon jetzt in ihren Programmen 
PHARE und TACIS beträchtliche Mittel zur Verfü-
gung, die auch dem Ostseeraum zugute kommen. 
Vom Jahre 2000 an werden dann die assoziierten 
Länder umfangreiche Vorbeitrittshilfen erhalten, und 
nach dem Beitritt fließen ihnen die den Mitgliedstaa-
ten zustehenden Mittel zu. Es handelt sich um ein-
drucksvolle Summen; sie werden auch die Entwick-
lung des Ostseeraums nachhaltig voranbringen. Als 
Hilfe für die Zeit vor dem Beitritt hat die Kommission 
in der Agenda 2000 für die Jahre 2000 bis 2006 über 
21 Millionen Euro vorgeschlagen. Nach dem Beitritt 
sollen noch höhere Mittel fließen. Der EU kommt da-
mit eine höchst bedeutsame Rolle in der Ostseere-
gion zu. Mit Recht hat Finnland vorgeschlagen, eine 
„nordische Dimension" der EU zu entwickeln. 

Für die Ostseestaaten bleibt aber genug zu tun: So 
werden sich die Wirtschaftsminister der Ostseestaa-
ten mit der Förderung der kleinen und mittleren Un-
ternehmen befassen. Wir können hier unsere guten 
Erfahrungen einbringen. 

Die Ostsee-Energieminister werden über Strom- 
und Gasnetze rund um die Ostsee sprechen. Hier 
haben die Energieversorgungsunte rnehmen eine 
besondere Aufgabe. 

Ostseekooperation schlägt auch eine Brücke nach 
Nordwest-Rußland. Do rt  harrt ein großes wirtschaft-
liches Potential stärkerer Erschließung. 

Die Bundesregierung ist nach allem überzeugt, 
daß sich die Entwicklung des Ostseeraums zu einem 
einheitlichen Wirtschaftsraum auf gutem Wege be-
findet. 
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Anlage 5 

Amtliche Mitteilungen 

Die Fraktion der SPD hat mit Schreiben vom 
30. April 1998 ihren Gesetzentwurf zur Änderung 
des Gesetzes über den Verkehr von Betäubungs-
mitteln (Betäubungsmittelgesetz - BtMG) - Druck-
sache 13/6534 - zurückgezogen. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat mit 
Schreiben vom 30. Ap ril 1998 ihren Entschließungs-
antrag zu der Großen Anfrage „Internationale 
Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des Hoch-
schulstandortes Deutschland als Aufgabe deutscher 
Politik" - Drucksache 13/9400 - zurückgezogen. 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung zu 
den nachstehenden Vorlagen absieht: 

Auswärtiger Ausschuß 

- Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Parla-
mentarischen Versammlung der OSZE 

über die Sechste Jahrestagung der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE vom 5. bis 8. Juli 1997 in Warschau 
- Drucksachen 13/8689, 13/9066 Nr. 3 - 

- Unterrichtung durch die Delegation der Interparlamentari-
schen G ruppe der Bundesrepublik Deutschland 
über die 98. Interparlamentarische Konferenz vom 11. bis 
16. September 1997 in Kairo 

- Drucksachen 13/9048, 13/9461 Nr. 1 - 

Rechtsausschuß 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung über Maßnahmen im Zusam-
menhang mit dem Inkrafttreten des Übereinkommens über 
die Rechte des Kindes für die Bundesrepublik Deutschl and 
- Drucksachen 12/4168, 13/725 Nr. 27 - 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung über die Auswirkungen der 
durch das Gesetz zur Stärkung des Schutzes des geistigen 
Eigentums und zur Bekämpfung der Produktpiraterie (PrPG) 
vom 7. März 1990 (BGBl. I S. 422) eingeführten neuen Maßnah-
men zur Bekämpfung der Schutzverletzungen im Bereich des 
geistigen Eigentums, insbesondere der Produktpiraterie 

- Drucksachen 12/4427, 12/4651 Nr. 1.2, 13/725 Nr. 28 - 

- Unterrichtung durch das Europäische Parlament 

Entschließung zur Alltagskriminalität in Ballungszentren 
und ihre Verbindung zur organisierten Kriminalität 

- Drucksachen 12/6631, 12/6902 Nr. 1.3, 13/725 Nr. 31 - 

Finanzausschuß 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Bericht über die Höhe des Existenzminimums von Kindern 
und Familien für das Jahr 1999 
- Drucksachen 13/9561, 13/9933 Nr. 2 - 

Ausschuß für Wirtschaft 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Jahreswirtschaftsbericht 1998 
„Den Aufschwung voranbringen - Arbeitsplätze schaffen" 

- Drucksache 13/10107 - 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Jahresgutachten 1997/98 des Sachverständigenrates zur Be

-

gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
- Drucksachen 13/9090, 13/9461 Nr. 2 - 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

- Zwischenbericht der Enquete-Kommission „Sogenannte 
Sekten und Psychogruppen" gemäß Beschluß des Deut-
schen Bundestages vom 9. Mai 1996 

- Drucksachen 13/4477, 13/8170 - 

Ausschuß für Verkehr 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Straßenbaubericht 1997 

- Drucksachen 13/8759, 13/9933 Nr. 1 - 

Die  Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EU-
Vorlagen bzw. Unterrichtungen durch das Europäi-
sche Parlament zur Kenntnis genommen oder von ei-
ner Beratung abgesehen hat. 

Auswärtiger Ausschuß 

Drucksache 13/9935 Nr. 1.5 
Drucksache 13/9935 Nr. 1.6 
Drucksache 13/9935 Nr. 1.7 
Drucksache 13/10263 Nr. 2.10 
Drucksache 13/10263 Nr. 2.16 
Drucksache 13/10361 Nr. 1.4 

Innenausschuß 

Drucksache 13/10072 Nr. 2.19 
Drucksache 13/9086 Nr. 2.35 
Drucksache 13/9086 Nr. 2.36 
Drucksache 13/9668 Nr. 2.39 
Drucksache 13/9668 Nr. 2.45 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.26 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.16 

Finanzausschuß 

Drucksache 13/9935 Nr. 2.24 
Drucksache 13/10263 Nr. 1.1 
Drucksache 13/10363 Nr. 1.2 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Drucksache 13/9819 Nr. 2.8 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.10 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.11 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.15 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.28 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.58 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.3 
Drucksache 13/10072 Nr. 2.7 
Drucksache 13/10263 Nr. 2.17 
Drucksache 13/10263 Nr. 2.21 
Drucksache 13/10263 Nr. 2.26 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.29 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.56 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.59 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Drucksache 13/9086 Nr. 2.68 
Drucksache 13/9086 Nr. 3.1 
Drucksache 13/9668 Nr. 2.27 

Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Drucksache 13/9086 Nr. 1.9 
Drucksache 13/9668 Nr. 1.2 

Ausschuß für Verkehr 

Drucksache 13/8615 Nr. 2.72 
Drucksache 13/9819 Nr. 1.11 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.50 
Drucksache 13/9935 Nr. 2.15 
Drucksache 13/10263 Nr. 2.7 
Drucksache 13/10361 Nr. 2.43 

Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

Drucksache 13/9819 Nr. 1.1 
Drucksache 13/9819 Nr. 1.14 
Drucksache 13/9819 Nr. 2.60 
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